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XVII . Gesundheitswesen.

Gesundheitspolizei.
s) Sanitätspersonalt.

Zur Durchführung der nach dem Reichssanitätsgcsetze vom .40 . April 1870.
R . G . Bl . tzkr. 68 iu de» Wirkungskreis der Gemeinde füllenden sanitätspolizeilichen

Agenden sind vor allem das Stadtphysikat und die städtischen Ärzte berufen , denen

als Hilfsorgane für untergeordnete Dienstleistungen die städtischen Sanitätsaufseher bei-
gcgeben sind.

Tie Zusammensetzung des Stadtphysikates'  hat sich in der Berichtsperiode nur

insoferne geändert , als die Anhäufung der Geschäfte die Aufnahme einer ärztlichen
Hilfskraft » othwendig machte ; mit Gemeinderathsbeschluss vom 24 . Mai 1894 wurde
nämlich ein provisorischer städtischer Arzt mit einer Jahresremuneration von 600 fl.
für das Stadtphysikat bestellt.

Die Zahl der für städtische Ärzte  im ehemaligen Gemeindegebicte systemisierten
Stellen wurde in den Jahren 1889 und 1890 um 4 vermehrt , indem für den II ., V.
und X . Gemeindebezirk je ein provisorischer städtischer Arzt ausgenommen wurde ; die
definitive Festsetzung der Stellenzahl wurde bis zur endgiltigen Regelung des Gemeinde-
Sanitätsdienstes verschoben.

Die Bezüge der städtischen Ärzte waren zuletzt durch den Gemeinderathsbeschluss
vom 40 . December 1879 bestimmt worden ; es bestanden drei Gehaltsstufen mit 1000 fl .,

1200 sl. und 1400 fl ., nebst einem 300/gigen Onartiergclde . Über die motivierte

Eingabe der städtischen Ärzte um Erhöhung ihrer Bezüge , fasste der Gemeinderath in
seiner Plenarsitzung vom 24 . August 1889 folgende Beschlüsse!

4 . Den städtische » Ärzten sind bei entsprechender Verwendung Vvi» Tage an , an welchem
sie i» dieser Eigenschaft den Diensteid adgelcgt haben , unter Zugrundelegung eines firen Jahres
gehalteS per 1000 sl. fünf Quinquennalzulagen ä 200 fl. zu gewähren;

2 . mit dem Anfalle jeder solchen Zulage soll auch die Steigerung des Qnartiergeldes um
40 Proeent der anfallenden Zulage verbunden sein;

3 . die disherigen Gehaltsstufen haben zu entfallen;

4 . den beiden Phvsikatsassistenten llr . Grünberg und Or . Jellinek  wird mit Rücksicht
ans ihre mehrjährige belobte Berwendung eine Zulage ack personal » von je 200 fl, zu ihrer Rcmn-
neration , somit die Erhöhung derselben von 600 fl. ans je 800 fl. gewährt.

Die durch die Bororteeinverleibung geschaffene Nvthwendigkeit , den Sanitätsdienst
in den einvcrlcibten Gemeinden und Geineindctheilen zu organisieren , stellte die Frage
einer Reform  des Gemeinde - SanitätsdiensteS im allgemeine » in den Vordergrund.
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I » dieser Hinsicht kamen auch in Betracht : ein in der Sitzung des nieder-
iisterreichischen Landtages vom 15 . Jänner 1891 gestellter Antrag wegen Aus¬
arbeitung eines Gesetzes über die Regelung des Sanitätswesens in Wien,
sowie der an den Bürgermeister gerichtete Erlass der k. k. n.-ö. Statthalterei vom
80 . Mai 1891 , Z . 30 .897 , in welchem die Absicht kundgegeben wurde , die Reorgani¬
sation des Sanitätsdienstes in Wien durch eine Regierungsvorlage im
niederösterreichischen Landtage einzuleiten, welche sich auf die der Gemeinde im
selbständigen und übertragenen Wirkungskreise, sowie auf die dem, Magistrate als
politischer Behörde I . Instanz obliegenden Sanitätsagenden beziehen soll.

Der vorerwähnte Antrag wurde mit der Note des niederösterreichischen Landes¬
ausschusses vom 1. Februar 1891 , Z . 2742 — da „ hiebei die Interessen , Bedürf¬
nisse und Wünsche der k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt Wien vornehmlich zu
berücksichtigen sind" — dem Magistrate zur ämtlichen Behandlung und Bekanntgabe der
Wohlmeiuung übermittelt ; die k. k. n .-ö. Statthalterei hat dagegen in dem vorange¬
führten Erlasse bereits im allgemeinen jene Gesichtspunkte aufgestellt , auf welche bei
der Bearbeitung des fraglichen Gesetzentwurfes Bedacht zu nehmen wäre , um eine
mustergiltige Organisation des Sanitätsdienstes in Wien zu schaffen.

Diese bedeutsamen Anregungen boten dem Magistrate Beranlassuug zur ein-
gehenden Berathuug und Verhandlung — allein gerade der Sanitätsdienst wies in den
einzelnen augegliederten Gebietsteilen die verschiedensten Organisationsformen auf und
war daselbst bis zum 1. Jänner 1892 der sanitäre Wirkungskreis der politischen
Behörde I . Instanz von den staatlichen Organen besorgt worden.

Unter diesen Umständen erschien es nicht räthlich , sofort eine definitive Neu¬
organisation des Gemeinde-Sanitätsdienstes im ganzen Stadtgebiete nach einheitlichen
Grundsätzen durchzuführen , es erschien vielmehr zweckmäßig, die bisherige Organisation
i» den alten Bezirken I bis IX aufrecht zu erhalten und für die Bezirke X bis XIX
Übergangsbestimmungen zu erlassen.

In dieser Erwägung hat denn auch der Stadtrath in seiner Sitzung vom
10 . December 1891 auf die provisorische Regelung des Gemeinde-Sanitätsdienstes
in den Bezirken X bis XIX bezügliche Beschlüsse gefasst.

Nach denselben wurde die Mehrzahl der in den einverleibten Vvrvrtegemeindeu
bestellten „Gemeindeürzte " in den städtischen Dienst übernommen , denselben der Titel
„städtischer Arzt " verliehen , für jeden der Bezirke XI — XIX ein Arzt dem betreffenden
magistratischen Bezirksamte als Amtsarzt zugewiesen, den übrigen Ärzten aber die
Todtenbeschau und Armenbehandlung in genau abgegrenzten Rayons der einzelnen
Bezirke übertragen.

Eine provisorische Instruction bestimmte das Dienstesverhültnis dieser Ärzte , sowie
ihre Kompetenz, indem ein Theil der Sanitätsagenden dem Stadtphysikate Vorbe¬
halten blieb.

Mit Rücksicht auf tz 6 des Übereinkommens vom 1. December 1891 (L. G . Bl.
Nr . 64 ex 1892 ) betreffend die Feststellung der Bedingungen , unter welchen die in
den früheren Vororten von Wien bestehenden öffentlichen Krankenanstalten dem Wiener
k. k. Krankenanstaltsfonde einverleibt wurden , mussten auch die in den alten Stadt¬
bezirken, in welchen bis dahin neben den provisorischen k. k. Armenärzten die k. k.
Polizeiärzte nnd polizeiärztlichcn Functionäre die Armenbehandluug ausgesührt hatten,
provisorische städtische Armenärzte bestellt werden.
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Eine Übersicht der im städtischen Sanitätsdienst verwendeten Ärzte nach dein
Stande vom 31 . Deeeinber 1893 wird durch die folgende Zusammenstellung geboten.

Es waren systemisiert

im Bezirke
Amtsärzte bei dem

magistratischen k k. Armenärzte
provisorische

städtische

naoonne rerzie
für Armenbe¬
handlung und

I
Bezirksamte

. . . . 1 1
Armenärzte

1
Todtenbeschau

II . . . . 3 3 2 —

III . . . . 2 2 1 —

IV . . . . 1 1 -- —

V 2 1 1 —

VI . . . . i 2 — —

VII . . . . . i i , 1 « -
VIII . . . . . i i < l -

IX 2 2 1 —

X . 1 1 1
XI . . . . . 1 — — 2

XII . . . . . 1 — — 4
XIII . . . . 1 — — 7
XIV . . . . . 1 — — 2
XV . . . . . 1 — — 2

XVI . . . . . 1 — — 4
XVII . . . . . 1 — — 4

XVIII . . . . 1 — — 3
XIX . . . . 1 — — 3

I—XIX . . . . 25 15 8 32

Das Referat über die definitive Regelung des Gemeinde-Sanitätsdienstes der
Stadt Wien war zwar vom Magistrate zum Schlüsse dieser Berichtsperiode fertiggestellt,
jedoch noch nicht der Schlusssassung des Stadtrathes unterbreitet worden , daher ans
dasselbe in dem vorliegenden Berichte nicht eingegangen werden kann.

Das Institut der Sanitätsanfseher,  welches im Jahre 1871 anlässlich der
damaligen Eholeragefahr vom Gemeinderathe ins Leben gerufen worden war , und
welches sich in den alten Bezirken bewährt hatte , wurde nach erfolgter Einverleibung
der Borvrte auch ans die Bezirke XI —XIX ausgedehnt und wurden vom 1. Jänner 1892
für die Bezirke XVI und XVII je 2 , für die übrigen neuen Bezirke je 1 Sanitäts-
anfseher ausgenommen.

Zufolge Gemeinderathsbeschlnsses vom 21 . April 1893 wurden weitere 6 Sanitäts¬
aufseher , und zwar je einer für den V ., XI ., XII ., XIII ., XVIII . und XIX . Bezirk aus¬
genommen , so dass mit Ende Deeeinber 1893 in sämmtlichen Gemeindebezirken
33 städtische Sanitätsanfseher in Berwendnng standen.

Auch eine Reform dieses Dienstzweiges , insbesondere durch Einführung eines
BvrbereitungScurseS für Bewerber um solche Stellen war zum Ende der Berichts¬
periode in Vorbereitung.

Tie folgende Zusammenstellung gibt eine Übersicht über die Geschäftsbewegung
im Stadtphysikate.

28*
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Die Agenden des Stadtphysikates zerfallen in zwei Gruppen, van denen die eine
die Hygiene und Sanitätspolizei, die zweite das Medicinalwesenüberhaupt umfasst.

Die Zahl der beim Stadtphysikate in der BerichtSperivde durchgeführten Agenden
betrug:

im Jahre
in der Gruppe

i II .1 0
1889. 50 .018 28.539 78.557
1890 . 53 .445 30.362 83 .807
1891. 65.708 33 .091 98.799
1892 . 97.742 53 .916 151.658
1893 . 109.623 55.944 165.567

Von den zur I. Gruppe gehörigen Agenden sind besonders zu erwähnen
1888 188 « 1881 1882 188 »

Augenscheine und cvmmissionelle Verhand-
lnngen . 1.734 1.775 1.774 1.547 1.828

Exhumierungen. 306 376 254 348 410
Amtshandlungen wegen Leichentransportes
Chemische Untersuchungen von Genuss-,

1.220 1.201 964 664 581

Arzneimitteln re.
Anzeigender Sanitätsaufseher über sani-

675 529 282 897 1.190

täre Gebrechen . 8.121 7.627 10.736 14.947 19.061
Erhebungen über cvntagiöse Krankheiten. 2.856 2.131 3.234 6.557 8.374
Durchgeführte Desinfectioneu . . . . 9.589 8.301 10.544 20 .348 21.277

Von den, der II . Gruppe ungehörigen Agenden sind hervorzuheben:
1888 188 « 1881 1882 188 »

Zeugnisbestütignngen.
Ärztliche Untersuchungen von Beamten,

815 827 947 560 511

Lehrer», Dienern, Pfründnern re. . 2 .050 2.302 2.249 2.414 2.661
Intervention bei Militärstellungeu re.
Revisionen von Humanitäts- und Privat-

119 147 109 110 118

Heilanstalten. 31 32 29 40 45
Anzeigen übermiasmatisch-contagiöseKrank-

heiten.
Jntervenierungen bei sanitätspolizcilichen

14.014 14.927 16 017 31.085 32 173

Obdnctionen. 714 657 746 853 900
Revisionen von Irren in deren Wohnungen — 524 350 607 812

b) Prophylaktische Vorkehrungen.
Tie der Gemeinde nach H 4 lib. u des Reichssanitätsgesehes im übertragenen

Wirkungskreise obliegende „Durchführung der örtlichen Vorkehrungen zur Verhütung
ansteckender Krankheiten und ihrer Weiterverbreitung" nahm die Gemeindeorgane in
den abgelanfenen fünf Jahren sehr bedeutend in Anspruch.

Hinsichtlich der Morbiditätsverhältnifse der Stadtbevölkerung wird im allgemeinen
auf das Statistische Jahrbuch der Stadt Wien (Abschnitt XV ), sowie ans die Berichte
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des ZtadtphysikateS Uder seine Amtsthätigkeit und die Gesnndhcitsvcrhältnissc der Stadt
Wien hingewiesen . Durch den Erlass des k. k. Ministeriums des Innern vom
13 . December 1888 , Z . 20 .604 lvar die Berichterstattung über wichtige sanitäre Ver¬
hältnisse neu geregelt worden ; diese Anordnung bedingte eine genaue Evidenzhaltung der
zur Anzeige gelangenden Jnsectionskrankheiten , die umso leichter durchführbar war , als
das Stadtphysikat bereits seit langer Zeit der Sammlung des Materiales zur Beurtheilung
der jeweiligen (stesundhcitsverhältnisse der Stadt eine besondere Aufmerksamkeit und Sorg¬
salt zugewendet hatte.

Bon Jnsectionskrankheiten , welche eine größere Verbreitung erlangten , wären hervor¬
zuheben die Influenza -Epidemie vom December 1880 bis Jänner 1890 , der Ausbruch
der sogenannten Tarininflucnza um die Wende des Jahres 1891 auf 1892 , sowie eine
Häufung von Diphtherie -Erkrankungen im November nnd December 1893.

Im December 1889 trat nämlich eine bis dahin in Wien nicht gekannte Krankheit
„Influenza " mit epidemischem Charakter auf nnd erlangte bald eine große Verbreitung.
Da nahezu 25 Procent der Kinder , welche die städtischen Volks - und Bürgerschulen
besuchten , an Influenza erkrankt waren , veranlasste der Magistrat die Sperrung sümmt-
licher Volks - und Bürgerschulen für die Zeit vom 23 . bis 31 . December 1889 , welche
Maßnahme , da die Krankheit an Intensität zunahm , vom k. k. n .-ö . Landesfchulrathe
bis zum 13 . Jänner 1890 ausgedehnt wurde . Da auch der Belegraum der öffentlichen
Spitaler infolge des Andranges influenzakranker Personen alsbald erschöpft war , wurde
mit Zustimmung des Gemeinderathes , — jedoch ohne Anerkennung einer rechtlichen Ver¬
pflichtung hiezu das städtische Epidemiespital an der Driestcrstraße im X . Bezirke der
Staatsverwaltung zur zeitweisen Benützung überlassen.

Sämmtliche praktischen Ärzte wurden über Anordnung der k. k. n .-ö. Statthalterei
angewiesen , über alle in prophylaktischer nnd therapeutischer Beziehung rücksichtlich der
Influenza von ihnen gemachten Wahrnehmungen und Erfahrungen in sachgemäßer nnd
wissenschaftlicher Beziehung zu berichten.

Anlässlich des häufigere » Auftretens von Diphtherie -Erkrankungen unter Schul¬
kindern Ende 1893 wurden vom k. k. Ministerium des Innern mit dem Erlasse vom
2 . December 1893 , Z . 29 .444 , auf Grund eines Gutachtens des Obersten Sanitäts-
rathes dem Magistrate jene Gesichtspunkte bekannt gegeben , welche in Bezug auf die
Tilgung von Schnlepidemien , insbesondere aber bei Diphtherie -Erkrankungen im Auge
zu halten sind . Aus diesen Bestimmungen wären folgende hcrvorzuheben:

Kinder sollen auch bei Abweseicheit von Nachkrankheiten noch 14 Tage  nach Ablauf des
localen KrankhcitSProcesses der Diphtherie von der Schule ferngehalten werden , da in diesem Zeit¬
räume noch eine weitere Ansteckung durch dieselben möglich ist . Hierauf sind sowohl die Schul¬
leitungen , als auch die ärztlichen Kreise aufmerksam zu machen.

Bei der DeSinfection der Schulgebäude sind der Fußboden nnd die Einrichtungsstücke der
Schulzimmer , (Klinge , Aborte mit einer Sprocentigen Carbollösung oder Sprocentigen Lvsvllosung
zu desinsicieren und hiebei besonders darauf zu sehen , dass die Desinfectionsflüssigkeit in die Fugen
der Bretter des Fußbodens reichlich cindringe ; Wände , Mancrwerk , Bentilationsschlänche werden
am besten durch Kalktiinchnng desinficiert . Die » och geübte Schwefelräucherung hat zu
unterbleibe  n.

Die Desinfection in den Schulzimmern soll der Reinigung derselben stets vorangehcn nnd
ist bei dieser Reinigung aus die Ventilativnsvffnnngen und Schläuche im Mauerwerke nicht zu
vergessen.

Bei der Wiedereröffnung der Schule dürfen Zöglinge , welche die Diphtheritis überstanden
baben , sowie Zöglinge , welche mit Kranken zusammen in demselben Haushalte wohnen , nur ans
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Grund eines ärztlichen Zeugnisses über den vollständig unverdächtigen Gesundheitszustand derselben
Zinn Schulbesuche zugelassen werden.

Es empfiehlt sich, dass beim ersten Zusammentreffen der Zöglinge in den Schulen die Jnter-
veution ovu Ärzten zur Wahrnehmung des Gesundheitszustandes der eintreffenden Zöglinge eventuell
zur Vornahme ihrer Untersuchung im Verdnchtsfalle in Anspruch genommen werde.

Die Schulleiter sind aufmerksam zu machen , dass sie auf Erkrankungen der Schüler an
allgemeinen Fieberzuständen , sowie au Halsleideu besonders achten und die Schüler zur Mittheilung
derartiger Krankheitszustände veranlassen : ferner dass sie die aus der Schule ausbleibenden Schüler
in genauer Evidenz halten und in jedem Falle die Ursache des Ausbleibens zu ermitteln trachten,
in welcher Beziehung seitens der Schulbehörden die Vermittlung der betreffenden Sanitätsbehörden
in Anspruch zu nehmen ist.

Im Falle des Verdachtes , dass an Diphtheritis erkrankte Schüler mit dieser Krankheit schon
während des Besuches der Schule behaftet waren , und wenn eine solche Erkrankung mit vehementer
Intensität und rasch tödtlich verläuft oder wen » innerhalb einer Woche mehrere Krankheitsfälle
unter den mit einander verkehrenden Zöglingen Vorkommen , ist mit der Schließung der betreffenden
Tchulclasse oder Schulgemeinschast vorzugehen.

Die durch diese Schließung der Schulklassen bezweckte Fernhaltung der betreffenden Schul¬
besucher muss eine vollständige sein und ist es nicht angäichig , dass einzelne derselben an dem für
mehrere Claffeu gegebenen Unterrichte in der Religion , dem Turnen , den Handarbeiten , dem Gesänge
und anderen freien Gegenständen während der Zeit der Schulsperre theilnehme » .

Schließlich wird mit Bezug auf die Verbreitungsart der Diphtheritis besonders hervor¬
gehoben , dass es überhaupt — unbedingt aber während des Vorkommens dieser Krankheit in der
Bevölkerung -- nothwendig ist , dass die Reinigung der Schullocalitäteu , sowie die Reinigung der
Aborträume täglich erfolge , dass bei Reinigung der Schulzimmer das Aufwirbeln von Staub
vermieden und daher unter Aufwendung feucht gehaltener Reinigungsmittel vorgeuommen werde,
und zwar zu einer Zeit , dass die Schulbesucheuden nicht in Räumen verweilen müssen , in welchen
die Luft durch den Reinignngsvorgang mit aufgewirbelteu Staubpartikelchen versetzt ist . Auch soll
für die Aufbewahrung der Utensilien oder Handarbeiten in der Schule für jeden Zögling eine
gesonderte Lade zur Verfügung stehen.

Die Beachtung sämmtlicher schulhygieuischen Maßnahmen in Bezug auf Lüftung , Heizung,
Temperatur , bei Luftheizung aus die Vermeidung zu trockener Lust u . s. w . sind zur Zeit des
Bestehens der Epidemiegefahr auf das gewissenhafteste zu handhaben.

Zur exakten Durchführung der sanitätspolizeilichen Maßnahmen zur Verhütung der Diph¬
theritis und anderer Infektionskrankheiten durch die Schule ist das unmittelbare wechselseitige
Zusammenwirken der Schul - und Sanitätsbehörden unter Handhabung der raschesten Anzeige und
Verständigung von allen im gedachten Zwecke belangreichen Vorkommnissen unbedingt nothwendig.

Es wird daher Sache des Wiener Magistrates sein , im Sinne dieser Andeutungen mit den
entsprechenden weiteren Verfügungen vorzugehen und wird derselbe aufgefordert , während des Vor¬
kommens häufigerer Diptheritiserkrankuugeu in Wien über den Gang derselben und die in sanitärer
Beziehung getroffenen und zur Durchführung gelaugten Maßnahine » am Schlüsse einer jeden Woche
zu berichten , zu welchem Behufe der jeden Sonntag fällige WvchenausweiS über Jnfectiviiskrnuke
durch die betreffenden Taten über Mortalität , sowie durch einen kurze » sachlichen Bericht zu er¬
gänzen sein wird.

In Gemäßheit der vorstehenden Bestimmungen wurden vom Magistrate die ent¬

sprechenden Aufträge an das Stadtphysikat , beziehungsweise die städtischen Ärzte und vom
Bezirksschulrathe an die Schulleitungen erlassen . —

Hinsichtlich der sonstigen Jnfectionskrankheiten sind administrativ wichtigere Maß¬
nahmen in der abgelaufenen Berichtsperiode nicht hervorzuhcben . Eine besondere Dar¬
stellung ist aber den Vorkehrungen zu widmen , welche seitens der Gemeindeverwaltung
in den Jahren 1892 und 1893 gegen die drohende Choleragefahr getroffen wurden.

Mit dem Erlasse des k. k, Ministeriums des Innern vom 9 . August 1887,
Zahl I .3 .9l >0 waren die in den Vorjahren bezüglich Chvleraprvphhlaxis angeordneten
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Verfügungen mit Rücksicht auf die günstigeren Gesundheitsverhältnissedes Anstandes
außer Wirksamkeit gesetzt worden.

Erst das Jahr 1890 brachte wieder beunruhigende Nachrichten über das Auf¬
treten der Cholera in Europa, und zwar in Spanien, infolge dessen von der k. k.
niederösterreichischen Statthalterei ähnliche Bvrbauungsmaßregeln wie in den Jahren 1883
und 1884 angeordnet und auch seitens der Gemeindeverwaltung alle jene Maßnahmen
getroffen wurden, welche die Beseitigung sanitärer Übelstände und die Erzielung eines
möglichst immunen Zustandes in Wien zum Gegenstände hatten.

In den Jahren 1890 und 1891 kamen in Wien Choleraerkrankungen nicht vor.
Das heftige Auftreten der Cholera in Baku, Tiflis und Astrachan, sowie das

sprungweise Fvrlschreiten derselben aufwärts des Wolgastrvmes im Juli 1892 rückte
abermals die Gefahr einer Cholerainvasivn nahe.

Das k. k. Ministerium des Innern ordnete mit dem Erlasse vom 8. Juli 1892,
Z . 14.192 an, dass dem Gesundheitszustände der aus dem östlichen oder nordöstlichen
Russland eintreffenden Reisenden in ihrem jeweiligen Aufenthaltsorte während der ersten
fünf Aufenthaltstage eine besondere Aufmerksamkeit unter sanitätsärztlicher Nachschau
zugewendet, die genaue Beobachtung der Meldungsvorschrifteuseitens der Besitzer von
Bchcrbergungslocalitäten jeder Art hinsichtlich solcher Reisender sichergestellt und überhaupt
alles vorgekehrt werde, was die Disposition der Bevölkerung für Erkrankungen an
Cholera zu vermindern geeignet ist.

Weiter ordnete das k. k. Ministerium des Innern an, dass im Wege der lvcal-
commissivnellen Erhebung vor allem solche Übelstünde in den Gemeinden mit möglichster
Beschleunigung behoben werden, welche geeignet sind, den Grund und Boden mit
zersetzungsfähigenStoffen zu verunreinigen oder Trink- und Nun Wasser direct oder
indirect zu inficieren, daher die mit der Beseitigung menschlicher oder thierischer Abfall¬
stoffe verbundenen Übelstände mit besonderer Aufmerksamkeit abzustellen sein werde».
Auch wurden die Hintanhaltung der Übersüllung von Wohnungen, insbesondere von
Massenqnartieren, die Sicherstellung einer gewissenhaften Marktpolizei, die rechtzeitige
Bereithaltung von Jsolierlocalitäten in größeren Gemeinden nebst der Borsorge für
eventuelle Wartung und Behandlung erkrankter Personen, die möglichste Verbreitung
gut sunctionierender Dampfdesiufectionsapparateund die Sicherstellung einer geordneten
Tanitätsverwaltuug der besonderen Fürsorge der Behörden empfohlen.

Schließlich wurde in demselben Erlasse augeordnet, dass auch das Auftreten von
Fällen einheimischen Brechdurchfalles iOkoIeru nostrass seitens der praktischen Ärzte
auzuzeigen ist.

Im Sinne dieser Berordnung wurden seitens der Gemeindeverwaltungdie um-
sassendsten prophylaktischen Maßnahmen getroffen, welche infolge des Übergreifens der
Cholera nach Deutschland und des epidemischen Auftretens derselben in Hamburg und
Altona im August 1892, sowie während der folgenden Monate in Rnmänieu, Galizien,
Ungarn und Frankreich successive noch erweitert werden mussten.

Die ursprünglich nur hinsichtlich der Ankömmlinge aus Russland angevrduete fünf¬
tägige Observation wurde »ach Maßgabe des Umsichgreifens der Cholera, auf alle ans
den vorbezeichneteu Staaten und Kronländern in Wien ankommenden Reisende» ausgedeynt.

Sämmtliche zur Beherbergung von Fremden Berechtigten, sowie die WvhmingSinhaber
überhaupt wurden beauftragt, die Ankunft solcher observationspflichtigen Personen, sowie
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etwa Vorkvmmende choleraverdächtige Erkrankungen sofort dom Magistrate , beziehungs¬
weise dem magistratischen Bezirksamte anznzcigen,

Ter Auftrag ergieng im Wege einer Kundmachung und wurden die Hauseigen-
thümer verpflichtet, diese Kundmachung in chren Häusern ans eine für jedermann leicht
ersichtliche Weise zu affigieren.

Mit der Durchführung der Fremdenrevision wurden die städtischen Ärzte betraut;
da die Zahl derselben hiefür nicht nusreichte , mussten noch erlerne Ärzte nnfgenomnien
werden ; ein besonderer ärztlicher Revisionsdienst wurde auf dem Centralviehmarkte in
St , Marx und ans dem städtischen Pferdcmarkte eingerichtet, da auf diesen Märkten
zahlreiche Parteien ans Ungarn verkehren, die sich nur vorübergehend während der
Marktzeit in Wien nnfhalten und deren ärztliche Observation ans andere Weise nicht
hätte gesichert werden können.

Als die Cholerafälle in Ungarn sich mehrten und die Gefahr einer Einschleppung
ans dem Wasserwege wuchs , wurde am 8 , Oktober 1892 auch noch ein eigener Revisions-
arzt für die Station Praterquai der Tonau -Dampfschiffahrtsgesellschast bestellt.

Das in wiederholten Berichten seitens des Magistrates gestellte Ansuchen, den
Fernzügen der Eisenbahnen ans Choleragegenden Begleitärzte beizugeben, wurde vom
k, k, Ministerium des Innern abgelehnt , indem dasselbe in dem Erlasse vom 23 , No¬
vember 1892 , Z , 24,794 erklärte , dass längs aller Eisenbahnlinien jene Stationen
bestimmt wurden , in welchen über telegraphisches Aviso cholerakranke Reisende in
isolierte ärztliche Behandlung abgegeben werden können, dass an das Zngbegleitungs-
personnle und die Bahnstationsorgane genaue sanitätspolizeiliche Instructionen erlassen
wurden und dass somit weitere Borkehrungen nicht als nothwendig erachtet werden können.

An sämmtlichc praktischen Ärzte Wiens wurden am 22 , Juli 1892 gedruckte
Cirenlare gesendet, in welchen dieselbe» ans die Anzeigepflicht choleraverdächtiger Fälle
aufmerksam gemacht, über die Art der Requisition der städtischen Krankentransportwagcn
verständigt und angewiesen wurden , bei der Behandlung Cholerakranker auf die möglichste
räumliche Isolierung derselben hinzuwirken und zu veranlassen , dass die Entleerung der
Dejecte von infektiösen Darmerkrankungen nur im desinfieierten Zustande erfolgt und
die verunreinigte Leib- und Bettwäsche in einem Gefäße mit fünfprocentiger Carbolsänre-
lösnng durch mindestens 12 Stunden desinficiert wird.

Gleichzeitig ergieng auch der Ausruf an die praktischen Arzte , sich allfüllig zur
Verwendung als Cholernarzt im Gebiete der im Reichsrathe vertretenen Königreiche
und Länder , beziehungsweise als Hilfsarzt im städtischen Dienste für den Fall eines
Ausbruches der Cholera in Wien zu melden.

In der Zeit vom 5 , bis 7 , September 1892 wurden in jedem Bezirke Permanenz-
loeale für die Sanitätsausseher und Desinfections -Taglöhner ansgemittelt , mit den
erforderlichen Einrichtungsgegenstünden versehen und der Permanenzdienst bei Tag und
Nacht angeordnet . Außerdem wurden 15 Aushilfs -Snnitätsaufseher bestellt und die
erforderliche Zahl Desinfections -Taglöhner nach Bedarf ausgenommen . Der Permanenz¬
dienst der städtischen Ärzte war schon früher eingerichtet worden , ebenso ein Tages-
Permanenzdienst im Sanitätsdepartement des Magistrates , sowie im Stadtphysikate,

Zufolge Stadtrathsbeschlnsses vom 31 , August 1892 wurden behufs Abtranspvr-
tiernng cholerakranker oder choleraverdächtiger Personen in die hiezu bestimmten Spitäler
fünf Stationen , und zwar:
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II ., Gerhardusgasse >, für de» II . Bezirk; III,  Faiangaise iinn alten Pserdeniarktl,
für den I., Hl ., IV ., X . und XI . Bezirk, V . (am Heu- nnd Strohmarkti für den V.,
XII ., XIII . Bezirk (rechtes Wicnflnssnser) ; XIV ., Wehrpässe 19, für den VI ., VII .,
XIII . (linkes Wienflussuferl XIV . und XV . Bezirk; XVIII ., Uniongasse4, für die
restlichen Bezirke eingerichtet und der Magistrat ermächtigt, 52 Krankenträger mit einem
Taglohn von 2 bis 3 st. aufzunehmen, ferner die Beistellung der Bespannung zu
I3 zweistimmigen Krankentransportwagen im Bedarfsfälle in die Gemeinde-Sanitäts-
stationen selbst zu veranlassen.

Tiefe Beschlüsse gelangten jedoch nicht im vollen Umfange zur Ausführung, indem
die Wiener freiwillige Rettungsgesellschaft im Zinne des ^ 1 ihrer Statuten sich bereit
erklärte, ans ihre Kosten an verschiedenen geeigneten Punkten des Wiener Gemeinde¬
gebietes Rettungsstationen mit eigens hiefiir bestimmten Transportwagc» und einem
besonders hiefiir bestellten Sauitätspcrsonale zu errichten und anderseits auch von der
Gemeinde noch besondere Stationen für den Transport Cholerakrankcr im XIII .,
XV . und XIX . Bezirke eingerichtet wurden.

Als die Cholcragefahr für Wien näherrückte, wurden von der Wiener freiwilligen
Rettungsgesellschaft im September 1892 mit größter Beschleunigung drei Sanitätsbaraken
aufgestellt, und zwar im III . Bezirke nächst der Rndctzkybrücke, im XI . Bezirke aus dem
freien Platze hinter dem Gemeindehause und im XVI . Bezirke in der Engerthgasse nächst
der Hauslabgasse. Diese Sanitätsbaraken wurde» geradezu musterhaft eingerichtet und
mit der entsprechenden Bemannung (Ärzte nnd Sanitätsmänner) versehen.

Die letztbezeichnete Barake wurde mit 1. Tecember 1892 aufgelassen.
Bon der Epidemiebarake Nr . 1 bei der Radetzkybrücke wurde während der Tauer

der Cholcragefahr der Transport Cholerakranker und choleraverdächtiger Personen ans
dem I., III . und IX . Bezirke, sowie aus den Gebietstheilen Prater , Freudenau und
Kaisermühlen des II . Bezirkes besorgt, der EpidemiebarakeNr . 2 in Simmering war
der X . und XI . Bezirk als Transpvrtrayvn zugewiesen.

Infolge dieser Mitwirkung der Wiener freiwilligen Rettungsgesellschaft, für welche
derselben der Tank und die Anerkennung des Wiener Stadtrathes ausgesprochen wurde,
nnd bei dem Umstande, als auch die Österreichische Gesellschaft vom rvthen Kreuze in
der entgegenkommendsten Weise der Gemeinde 20 Transportwagen für Jnfectionskranke
zur Verfügung stellte, nnd da auch die Gemeinde selbst zu ihrem Wagenparke 13 neue,
zweistimmige, zum Liegen und Sitzen eingerichtete, desinficierbare Krankentranspvrt-
wagen ankaufte und in die Gemeinde-Sanitätsstativnen einstellte, war für den Kranken¬
transport im Epidemiefalle in ausreichender Weise gesorgt.

Ebenso wurde seitens des Magistrates durch Vereinbarung mit den größeren
Leichenbestattnngs-Ilnternehinungen der ungestörte Abtransport von Leichen auch für den
Fall einer Häufung von Todesfällen sicher-gestellt.

Am 31 . August 1892 ertheilte der Gemeinderath dem Bürgermeisterdie Vollmacht,
alle aus Anlass der drohenden Choleragesahr erforderlichen Vorkehrungen zu treffen,
ohne hierüber einen Beschluss des Stadtrathes oder Gemeinderathes einzuholen.

Ter Bürgermeister erließ am l . September 1892 nachstehende Kundmachung.
Zur Hintanhaltung - er Einschleppung der Cholera aus verseuchten Gegenden ist die strenge

Durchführung prophylaktischer Maßregeln unbedingt nothwendig . Es werden daher , obwohl der
Gesundheitszustand in Wien vollkommen befriedigend ist, »achstebende Anordnungen
behufs genauer Darnachachtung zur allgemeine » Kenntnis gebracht:
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1. Die Bewohner von Häusern , in welchen die Hochgnellenleitung noch nicht besteht, werden
ausgcsordert , sich das zum Trinken und zur Bereitung der Speisen nöthige Wasser aus dem nächst
gelegenen öffentlichen Auslaufbrunnen der Hochguellenleitung zu beschaffen und sich des Genusses
von schlechtem oder bedenklichem Brunnenwasser zu enthalten . Sollte jedoch Brunnenwasser benützt
werden müssen, so ist die Vorsicht zu beobachten, dass das Wasser vor dem Genüsse abgekocht und
dann abgekühlt werde.

2. Die ? . Hauseigeuthümer und Administratoren werden aufgefordert , für die vollkommene
Reinhaltung des Inneren der Häuser , namentlich der Haus - und Lichthöfe, der Aborte und Pissoire
iowie der etwa vorhandenen Ställe und Düngergruben Sorge zu tragen . Auch ist alles zu ver
meiden , wodurch der Boden verunreinigt und die Luft verdorben werden kann.

3. In allen Gebäuden , in welchen ein großer Zusammenfluss von Menschen stattfindet , oder
Passanten aus verschiedene» Gegenden zusammenkommen , somit in großen Fabriksgebäuden , Polizei
»nd Gefangenhäuseru , Spitälern , Eisenbahn - und DamPfschiffahrts -StatiouSgebäuden , in Hotels,
stark besuchten Gast - und Kaffeehäusern , Massenguartieren , Kasernen , Schulen , öffentlichen Be
lustigungsorten , Theatern , Tanzlocalen re., ferner in allen Lokalitäten , worin Vieh geschlachtet wird
oder in welchen sonst durch thierische oder Pflanzliche Abfälle sich üble Gerüche entwickeln, ist die
ausgiebigste Lüftung und Reinhaltung sämmtlicher Lokalitäten zu veranlassen.

4. Alle Hausbesitzer , Administratoren und Verwaltungen werden hiemit beauftragt , sümmt-
liche Aborte , Pissoire , Senkgruben , Schlachtlocale , Stallungen durch die von ihnen zu bestellenden
Organe und mittels der von ihnen beizustellenden Desinfektionsmittel täglich des-
inficiereu  zu lassen.

Zu dieser Desinfection ist eine Mischung von einem Theile roher Karbolsäure und neun
Theilen Wasser, und zwar für je 10 Personen täglich 1 Liter dieser Lösung , oder Phenhlsaurer
Kalk zu verwenden.

5. Das Hineiuwerfeu thierischer und vegetabilischer Abfälle in Hauscanäle und Wasserläufc
ist strengstens untersagt , und haben insbesondere die betreffenden Gewerbsleute für die entsprechende
und möglichst rasche Entfernung aller organische» , fäulnisfähigen Abfallstoffc auf die zur Ablagerung
oder Vertilgung bestimmten Plätze zu sorgen.

6. Mist -, Dung - und Senkgruben müssen mit gut schließbaren Deckeln versehen sein, und
rechtzeitig geräumt werden . Derartige Gruben oder Ablagerungsplätze sind auch während der Be¬
nützung zu desinficieren und kann dies bei Dung - nnd Mistgruben auch durch Bestreuen mit
Kalkpulver , welches nach dem Ablösche» des Ätzkalkes mit etwas Wasser gewonnen wird , vor-
genommeu werden . Bei der Räumung sind dieselben ebenfalls zu desiuficiereu.

Fehlerhaft angelegte oder durchlässige Senkgruben sind vorschriftsmäßig herzustelleu.
7. Die Verunreinigung der Straßen , Gassen , Plätze , Flussufer , der Baugründe u. s. w.

durch Ausgießeu von unreinem Wasser und Blut , durch Ableeren von Schutt , Hauskehricht und
sonstigen Absällen , sowie die Ableitung von faulenden oder fäulnisfähigen Substanzen ist Verbote».

8. Die Übersüllung von Wohnräumen ist zu vermeiden.
9. Die Inhaber von Hotels , Herbergen oder sonstige» Unterkunftsorten für Fremde , sowie

alle Wohnuugsinhaber sind verpflichtet, vor dem Eintreffen solcher Personen , welche ans Russland,
Deutschland oder Frankreich in Wien ankvmmen , sofort die schriftliche Anzeige zu erstatten , »nd
zwar : im I . Bezirke im Stadtphhsikate im Nathhause , I ., Lichtenfelsgasse 2, 3. Stiege , Hochparterre,
in den Bezirken II , III , IV, VII , X, XI , XII , XIII , XV, XVI , XVII , XVIII und XIX bei den,
betreffenden magistratischen Bezirksamte , in den Bezirken V, VI , VIII , IX und XIV in der Kanzlei
des Bezirksausschusses.

10 . Die Verwaltungen der in Wien cinmündeuden Eisenbahnen haben für die Reinhaltung
und Desinsection der Bahnhöfe , der daselbst befindlichen Wartesälc und Restaurationen , sonne der
Aborte und Pissoire zu sorgen.

11. In der Umgebung von Wasserentnahmst l̂leu (Hausbruunen , Ausläufe der Hochguellen
leituug in und außer dem Hause » ist jede Vernnreinigung durch Abfälle des menschlichen Haus¬
haltes , insbesondere aber daS Reinigen der Wäsche und der Hausgeräthe , sowie die Anlage von
Versickerungsgruben für Schmutzwasser in der Räbe von Wohnungen strengstens untersagt.

12. Die Ausstellung der Lebensmittel an und vor den Eingangsthüren und den Fenstern
des Verkaufsloeales ist nur daun geduldet , wenn diese Lebensmittel durch einen sicheren Glas
Verschluss vor Staub und Verunreinigung , insbesondere durch Insecten geschützt sind.
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Auch im Innern von Loyalitäten , in welchen Nahrungs - oder Genussniittel znbereitet , feil-
gedoten oder aufbewahrt werden , müssen dieselben vor Verunreinigung und Zutritt von Fliegen w.
in sicherer Weise geschützt sein.

Die städtischen Organe werden beauftragt , den genauen Vollzug dieser für das allgemeine
Gesundheitswohl der Bewohner Wiens wichtigen Anordnungen strenge zu überwachen und eS
wird darauf aufmerksam gemacht, dass bei Außerachtlassung derselben gegen die Säumigen oder
Schuldtragenden nach H 93 des Gesetzes vom 19 . December 1890 , L. G. u. B . Bl . Nr . 45 , und
den sonstigen gesetzlichen Bestimmungen strafweise vorgegangen , eventuell auch die Ausführung
dieser Maßregeln auf Kosten der verpflichteten Personen veranlasst werden würde.

Exemplare dieser Kundmachung wurden nicht nur an den Amkstafeln, sowie aus
Straßen und Plätzen angeschlagen, sondern auch jedem Hauseigenthümer behufs Affi¬
gierung in der Hausflur zngestellt; außerdem wurde für die stete Erneuerung zerrissener
oder sonst unleserlich gewordener Exemplare der Kundmachung Sorge getragen. Tie
magistratischen Bezirksämter wurden zur strengen Handhabnng der knndgemachten Bor¬
schriften angewiesen und beauftragt, den sanitäre» Verhältnissen in ihrem Bezirke alle
Aufmerksamkeit zuznwendcn und die in ihre Conipetenz fallende Sanitätspolizei über¬
haupt nachdrücklich zu handhaben.

Bon den magistratischen Bezirksämtern wurden commissionelle Erhebungen von
Haus zu Hans gepflogen und gelang es insbesondere in den ehemaligen Borortegemeinden
zahlreiche sanitäre Übelstände abznstellen und hiedurch die Assauiernng der Stadt ziel¬
bewusst zu fördern.

Der Bericht über die in dieser Beziehung entwickelte Thätigkeil der magistratischen
Bezirksämter wurde von der k. k. n.-ö. Stntthalterei mit Befriedigung zur Kenntnis
genommen.

Die Borsteher der Gemeindebezirke und das Stadtbauamt wurden zur Über¬
wachung der strengsten Reinhaltung der Straßen , Gassen und Plätze verpflichtet, letzteres
auch beauftragt, die häufigere Räumung der Hauptunrathscauäle, sowie der Hauseanälc
zu veranlassen und dieselben mit dem überflüssigen Wasser durchspülen zu lassen, ferner
die rechtzeitige Räumung der Senkgruben zu controlieren.

Das städtische Marktamt wurde angewiesen, auf den offenen Märkten, in den Markt¬
hallen, sowie in den Geschüftslocalitätender Berkäufer von Lebensmitteln eine ver¬
schärfte Aufsicht über die feilgehaltenen Waren zu führen und auf die gründliche
Reinigung der Betriebsstätten der Fleischhauer und Fleischselcher zu dringen.

Der städtische Wasenmcistcr erhielt die Weisung, den Linienwallgraben, das Bett
und die Ufer des Wienflnsses, sowie die Ufer des Donaucanales häufiger begehen zu
lassen, die bei diesen Streifungen gefundenen Äser zu sammeln und sofort zu vertilgen.

Es ist im Rahmen eines Berwalknngsberichtes nicht möglich, alle jene Verordnungen
und Verfügungen zu verzeichnen, welche damals theils über Erlässe der Sberbehörden,
theils spontan von der Gemeindeverwaltungerlassen, beziehungsweise getroffen wurden.
Hervorzuheben wären aber unter den Aufträgen, welche wegen prophylaktischer Vor¬
kehrungen gegen die drohende Chvleragefahr im Jahre 1392 ergiengen, jene au die
Besitzer von Pfandleihanstalteu, ferner an die Milchmcicr (.Verbot des Verführeus von
Strohsäcken ans den Milchwägen) , an die Fuhrwerks- Genossenschaften(Verbot der
Benützung von Wagen des öffentlichen Personenfuhrwerkeszum Transporte von Jnfee-
tionskraukem, an die Gemischtwaren-Verschleißer, Fragner ic. (betreffend das Bedecken
der vor den Geschäftslocalen seilgehaltenen NahrungS- und Genussmittelj, an die inter¬
nationale Schlafwagengesellschaft(hvegen Desinfektion der in ihren Waggons gebrauchten
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Wasche», an die (ffasttvirte «Abstellung der Übelstände bei der Reinigung der Trink¬
gläser in den bei den Schanktischen befindlichen Wasserbehälterni, an die Genossenschaft
der Canal- nnd Senkgrnbenräumer «Vvrsi chtsn>aßrcgcln siir die Gehilfen bei der Räumung
der Canäle), Die Maßregeln, welche zur Hintanhaltung der Verschleppung van Jnfectivns-
krankheiten in bfsentlichen Waschanstalten, zufolge Verordnung der k, k, »,-ö, Statthalterei
vom 2!> April l8 !ll getroffen worden waren, wurde» mit Beziehung ans die Cholera-
gefahr neuerlich den betreffenden Gewcrbsinhabern in Crinnernng gebracht, —

Nach Punkt 2!l der Cholera-Jnstruetion vorn Jahre 1886 ist die Gemeinde ver
pflichtet, für die Unterbringung gesunder Familienglieder cholerakranker oder cholera¬
verdächtiger Personen für den Fall zu sorgen, als die WohnnngSvcrhältnisse eine Delo¬
gierung nothwcndig erscheinen lasse» ; für diesen Zweck wurde eine Anzahl von Gebäude»
nnd Gcbäudetheilen, zumeist die Nothspitäler nnd einzelne cvacnierte Armenhäuser der
ehemaligen Porortegemeinde bestimmt, ein neu gebautes Hans im III , Bezirke, Wällisch-
gasse, hiefür eingerichtet und schließlich auch ein Theil des Asyl- nnd Werkhanses
reserviert.

Die gedachten als „Jsolier-Localitäten" bezeichneten Räumlichkeiten boten Fassnngs-
ranm für etwa 250 Personen; im Jahre 1892 kamen jedoch nur vier dieser Isolier-
localitäten in Verwendung,

Auch an die Verwaltungen der sämmtlichen Humanitäts-Anstalten, wie der Ver¬
sorgung?- nnd Waisenhäuser, Kinderbewahr-Anstalten, Privatspitäler und der verschiedenen
Asyle (für Obdachlose, Wöchnerinnen, Dienstboten re,), in welchen die Beguartierung der
Insassen in gemeinsamen Schlaflocalitäten stattfindet, ergieng der Auftrag, Jsolierrüume
herznftellen, um im Falle des Vorkommens von Cholera oder cholernverdächtigen Fällen
eine entsprechende Separierung des Kranken vornehmen zu können.

Diesem Aufträge wurde in allen Fällen entsprochen.
Da erfahrungsgemäß eine entsprechende, zweckmäßige Ernährung mit gesunden

Nahrungsmitteln den menschlichen Körper gegen Krankheiten überhaupt , also auch
gegen die Cholera widerstandsfähiger macht, erschien es geboten, die Organisation einer
nmsnssrnden Armenansspeisung  für den Fall einer Cholera-Epidemie vorznbereiten.

Mit dem Schreiben vom 7, September 1892 wurde von dem Bürgermeister das
Anerbieten des Präsidiums des I, Wiener Volksküchenvereines, in den Volksküchen in
der Hechtengasse, Bandgasse, Liniengasse, Schönlaterngasse, Laxenburgerstraße je 500,
zusammen 2500 Personen nnd in der Volksküche in der Weyprechtgasse 1000 Personen
über Verlange» und ans Kosten der Gemeinde Wien ausznspeisen, unter gewissen
Bedingungen dankend angenommen,

Ter Magistrat verhandelte sodann mit der Vereinsleitung der Leopoldstädter
Volksküche, der israelitische» Volksküche im 11, Bezirke, der Landstraßer, Meidlinger
nnd Scchshauser Volksküche und außerdem noch im Wege der Armeninftitnts-Vor-
stehungen mit verschiedenen Gastwirten in den einzelnen Bezirken, Die Verhandlungen
führten zu einem günstigen Resultat und war sichergestellt, dass im Momente des Ans¬
bruches einer Cholera-Epidemie täglich eirea 10,000 Personen eine Mahlzeit, bestehend
aus einer Portion Rindfleisch mit Gemüse «8 Dekagramm gekochtes Rindfleisch ohne
Fett nnd Knochen nnd 50 Centiliter eingebranntes Gemüse> nebst einer ganzen Portion
Brot «circa 20 Dekagramm) Hütte verabreicht werde» können.

Überdies waren auch Vorbereitungen für die Ansspeisnng einer noch größeren
Zahl armer Personen eingeleitet, so dass auch in dieser Beziehung die Geineindever-
waltung für den Ernstfall der Epidemie gesorgt hatte.
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Zur Unterbringung der auf Spitalspflegc angewiesenen cholcrakranken Personen
ivaren von der k k. n.-o Statthalterei namens des Wiener k. k. Krankenanstalten-Fondes
Pavillons des k. k. Kaiser Franz Joses-Spitalcs im X . Bezirke mit einem Belegraumc
snr 520 Betten, des k, k, Wilhelniinenspitalesim XVI . Bezirke und des k. k. Elisabcth-
spitales im XV . Bezirke in Aussicht genommen und war zur Aufnahme der ersten
Fälle aus dem ganzen Gemeindegebiete ausschliesslich das k. k. Kaiser Franz Joses-
Spital bestimmt worden.

Für den Fall , als diese regulären Spitäler sich als unzureichend erweisen sollten
waren von der Gemeinde Wien das Cvmmunal-Epidemiespitalan der Triesterstraße im
X. Bezirke mit 240 Betten, sowie die kleinen Rescrvespitäler in Meidling mit 72 Betten
und in Hernals mit 50 Betten zur Übergabe an den Wiener Krankenanstalten-Fond
bestimmt.

Außerdem wurde das städtische Schulhaus, II ., Engerthstraße 105, über
Anordnung des Bürgermeisters bleibend in ein Epidemicspitalumgestaltet, welches einen
Belegraum für 100 Betten bot — und wurden auf dem an dieses Gebäude angren¬
zenden Terrain drei Ghpsdielenbarakenfür je 40 Betten errichtet. fBergl. den Abschnitt
„Heilanstalten" dieses Berichtes).

Im Interesse der möglichsten Abkürzung der Zeitdauer eines Transportes von
Cholerakranken erklärte der Bürgermeister, dieses zu einem Cholern-Nothspital adaptierte
Schulgebäude freiwillig schon dann dem k. k. Krankcnnnstaltcn-Fondc ans dessen Ver¬
langen zum Betriebe zu übergeben, wenn im II. Bezirke oder in den nächst gelegenen
Stadttheilen Cholerafälle Vorkommen sollten, fügte jedoch dieser Erklärung bei, dass
aus der vorzeitigen Übergabe dieses SpitaleS irgend welche rechtliche Folgen weder
abgeleitet werden können noch sollen.

Bon der österreichischen Gesellschaft vom Rothen Kreuze wurden auf dem freien
Platze an der Ecke zwischen der Hnglgasse und der Goldschlagstraßc im XV . Bezirke
sechs Spitalsbaraken, je 18.z Meter laug und 5.gz Meter breit zur Ausnahme von
Cholerakrankeu errichtet, für den Spitalsbetrieb vollständig eingerichtet und der Gemeinde
Wien übergeben. Der Bürgermeister nahm Veranlassung, dem Präsidium der öster¬
reichischen Gesellschaft vom Rothen Kreuze hiefür den besonderen Dank der Gemeinde
Wien auszusprechen.

Der Spitalsbetricb in diesen Baraken wäre jedoch gleichfalls vom k. k. Kranken-
anstaltenfondc geführt worden.

Jni ganzen Ivaren daher Spitalsräume mit einem Belegraume für mehr als
1400 Betten zur Verfügung und war die Aufstellung weiterer Baraken im Falle des
Ansbruches einer Epidemie vorbereitet.

Ilm dem Publicum im Falle des Vorkommens von choleraverdächtigcn Erkran¬
kungen das Ausstichen eines Arztes zu erleichtern wurde mit der Kundmachung vom
l9 September 1892 das Verzeichnis jener "Amtsärzte pnbliciert, welche verpflichtet
sind, die erste Hilfe zu leisten und arme Kranke unentgeltlich zu behandeln.

Mit Rücksicht auf die Nothwendigkeit, in jedem einzelnen Falle einer Cholera¬
erkrankung oder einer auch nur choleraverdächtigcnErkrankung die vorgeschriebenen
Desinfeetivnsmaßregelnin umfassender Weise zur Ausführung zn bringen, wurde von
der Gemeinde sofort der Bezug bedeutender Quantitäten von Tesinfeetionsmitteln,
darunter allein von 80 .000 Kilogramm roher flüssiger Karbolsäure sichergcftcllt, in den
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einzelnen Gebietsteilen der Gemeindebezirke Tesinfectionsmittel -Depots eingerichtet n»d
mit einem reichlichen Vorrathc von Desinfectionsstoffen , sowie mit den entsprechenden
Utensilien znr Durchführung von Desinfektionen ausgestattet.

Ebenso wurden neue Dampf -Desinfectionsapparate angeschnfft und on die Gemeinde-
Sanitätsstationen vertheilt , beziehungsweise in eigens hiefür ndaptierten Ubicationen
nntergebracht . Zu Ende des Jahres 1892 waren acht stabile und 16 transportable
Dampf -Desinfectionsapparate im städtischen Besitze, welche sämmtliche in Verwendung
standen.

Hinsichtlich der Erkrankungs - und Todesfälle an Ostolern  NZiatiea
im Jahre 1892 , vergl . Statistisches Jahrbuch , Abschnitt 4 , „Morbidität re. " Im ganzen
erkrankten an Lkolsra usiutieu 4 und starben 3 Personen ; von letzteren waren 2 Orts¬
fremde (Personen , deren ständiges Domicil außerhalb Wien ist) und eine nnterstandslos.

Sitzungen der G e s u n d h e i t s c o m m i ss i o n wurden in der Zeit vom September
bis December 1892 unter dem Präsidium des Bürgermeisters 4 abgehalten.

Mit Rücksicht auf den successiven Rückgang der Choleraepidemie in den von der¬
selben heimgesnchten Nachbarstaaten und Kronländern wurden die im Vorstehenden
skizzierten prophylaktischen Maßnahmen der staatlichen Behörden und der Gemeindever¬
waltung zu Ende des Jahres 1892 theils gänzlich außer Wirksamkeit gesetzt, theils
eingeschränkt. Durch 7 Monate blieb das Staatsgebiet frei von Cholera und äußerte
sich die günstige Wirkung der bewirkten Abstellung sanitärer Übelstände und durch-
gcführter Assanierungsmaßnahmen auch in einem Rückgang der Ziffern anderer Jnfections-
krankheiten.

Im Juni 1893 trat die Cholera in den au Galizien und die Bukowina an¬
grenzenden Landestheilen Russlands ans und wüthete in dem zwischen dem rothen Meere
und dem persischen Golfe gelegenen Ländergebiete der asiatischen Türkei . Diese Verhält¬
nisse vcranlassten das k. k. Ministerium des Innern , mit dem Erlasse vom 8 . Juli 1893,

16 .417 den politischen und Gemeindebehörden zur Pflicht zu machen, mit erneuertem
Eifer die Assanierung in den Gemeinden , die Beseitigung sanitärer Übelstände, sowie
die Förderung gesnndheitsniäßiger Einrichtungen zu betreiben.

Infolge dieser Anordnung wurden die Präventivmaßregeln des Vorjahres tyeils
unverändert erneuert , theils mit den durch die gemachten Erfal >rnngen gebotenen Modi¬
fikationen wieder in Wirksamkeit gerufen.

Behufs Erhebung und Beseitigung sanitärer Übelstände wurden auch diesmal
seitens des Bürgermeisters Local-Snuitätseommissivuen ungeordnet , deren Bildung und
Durchführung aber den Bezirksvorstehern übertragen.

Die Commissionen, welche theils ans Mitgliedern der Bezirksvertretung , theils aus
nicht der Gemeindeverwaltung ungehörigen Personen , wie Bauverständigen , Ärzten u . s. w.
bestanden, führten ihre Aufgabe in kurzer Zeit mit größtem Eifer und Umsicht aus;
in der Zeit von etwa 3 Wochen wurden 14 .000 Revisionen vorgenommen, bei denen
sich nur in 1250 Fällen zumeist kleinere Anstände ergaben , ein deutlicher Beweis , dass
die Bevölkerung selbst mit gesundem Sinne im Interesse des Gemeinwohles an der Be¬
seitigung der Gefahr mitwirkte.

In der Sitzung der Sanitätscommission vom 9 . September 1893 , der einzigen
übrigens , welche in diesem Jahre abgehalten wurde , sprach der Bürgermeister den Mit¬
gliedern der locale» Begehungscoinmission den Dank für ihre erfolgreiche Mitwirkung
im Gemeinde-Sanitätsdienste , aus.
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Der Krnnkentrnnsp ortdienst für chvlerakrantc oder choleraverdächtige Fülle wurde—
ebenso wie im Vorjahre— im Einvernehmen mit dem Präsidium der Wiener freiwilligen
Rettungsgesellschaft organisiert; die nachfolgende Zusammenstellung gibt eine Übersicht
dieser Organisation.

Sanitätsstativn Rayon der Station

_
Bemannung Zahl der

Jnfectionswagen

k . Kemeinde -Sanitätsstationen.

Nr. 1 im II . Bezirke,
Gerhardusgasse 1

der II. Bezirk mit Aus¬
nahme des k. k. Praters,

der Freudenau und
Kaisermühlen

6 Kranken¬
träger

6

Nr. 2 im V. Bezirke,
Untere Bränhausgasse 61 iv ', V. nnd VI. Bezirk

6 Kranken¬
träger

3

Nr. 3. im XIII. Bezirke,
Alleegasse 22 XIII. Bezirk

4 Kranken¬
träger

2

Nr. 4 im XIV. Bezirke
(Sechshaus), Wehrgasse 19

VII., XII., XIV., XV. und
XVI. Bezirk

8 Kranken¬
träger

3

Nr. 5 im XVIII. Bezirke,
Uniongasse4 XVII. und XVIII. Bezirk

6 Kranken¬
träger

3

Nr. 6 im XIX. Bezirke
(Döbling), Neustiftgasse 88 XIX. Bezirk

4 Kranken¬
träger

2

8 . SanitStskationen der Wiener freiwilligen Iteltungsgekelkschafl.

EpidemiebarakeNr. 1,
bei der Radepkybriicke im

III . Bezirke

I. Bezirk, Kaisermühle»,
Freudenau, k. k. Prater

des II. Bezirkes, III .,
VIII., IX. Bezirk

3 Ärzte,
12 freiwillige

2 Ambulanzwagen,
1 Omnibus,

9 einspännige
Brvoms

EpidemiebarakeNr. 2,
bei dem Hause Nr. 82

Hauptstraße, Simmering,
XI. Bezirk

X. und XI. Bezirk

Mediciner,
5 Diener,
6 Kutscher

1 Omnibus,
2 Brooms

Der Revisionsdienst für Ankömmlinge aus Choleragegenden wurde reaktiviert und
theils den städtischen, theils erlernen Ärzten übertragen. Der erste Chvlerafall ereignete
sich am 27 . August 1893 und betraf einen Taglöhner, der vorübergehend im städtischen
Lagerbanse gearbeitet hatte.

Dieser Umstand veranlasst eine Reihe von prophylaktischen Maßnahmen im
Lagerhause, weiche während der Choleragefahr aufrecht erhalten wurden.

Im ganzen kamen nur drei Cholerafälle in Wien vor und konnten im De-
cember 1893 die reaktivierten, beziehungsweise neu veranlassten Präventivmaßregeln
größtenteils wieder außer Wirksamkeit gebracht werden. Zn den durch die Cholera-
gesahr veranlassten Vorkehrungen von dauerndem Bestände gehört insbesondere die
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Ausgestaltung und Einrichtung der Gemeinde-Sanitätsstationen, sowie der Kranken-
rransportmittel-Depots (Bergt, hierüber den Abschnitt„Rettungswesen" dieses Berichtes),
serner die Errichtung von Verbrennöfen für inficiertes Bettstroh, deren sieben zu Ende
des Jahres 1893 bestanden, während die Erbauung von fünf weiteren in Vor¬
bereitung war.

v) Desinseltiousverfahrkn.
Bei der Mehrzahl von Infektionskrankheiten, wie bei Blattern, Scharlach,

Diphtheritis, Typhus, Cholera :c. ist nebst anderen prophylaktischen Maßnahme»
insbesondere eine entsprechende Desinfektion des Wohnraumes des infectiös Erkrankten,
der Leib- und Bettwäsche desselben durchzuführen.

Mit diesen Desiufectionsarbeiten sind unter der Aufsicht eines städtischen Arztes
die Sanitätsaufseher betraut, denen nach Bedarf für untergeordnete Hantierungen hiebei
Taglöhner zugewiesen werden.

Um diesen Organen bestimmte Normen für ihre Verrichtungen zu geben, wurde
im Jänner 1889 eine umfassende „Instruction für die Ausführung der  Des¬
infektion »ach ansteckenden Krankheiten"  vom Stadtphysikate verfasst und vom
Magistrate publiciert.

Die bei der Besorgung des Tesinsectionsgeschäftesim Laufe der Berichtsperiodc
gemachten Erfahrungen ließen eine Reform der bisherigen Einrichtungen wünschenswert
erscheinen. In dieser Beziehung beantragte das Stadtphysikat im Februar 1893 die
Errichtung von zwei bis drei großen Desinfektionsanstalten»ach Berliner Muster, von
denen aus die inficicrten Objecte aus dem der Anstalt zugewicsenen Stadtrayon mit
bespannten Wagen abgeholt und ebenso die desinficierten Gegenstände den Parteien
znrückgestellt werden sollten.

Ter Magistrat gieng insoferne ans diese Resormbestrebungen ein, als er im
November 1893 vorläufig die Errichtung einer großen Desinfektionsanstalt in Ver¬
bindung mit einer Central-Krankentransportstation ans einem geeigneten Platze im
XVII . Bezirke beim Stadtrathe in Antrag brachte; die Beschlussfassung hierüber fällt
nicht mehr in diese Berichtsperiode.

6) Impfwesen.
Die vom k. k. Ministerium des Innern ungeordnete Cvnscriptiv » der

Ungeimpfte» (Verwaltungsbericht pro 1887 puA. 233 und 234) wurde vom
Magistrate in den ersten Monaten der jeweiligen Berichtsjahre durchgeführt und ergab
im ehemaligen Gemeindegebiete

im Jahre 1889 16.671
„ 1890 15.180

.. ,. 1891 14.511
ungeimpfte Personen; in sämmtlichen 19 Gemeindebezirken wurden

im Jahre 1892 39 .098
„ 1893 35.730

ungeimpfte Personen gezählt.
Die öffentliche unentgeltliche Impfung fand — wie in den Vorjahren - während

der Monate Juni , Juli und August statt; für dieselbe waren in den Jahren 1889
bis 1891 bezüglich der alten 10 Bezirke 19 Jmpfstationen eingerichtet, im Jahre 1892
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wurden 71. im Jahre 1893 : 75 Jmpfstationen bestimmt und in umfassender Weise
knndgemacht; als solche Stationen wurden zweckentsprechendeRäume in den Gemeinde¬
oder Schulhäusern, in den Peripheriebezirken auch einzelne Ordinationslocale der
städtischen Ärzte verwendet.

Tic öffentliche unentgeltliche Impfung wurde von den städtischen Ärzten, den
k. k. Armenärzten und den provisorischen städtischen Armenärzten durchgeführt; in den
Jahren 1889 bis 1891 hatten sich an derselben auch die k. k. Polizeiärzte und polizei-
ärztlichen Functionärc betheiligt.

Seitens des k. k. n.-ö. LandesschulratheS wurden mit dem Erlasse vom
18. Juni 1891, Zahl 5353 die Leiter der Volksschulenund das Lehrpersonalc zur
Förderung des Impfwesens angewiesen.

Mit Rücksicht auf die wesentliche Förderung, welche das Impfwesen durch die
allgemeine Verwendung thierische» Impfstoffes im Laufe der Jahre erfahren hatte und
in der Absicht, den Bezug eines nach wissenschaftlichenGrundsätzen hergestellten, in
seiner Wirksamkeit verlässlichen, vor allem jedoch salubreu Impfstoffes allgemein sicher-
zustellen, hat das k. k. Ministerium des Innern mit dem Erlasse vom 3. Juni 1893
eine Instruction über die Einrichtung und die Gebarung in coucessionierten Jmpfstoff-
Gewiminngsanstnlten hinausgeben, welche den politischen Behörden bei Verhandlung
wegen Ertheilung derartiger Cvncessionen zur Richtschnur zu dienen hat.

v- Verkehr mit Nahrung»- und Genussmitteln, sowie anderen Gekrauchsgegeuftäuden.
Tie Überwachung des Verkehres mit Lebensmitteln nnd anderen GebranchSgegen-

ständen, sowie die Handhabung der sich hierauf beziehenden Vorschriften erfolgt seit
l . Jänner 1892 durch die magistratischen Bezirksämter; die chemische oder mikroskopische
Untersuchung der abgenommenen Proben wird jedoch wie bisher theils im Stadt-
physikate, theils durch die von der Gemeinde bestellten Sachverständigen vorgcnvmmen;
die Zahl der Untersuchungen von Nahrungs- und Genussmitteln, verschiedener Eosmetikcn,
Dcsinsectionsmitteln, Arzneien, Giften, Farbstoffen u. dgl. wurde bereits bei den Agenden
des Stadtphysitätes ansgewicsen.

Mit Erlass vom 9. November 1889 setzte die k. k. n.-ö. Statthalterei den
Magistrat in die Kenntnis, dass Trinkbrantwein mit sehr geringem Alkoholgehalte unter
Zusatz von scharfen, diesen Mangel deckenden Artikeln, sowie überhaupt Trinkbrantwein
von gesundheitswidriger Beschaffenheit in Wien und Umgebung zum Verschleiße gelangen soll.

Infolge dessen wurden durch das städtische Marktcommissariatbei Spirituosen¬
erzeugern und Brantweinschänker» in den alten 1(1 Gemeindebezirken zahlreiche Proben
von Trinkbrantwein abgenommen; die Untersuchung derselben bestätigte jedoch in keiner
Weise die im vorangeführten Statthalterei-Erlasse zum Ausdrucke gebrachten Verdachtsgründe.

Mit der Verordnung der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 22 . Mai 1889, Z. 27 .125
wurde die Verwendung von Farben aus Anilin oder Theerbeftandtheilen zum Färbe»
der Eier als unzulässig erklärt; mit Erlass des k. k. Ministeriums des Innern vom
1. Februar 1891, Z. 16.251 wurde den politischen Behörden aufgetragen, das Verbot
der Fabrikation und deS Verkaufes von gesundheitsschädlichen Kunsttheesorten und Thee-
surrogaten nachdrücklichstzu handhaben, sowie überhaupt den Handel mit Thee strenge
zu überwachen.

Unterm 18. Februar 189l beauftragte die k. k. n.-ö. Statthalterei den Magistrat,
der Bereitung und dem Verkehr mit Surrogaten von Nahrungs- und Genussmittcln,

29Verwaltungs -Bericht der Stadt Wien.



450 XVII. Gesundheitswesen. — V. Gesundheitspolizei.

insbesondere mit Kaffeesurrogaten eine besondere Ausmerksamkeit zuzuwenden und bei
Anstände» strengstens vorzugehen.

Tie seitens der Oberbehörden im Lause der Berichtsperivdc erlassenen Verbote
bezüglich des F. L. H a r n i s ch ffchen Haarregcnernrors >1800), des Professor White 'schen
Haarwassers «1800), des lirrir restorer , der Marienbader Reductionspillen >1801)
und anderer ähnlicher Mittel wurden strenge gehandhnbt.

In der Gemeiuderathssitzung vom 10. Oktober 1800 wurde unter Hinweis aus
die Berichte der geuosseuschaftlichen Kraukencasseu angeregt, Maßnahmen zu treffen
durch welche die Verwendung von Arbeitern mit eckelhasten oder ansteckenden Krank¬
heiten bei Bäckern nud Zuckerbäckern hintangehalten werde.

Tiefe Anregung veranlasste ämtliche Erhebungen, mit Rücksicht aus deren Ergebnis
der Magistrat die nachstehende Kundmachung vom 12. Oktober 1800 erließ.

"Auf Grund der KH 09, Punkt 4 und 5, und 90 des Gemeindestatutes für die Reichshanpt-
und Residenzstadt Wien «Gesetz vom 19. Tecember 1890, 2. G. Bl . Nr. 4ö) findet der Magistrat
i» Handhabung der Gesundheits- und Lebensmittelpolizci Nachfolgendes nnzuordnen:

1. Die Inhaber von Gewerben , welche die Erzeugung, Verarbeitung, den Verkauf oder
die Verabreichung von Nahrnngs - und Gciiussmitteln zum Gegenstände haben, werde» ver¬
pflichtet, dem Gesundheitszustände ihres gewerblichen Hilfspersonales«Gehilfe», Kellner, Verschleißer,
Austräger, Küchenpersonale, Lehrlingeu. dgl.) bei der Ausnahme und während der Tauer des
Arbeitsverhällnisses die größtmöglichste Aufmerksamkeitinsbesondere in der Richtung zuzuwende»,
ob dieselben mit einem Hautausschlage oder einer ansteckenden oder, ekelerregenden
äußeren Krankheit behaftet sind.

2. Die vorbezeichneten Gewerbsinhaberdürfen daher Arbeitspersonc», welche mit solchen
Krankheiten behaftet sind, weder aufnehmen, noch bei der Arbeit behalten und haben von jedem
solchen Falle das zuständige magistratische Bezirksamt in die Kenntnis zu setzen.

0. Die praktischen Ärzte , insbesondereaber die Ärzte der nach dem Gesetze vom
00. März 1888, R. G. Bl . Nr. 00, organisierten Krankeilkassen werden verfälschtet, von jeder
derartigen Erkrankung einer der im Punkt 1 bezeichnetenArbeitspersonen dem Stadtphysikate
unter gleichzeitiger Bekanntgabe des Wohnortes und letzten Arbeitsplatzes die Anzeige zu erstatten.

Die Außerachtlassungen der vorstehenden Anordnungen werden, insoweit dieselben nicht nach
dem allgemeinen Strafgesetze zu behandeln sind, mit Geldstrafen zu Gunsten des Gemeinde
armenfonds bis zu dem Betrage von 200 fl. oder mit Arreststrafen bis zu 14 Tagen geahndet'

Seitens mehrerer ärztlichen Vereine und gewerblichen Genossenschaften wurde
gegen diese Kundmachung protestiert und die k. k. n.-ö, Statthalterei um Aufhebung der¬
selben angegangen; diese Proteste wurden jedoch von der Oberbehörde zurückgewiesen.

Uber die aus sanitären Gründen vorgenommenenConfiscationen vergleiche Sta¬
tistisches Jahrbuch der Stadt Wien, Abschnitt „Gesundheitswesen".

f) Apotheken.
Tas k. k. Ministerium des Innern hatte mit dem Erlasse vom 11. Tecember 1888

«vergl. Verwaltnngsbericht pro 1888, paA. 170) die Errichtung je einer neuen öffent¬
lichen Apotheke im III ., VI . und IX . Bezirke bewilligt.

In Ausführung dieses Erlasses wurden vom Magistrate im Jänner 1880 die
Standorte für diese neuen Apotheken festgesetzt. Ta gegen die Verleihungen dieser
Apotheken seitens der abgewieseueu Bewerber Rekurse an die Oberbehördcn eiugebracht
wurde», konnte die Eröffnung der Apotheken erst nach Schluss des Recursverfahrens
erfolgen lind wurden die neuen Apotheken im III . und VI . Bezirke erst im Herbste 1800,
jene im IX . Bezirke im Frühjahre 1800 in Betrieb gesetzt.
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(Line weitere Vermehrung der Apotheken , und zwar um je eine im II ., V ., X.
und XVIII . Bezirke wurde vom Magistrate im Jahre 1891 bereits ' angeregt , doch
führten die diesbezüglichen Verhandlungen in der Berichtsperiode zu keinem Abschlüsse.

Infolge der Erweiterung des Wiener Gemeindegebietes hat das k. k. Ministerium
des Innern mit dem Erlasse vom 20 . April 1892 , Z . 8096 bestimmt , dass jene

Apotheken des Gemcindegebietes , welche bisher dem Apotheker -Filialgremiüm V . 11. W . W.
angchört haben , in das Wiener Apotheker -Hauptgremium unter gewissen Modalitäten
einverleibt werden ; cs waren 2 Apotheken des XI ., 4 des XII ., 5 des XIII ., 4 des
XIV ., 3 des XV ., 4 des XVI ., 4 des XVII ., 9 des XVIII . und 2 des XIX . Bezirkes.

Diese in das Wiener Apotheker -Hauptgreminm inkorporierten 31 Apotheker hatten
eine weitere Jncvrporations -Gebür zu entrichten und traten in den Genuss derselben

Üiechte wie die übrigen Gremialmitglieder.

Hinsichtlich des Apothekerwesens wäre noch zu erwähnen : Der Erlass des k. k.
Ministeriums des Innern vom 4 . October 1889 , Z . 19 .859 , mit welchem entsprechende

Maßnahinen zur Hintanhaltnng eines Missbrauches mit ärztlichen Recepten , in denen
stark wirkende Arzneistoffe verschrieben werden , angeordnet wurden , ferner die Erlässe
der k. k. n .- ö. Statthalter «:! vom 20 . Februar 1889 , Z . 10 .737 und 18 . August 1889,
Z . 33 .093 , betreffend die marktschreierische Ankündigung von Arzneimitteln und der
Erlass des k. k. Ministeriums des Innern vom 7 . April 1892 , Z . 5889 , in welchem

den politischen Behörden die Evidenzhaltung der zur selbständigen Führung einer Apotheke
berechtigten Pharmacenten anfgetragen wurde.

g) Zahntechniker.
Mit der Verordnung der k. k. Ministerien des Innern und des Handels vom

12 . Jänner 1887 «vergl . Verwältnngsbericht pro 1887 , pLA . 237 ) war erklärt worden,
dass die Zahntechnik kein Gegenstand eines selbständigen Gewerbebetriebes sei und dass
nur die Erzeugung künstlicher Zähne und der Handel mit denselben als freies Gewerbe
im Sinne der Gewerbe -Ordnung angesehen werden könne.

Diese Verordnung wurde mit dem Erkenntnisse des Verwaltnngsgerichtshofes vom
>6 . Jänner 1889 als gesetzwidrig ausgehoben.

Infolge dessen wurde über eine diesbezügliche Anfrage der Magistrat seitens der
t . k. n .-ö . Statthalterei angewiesen , bis zu der von den betheiligten Ministerien in Aus¬

sicht genommenen Regelung des Zahntechniker -Gewerbes über die bei ihm erfolgenden
Anmeldungen dieses Gewerbes Gewerbescheine anszufolgen , jedoch in denselben ersichtlich

zu machen , dass sich der Zahntechniker bei der Ausübung seines Gewerbes jedweder
Verrichtung und Operation im Munde des Menschen zu enthalten habe.

Tie Regelung dieses Sanitätsgewerbes erfolgte schließlich durch die Ministerial-
Verordnung vom 20 . März 1892 , R . G . Bl . Nr . 55 , durch welche das Zahntechniker-
Gewerbe unter die concessioniertcn Gewerbe eingereiht wurde.

Erhllmierilllgtu, Vb-ultiouk».
Hinsichtlich der in der Berichtsperiode bewilligten Exhumierungen und Ocichen-

übersührnngen , sowie bezüglich der Zahl der während dieser Zeit Vvrgcnvmmenen
sanitätspolizeilichen und gerichtlichen Obdnetioncn kann hier ans de» Abschnitt „ Begräbnis-

mesen " im Statistischen Jahrbnchc der Stadt Wien hingewiesen werden . . .
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Der Transport von zur sanitätspolizeilichen Obduction bestimmten Leichen wird

aus sämmtlichen 19 Gemeindebezirken von der Gemeindesanitätsstation , I , Am Schanzl,
aus besorgt , in welcher ein ständiger Permanenzdienst von sechs Sanitätsdienern einge¬
richtet ist und in deren Stall stets zwei angeschirrte Pserde zur Ausfahrt bereitstehen.

Die Requisition der Sanitätsdiener erfolgt durch die k. k. Polizei -Bezirkscommissariate
im telegraphischen Wege auf Grund der mit der k. k. Polizeidirection am 4 . December 1891
commissionell vereinbarten Modalitäten.

i> Todtenbeschau.
Der Wiener Gemeinderalh hatte in seiner Sitzung vom 1 . December 1891 den

Beschluss gefasst , im gefammten Gemeindegebiete von Wien die Tvdtenbefchaugebüren
mit einem Gulden für jeden durch den städtischen Arzt vorgenommcuen Beschauact ein-
zuhcbcu und zu diesem Zwecke ein Landesgcsetz zu erwirken.

Weiters genehmigte der Gemeinderath mit demselben Beschlüsse , dass auf Grund
des Jnfectionspatentes vom 9 . Jänner 1997 und der Artikel VIII und XVI des

Gesetzes vom 19 . December 1890 , L . G . Bl . Nr . 45 vom Tage der Kundmachung des
zu erwirkenden Landesgesetzes auch im erweiterten Gemeindegebiete die bisher in den

alten Bezirken normierte Todtenbeschreibgcbür mit 30 kr. für jeden angemeldeten Todes¬
fall einzuheben sei.

Diese Beschlüsse des Gemeinderathes fanden durch das Gesetz vom 31 . December 1891,
L . G . Bl . Nr . 71 die legislative Genehmigung.

ö . Anstalten und Einrichtungen für Gefundheits - und Krankenpflege.
a) Städtische Badeanstalten.

1. Donaubäder.

Das städtische Donnubad  am Erzherzog Karl -Platz war in den Jahren 1889
und 1890 wie früher einem Pächter in Betrieb gegeben . Nach Ablauf des Pachtvertrages
hat der Gemeinderath beschlossen, vom 1 . November 1890 angefangen den Betrieb der
Badeanstalt in eigener Regie der Gemeinde zu führen , zu welchem Zwecke das erforder¬
liche Personale bestellt , für letzteres sine provisorische Instruction erlasse » und für das
Betriebsinventar eine größere Ausgabe gemacht worden ist.

Als Betriebsleiter wurde ein Stadtbauamts -Jngenieur bestellt.

Im ersten Jahre des Regiebetriebes ist den auf Kräftigung der Schuljugend
abzielenden Bestrebungen im städtischen Donaubade wohlwollende Unterstützung durch

wesentliche Ermäßigung der Badepreise für Schüler und durch Ausgabe von Freikarten
zugewendet worden . Auf Grund der hiebei gemachten Erfahrungen wurden jedoch bald
Einschränkungen solcher Begünstigungen und namentlich die Aufhebung der Freikarten
nothwendig.

Die Baulichkeiten deS städtische » Donaubades waren in der Berichtsperivde

1889 — 1893 dreimal außergewöhnlichen Hochwässern ausgesetzt , und zwar im Sep¬
tember 1890 , im Juni 1892 und im Februar 1893 , das letztemal außerdem einem

ganz ungewöhnlich hoch gestauten und rapid abgehenden Eisstoße.
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Jedesmal mussten ausserordentliche Auslagen für die Wiederinstandsehuug der eben¬
erdigen Wohnungen re. gemacht werden; der Eisgang im Februar 1898 zerstörte das
gehörig versicherte Terrnssegeländerstimmt dem Versicherungs-Materiale und beschädigte
auch den Holzbau und die Terrassemauer vielfach, wodurch bedeutende außergewöhnliche
Auslagen nothwendig geworden sind. Bei der Wiederherstellung des Terrassegeländers
wurde eine Befestignngsartgewählt, welche die Abnahme des ganzen Geländers ermöglicht
und daher die möglichste Gewähr bietet, um künftighin ähnliche Schäden zu vermeiden.

Außer der Behebung der Hochwasser- und Eisschäden waren in den Jahren
1889—1893 in der Badeanstalt nur die gewöhnlichen Rcparaturs - und Jnstandhnltungs-
arbeiteu erforderlich.

Mit Befriedigung muss coustatiert werden, dass durch Einführung eines Pumpen¬
baggers an Stelle des früheren Eimcrschöpfwerkcs die jährlichen Kosten der Bassin¬
reinigung auf weniger als ein Drittel der früheren Baggerungskostenreduciert worden
sind, und dass die im Jahre 1890 vollendete Herstellung von Grundschalungenbei den
einzelnen Badeabtheilungen eine sichtliche Verbesserung der Wasserströmung erzielte, in
deren Folge ini Jahre 1898 in den Vollbädern gar nicht gebaggert zu werden brauchte.

Die Frequenz der Badeanstalt hat nur im Jahre 1892 den 18jährigen Durch¬
schnitt nahezu erreicht, welcher Umstand lediglich auf die seit 1888 beobachtete unstete
Witterung zurückzusühren ist. Auch im Jahre 1892 war bis Mitte August keine günstige
Badesaison, in der zweite» Hälfte August aber konnte die ausgedehnte Badeanstalt an
manchen Tagen die andrüngenden Besucher nicht fassen. Die Anstaltseinrichtungenhaben
sich jedoch auch bei ungewöhnlichem Andrange von Badegästen als ausreichend erwiesen.

Die Badesaison dauerte

im Jahre 1889 vom 26. Mai bis 8 September, d. i. 106 Tage
„ „ 1890 „ 30. „ l 95
„ „ 1891 31. „ „ 18 .. 111 »
„ „ 1892 29. „ 11. .. 101H „

1893 1. Juni 12. 104 „

Zahl der Ba degüste ist aus der folgenden Zusammenstellung ersichtlich.
Es badeten

Personen
im Jahre männliche weibliche zusammen Tagesmaximum

1889 . . . . . . 39 .321 20.132 59.453 3983
1890 . . . . . . 35 .298 18.692 53.990 3489
1891 . . . . . . 40 .513 19.605 60.118 4033
1892 . . . . . . 46 .055 23 .155 69.210 5494
1893 . . . . . . 39 .985 20.466 60.451 2852

Eintrittskarten zur Besichtigung des Bades  wurden im Jahre 1889:
753, 1890 : 437 , 1891 : 582 , 1892 : 643 und 1893 : 661 ausgegeben.

Die Zahl der ertheilteu Schwimmlectionen  bezifferte sich im Jahre 1891 mit
2632 , 1892 mit 2194 und 1893 mit 3895 . (Für die Jahre 1889 und 1890 liegen
keine ämtlichen Ausschreibungen vor.)

st Ausschließlichd. bis 13. Juni.
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Der Bestand des noch unbenützten oberen Badebassins  nächst der Kaiser Franz
Jvsefsbrücke hat in den Jahren 188!) 18!).-; keine Veränderung erfahren.

Städtisches Freibad. — Der Betrieb des städtischen Freibades  ivurde in
der bisherigen Weise von einem Pächter besorgt.

Die Hochwässer im September 1899 nnd im Juni 1892 haben am Freibad-
inventare namhaften Schaden verursacht nnd eS >var im letztbezeichneten Jahre die
Benützung des Freibades nur verhältnismäßig kurze Jeu möglich.

klm viele Unzukömmlichkeiten hiutanzuhalten, welche besonders bei höheren Wasser¬
ständen infolge der steilen Beschaffenheit der Uferböschungsich ergaben, wurde diese
in den Jahren 18!)2 und 18!»!! zum größten Theile entsprechend abgeflacht.

Aus der folgenden Zusammenstellung ist die Zahl jener Besucher des Freibades
zu entnehmen, welche gegen Erlag der vorgeschriebencn Gebär die Badewüsche vom
Pächter entlehnten. Die Zahl der Personen, welche das Bad ohne Entlehnung von
Wäsche, also ganz unentgeltlich benützten, wird nicht erhoben. Gegen Bezahlung der
Wäschegebür benützten das Freibad

im Jahre P e rs o n e n

männliche weibliche im ganzen
1889 . . . . . 54 924 9461 64.385
1899 . . . . . 37 .428 6482 43 .919
1891 . . . . .42 .125 6351 48 .476
1892 . . . . . 46 .955 5695 51.669
1893 . . . . . 32 .944 5234 38 .178

In den für die Jahre 1892 und 1893 ausgewiesenen Ziffern sind auch die mit
Freikarten betheilten Schüler (im Jahre 1893 : 3219) mit inbegriffen.

S. Volksbäder.

Die städtischen Bolksbädcr sind WohlsahrtSeinrichtungen, welche gegen ein sehr
geringes Entgelt (5 kr.) dem Benützer eine gründliche in sanitärer Beziehung zuträgliche
Reinigung und Erfrischung ermöglichen.

Das Baden erfolgt in denselben unter Brausen, welchen lauwarmes, beziehungs¬
weise kühles Hochquellwasser entfließt, für dessen raschen Ablauf durch ein entsprechendes
Gefälle des Fußbodens vorgesorgt ist.

Für das AuS- und Wiederankleiden sind besondere, neben den Baderäumen befind¬
liche Säle vorhanden, in denen sperrbare Kästchen, und zwar für jeden Badenden je
eines, zur Aufbewahrung der Kleider aufgestellt sind.

Vor der Berichtsperiode bestand bloß das zu Weihnachten 1887 versuchsweise
eröfsnete Volksbad im VII . Bezirke, Mondscheingasse9. Mit Rücksicht auf die dort
erzielten günstigen Erfolge hat der Gemeinderath am 13. August 1889 beschlossen, auch
in den Bezirken III , IV , V, VI, VIII , IX und X je ein Volksbad, in dem II . Bezirke
lleopoldstadt jedoch deren zwei zu erbauen.

,. Seit Sommer 1893 besitzt jede der Bezirke II bis X je ei» Vvlksbad.
Aus der sich anschließenden Beschreibung der einzelnen Badeanstalten ist zu ent¬

nehmen, wie die gemachten Erfahrungen bezüglich der Anordnung, Construction und des
Materiale» bei den später errichteten Anstalten verwertet worden sind.
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Vvltsbad im Vll . Bezirke , Mvndscheingasse 9 . - Dieses in einem alten

Hanse untergebrachte , daher nach mancher Einrichtungen des Evmsorts entbehrende , als
Prabeanstalt errichtete Bad besitzt blas ; zwei Abtheilungen , deren eine für die männ¬
lichen . die zweite für die weiblichen Besucher bestimmt ist.

Die Frequenz des am 22 . Decembcr 1887 eröfsneten BadeS , welche infolge der
günstigen Lage desselben ansehnliche Ziffern ausweist , hat erst in der letzten Zeit infolge der
Eröffnung besser eingerichteter Anstalten in den Nachbarbezirken eine Einbuße erfahren.

Ter Besuch , welcher im Jahre 1888 77 .967 Personen betragen hatte , belief sich
im Jahre 1889 auf 95 .719 , 1890 ans 96 .631 , 1891 ans 91 .715 , 1892 auf 93 .926

und 1893 ans 81 .013 Personen . Bon den Besuchern waren in den einzelnen Jahren
21  bis 26 Procent weiblichen Geschlechts.

Der stärkste Besuch an einem Tage stellte sich in den einzelne » Jahren der
Berichtsperiode auf 1820 , 1705 , 1350 , 1579 , beziehungsweise 1677 Personen.

Volksbad im V . Bezirke , Einsiedlerplatz . - Dieses am 4 . August 1890
eröfsnete Bolksbad steht in einer öffentlichen Gartenanlage von 14 .553 Quadratmeter

Grundfläche.
An einem einstöckigen Mittelbau von 9 .,, Meter Länge und 20 .g Meter Tiefe

befinden sich zwei ebenerdige , je 18 .g Meter lange und 6 .^ Meter breite Anbauten . Das

im Lichten 4 Meter hohe Ebenerdgeschoss , dessen Fußboden 1 .2  Meter ober dem Garten¬
terrain liegt , enthält die eigentlichen Baderänme , die nach Geschlechtern getrennt sind.

Der Badesaal der Männerabtheilnng mit 9 Meter Länge und 6 .g Meter Breite

besitzt 31 Badezeiten , welche durch 2 .4 Bieter hohe Wände auS Eisenwellblech von
einander gesondert , nach vorne jedoch offen sind . Jede Bndezelle ist 1 Meter breit und

0 .g Meter tief . Der zugehörige Ankleideraum misst 1 l g X 6 , Meter und enthält
99 Kleiderkästchen , deren lichter Inhalt 1 « X 0 .4 X 0 .45  Meter beträgt . Diese Kästchen

stehen auf einem , eine Titzbank bildenden llntersatze und sind mit Huthaken und einem
Fachbrette versehen . Das Frauenbad ist kleiner ; der für Erwachsene nnd für Kinder
gesonderte Baderaum enthält zusammen 15 Badezellen » nd der Ankleideraum 60 Kleider¬

kästchen. Im ersten Stockwerke befindet sich die Wohnung des Bademeisters und ein die
Reservoirs enthaltender Raum , in welchem auch zur Sommerszeit Wäsche zum Trocknen
aufgehängt werden kann . In dem durchaus lichten Kellergeschosse ist die Heizanlage und
die Wäscherei sammt Trockenkammer untergebracht ; außerdem sind ein großer Raum für

Hinterlegung der Brennstoffe und zwei Kammern vorhanden , in welche die feuchte Wäsche
aus den Ankleiderüumen durch Schläuche hinabgeworfen wird . Tie Männer - nnd die

Frauenabtheilung haben von einander unabhängige Heißwasserheizungen . Die Vorwärmung
der Ventilationsluft erfolgt mittels der in den Bad - und Ankleideräumen aufgestellten
Heißwasserregistcr . Für die Lnftabsuhr sind bis über Dach aufsteigendc Schläuche im
Blauerwerke angebracht.

Eine dritte Feuerung erhitzt eine Heißwasserschlange , welche durch das im 1 . Stock¬

werke befindliche 50 Hektoliter fassende Reservoir geführt ist . Bon demselben führen

Rohrleitungen zu den Warmbrausen , deren je eine in einer Badczelle vorhanden ist.
Das 30 bis 35 ° E . warme Wasser fließt in einer Menge von 6 Liter per Minute in

Form eines feinen Regens insolange aus der Brause , als der Badegast au einer Hebel¬

stange einen leichten Zug ausübt . Beim Freilassen der Hebelstange hört der Wasserans
lauf durch die Wirkung eines Gegengewichtes bald auf , wodurch Wasservergeudungen
verhütet werden.
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Aus 6 gleichartigen Brause» flies;t kühles Wasser von bis 18« E . aus . Diescs
Wasser stammt aus eiuem 1 g Eubikmeter Misten zweiten Reservoir, welches theils direct
ans der Leitung, theils aus dein Warmwasser-Reservoir gespeist wird.

Hammtliche Decken des (Gebäudes sind flach gewölbt. Die Dächer sind aus Holz-
eemeut hergestcllt. In den Baderäumen sind die stustböden aus gerillten Feinklinker-
platteu gebildet.

Die Baukosten dieses Bvlksbades stellten sich ans rund 29 .500 fl., wovon 21 .00(1 fl.
ans die eigentlichen baulichen Herstellungen, 9.800 fl. ans die Heiz- und Badinstallation,
der Rest ans die innere Einrichtung und die Wäschcbeistellnng entfallen.

Das Bad war vom Eröffnungstage <4. Angnstl bis zum Ende des Jahres 1890
von 25 .891 Personen, worunter 22 Prvccnt weiblichen Geschlechtes, und im Laufe des
Jahres 1891 von 78.775 Badegästen, in den beiden folgenden Jahren von 92.025,
beziehungsweise 87 .090 Personen besucht. Ter marimale Dagesbesuch betrug in den
Jahren 1891, 1892 und 1899 : 1997, 1748 und 2001 Personen. Letztere Tagesbesnchs-
ziffer ist die höchste, welche bisher in den Bolksbädcrn erreicht wurde

Bolksbad im X . Bezirke , Simmcringcrstraste 199kt, Erlachplatz . —
Dieses Bolksbad wurde gleichzeitig mit dem oben beschriebenen im V. Bezirke nach
gleichem Projcetc erbaut und wie dieses am 4. August 1890 eröffnet.

Die Besuchszisfer, welche in diesem Jahre 22.528 betrug, bezifferte sich im
Jahre 1891 mit 01.595 und steigerte sich in den folgenden Jahren stetig ans 08.701,
beziehungsweise 74.727. Ebenso erhöhte sich der stärkste Tagesbesuch, der im Jahre 1890
919 betrug, in den folgenden Jahren ans 1241, 1598 und 1609.

Bolksbad im III . Bezirke , Apostclgasse 18. — Dieses Bolksbad befindet sich
an stelle einer um den Preis von 19.500 ft. angetansten Realität und hat gegen die
Gasse einen Borgarten.

Bei dem Baue dieser Anstalt wurde zum erstenmale ein besonderer Baderanm für
Knaben hergestellt und im Berlanfe des Betriebes auch eine Trennung der Baderänmc
für Trauen von jenen für Mädchen vorgenommen.

Das Bad besitzt zusammen 48 Badezellen und 159 Kleiderkästen. Tie Badezellen
sind nicht, wie bei den früher angeführten Bädern, durch Wände aus gewelltem Eisen¬
blech, sondern durch Wände nach dem Moniersysteme von einander getrennt. Ter Fust-
boden der Baderänmc ist anstatt ans Klinkervlatten aus Portlandcementbetv» gebildet.

Das Bad wurde am 5. August 1891 eröffnet. Im Jahre 1891 betrug die Fahl
der Besucher 16.851 ; das erste volle Betriebsjahr 1892 ergab einen Besuch von
55.410 Personen, der sich im folgenden Jahre ans 69.959 Personen erhöhte. Die
grössten Tagesbcsuchszifsern beider Jahre stellten sich ans 1917 , beziehungsweise 1965.

Bei den nächstfolgenden vier Badeanstalten wurde die Anordnung derart getroffen,
dass jede derselben vier gesonderte Abtheilungen, für Männer, Knaben, Frauen und
Mädchen besitzt. Hiedurch wurde den Wünschen der erwachsenen Badebesncher Rechnung
getragen.

Bolksbad im II . Bezirke , Trenstraße 60. — Dasselbe befindet sich in einem
zweistöckigen Neubau und wurde am 31 . August 1892 eröffnet. Tie eigentlichen
Baderäume sind in den beiden Obergeschossen nntergebracht, und zwar die Abtheilung
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3lMlI30ttL8 V0I.K36HV IN VI. 6L2I6K,L8Ik :kriÎ V0̂ 83L
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für Männer und jene für Knaben im ersten, jene für Frauen und für Mädchen im
zweiten Stockwerke. Zu ebener Erde befinden sich die Casse, ein Wartesaal und die
Wohnung des Bademeisters, im Keller die Heizanlage und die Wäscherei.

Die beiden Abtheilungen für Erwachsene enthalten je 21 Brausen für warmes
und je vier Brausen für kaltes Wasser, sowie 52, beziehungsweise 57 Kleiderkästen;
die Abthcilungen für Kinder haben je sieben warme und je eine kalte Brause und
24, beziehungsweise 20 Kleiderkästen. Tie innere Einrichtung weicht von jener der
übrigen neueren Bolksbäder nicht ab.

Der Besuch dieser Anstalt ist derzeit noch ein geringer, was sich daraus erklären
dürfte, dass dieselbe sich am äußeren Rande der Berbauung des Bezirkstheiles Brigittenau
befindet.

Im Jahre 1852 belief sich die Anzahl der Besucher aus 5519 , im Jahre 1893
auf 37.389, wovon 837 am meist frequentierten Tage badeten.

Bolksbad im VI . Bezirke , Eszterhazygasse 2. — Auf einer am Wienfluss¬
user gelegenen Eckbanstelle ist ein mit einer Kuppel gekrönter Bau aufgesührt, dessen
in der Axe der Kuppel hergestellte Hauptschornstein die letztere überragt; die an der
Ecke befindlichen, von der Kuppel überdeckten Rundrünme enthalten im ersten und
zweiten Stockwerke die vier Baderäume, an welche sich rechts und links die Ankleide-
räume anschließen.

Zu ebener Erde dient, wie aus der beigefügteu bildlichen Darstellung zu ent¬
nehmen ist, der Rundraum als Eintritts- und Wartehalle, an welche der Casseraum und
die Bademeisterwohnungangrenzen. Außerdem ist in diesem Geschosse ein größeres, von
der Gasse aus unmittelbar zugängliches Depot für Straßenreiuigungs-Geräthschaften
untergebracht.

Ter Besuch dieses am 7. September 1892 eröffueten Bades stellte sich im
Laufe des Jahres 1892 auf 9374 und im Jahre 1893 auf 60.389 Besucher. Die
größte Tagesfrequenz belief sich auf 1470.

Volksbad im VIII . Bezirke , Florianigasse 30. — Diese zweistöckige, am
31. August 1892 eröffnete mit vier Abtheilungen versehene Anstalt liegt neben dem
Schonbornparke. Das Männer- und das Frnuenbad besitzen je 21, warmes und je 4,
kaltes Wasser liefernde Brausen, während in den Kindcrbäderu je fünf Warmwasser-
und je. vier Kalttvasserbrauseu sich befinden. Die Anzahl der Kleiderkästen beträgt 226.
Während die Bäder für das männliche, beziehungsweise das weibliche Oie schlecht den
ersten, beziehungsweise zweiten Stock einnehmeu, dient das Erdgeschoss für die Casse,
die Bademeisterwohnung, Warteränme und enthält überdies einen Raum zur Hinterlegung
der zur Straßenreinigung erforderliche» Geräthschaften.

Die Besucherzahl betrug im Jahre 1892 : 10.741 und ini Jahre 1893 : 60.292.
Am bestbesuchten Tage badeten 1106 Personen.

Bolksbad im IX . Bezirke , Wiesengasse 17. — Dieses gleichfalls am
31. August 1892 der Benützung übergebene Bolksbad wurde auf einer kleinen Grund¬
fläche erbaut und ist daher räumlich beschränkt. Mit Rücksicht auf die zukünftige
Höherlegung der Straßenfläche besitzt es keine Keller. Das derzeitige Ebenerdgeschoss
enthält bloß den Eingang, die Heiz- und Wäschereianlage nebst den Brennstosfdepots.
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Tie Easse , sowie die Badeabtheilnngen fiie Minner und siir Knaben sind im
ersten Ttoätverke ; die Bademeisterwohnnng nnd das grauen - nnd das Mädchcnbad im
zweiten Stockwerke.

Tie beiden Bäder für Erwachsene haben je 14 Brausen für warmes Wasser , die
beiden .Hinderbäder je neun Warmwasserbrausen . Außerdem liefern in jeder Abtheilnng
je zwei Brausen Kaltwasser . Kleiderkästen sind 158 Stück vorhanden . Im Jahre 18911
fanden sich 119.033 Badegäste ein.

Bolksbad im IV . Bezirke , Klagbanmgasse 4 . — Tiefes an Stelle eines
städtischen Zinshauses errichtete Bolksbad wurde am 19 . Juni 1893 eröffnet , dasselbe
zeigt in seiner Anlage keine wesentliche Abweichung gegenüber den vorher angeführten
vier Badeanstalten . Die Zahl der Badegäste betrug im Jahre 1893 : 24 .923.

Ter gestimmte Jahresbesuch der Bolksbäder bezifferte sich im Jahre 1889
mit 95 .719 , 1890 mit 144 .050 , 1891 mit 248 .876 , 1892 mit 342 .234 , endlich
1893 mit 525 .815 Personen.

Wegen Erbauung von Volksbäder » in den neu zugewachsene » Bezirken XI bis
XIX sind die Erhebungen und Verhandlungen im Zuge.

S Theresienbad in Meidling , im XII. Bezirke.
Dasselbe gehörte der ehemaligen Vorvrtcgemeinde Unter -Meidling und wurde

gelegentlich der Einverleibung der Vororte in das Eigenthum der Stadt übernommen.
Tie Anstalt enthält eine Abtheilung für Dampfbäder und eine solche für Wannenbäder;
beide Abtheilnngeu stehen das ganze Jahr hindurch der Benützung offen . Seit der
Übernahme des Bades wurden in demselben wesentliche Reparaturen und Verbesserungen
vorgenommen . Das Wannenbad war in den Jahren 1891 , 1892 , beziehungsweise 1893
von 20 .251 , 18 .275 , beziehungsweise 19 .398 Personen besucht . Im Dampfbade wurden
in denselben drei Jahren 19 .580 , 17 . 101 , beziehungsweise 19 .623 Badegäste gezählt.

Tie Anordnung einer neuen Betriebsorganisation ist im Zuge.

4 . Badeanstalt in Hiittcldorf , im XIII. Bezirke.
Auch diese früher der Gemeinde Hütteldorf gehörige , nächst der Haltestelle „ Hüttel-

dorf — Bad " der k. k. ausschl . priv . Kaiserin Elisabethbahn gelegene Badeanstalt ist
gelegentlich der Vororteeinverleibung in das Eigenthnm der Gemeinde Wien übergegangen.
Dieselbe wurde im Jahre 1885 eingerichtet , bezieht das Wasser ans dem Wienflusse
und besteht aus einem Vollbade für Männer mit 100 Ankleidezellen , einem solchen siir
Frauen mit 79 Ankleidezellen und einem Wannenbade mit nenn einfachen und einer
doppelten Cabine.

Zufolge Stadtrathsbeschlusses vom 30 . Mürz 1892 wurde die Anstalt sammt dem
Wirtschaftsgebäude vom 1 . Mai 1892 an , um den Jahresbetrag von 1400 fl . verpachtet.
Gemäß desselben Beschlusses wurde » die zur Herstellung der Betriebsfähigkeit unbedingt
erforderlichen Jnstandsetzungsarbeiten um den Betrag von 723 fl . 76 kr. ansgeführt.
Im Frühjahre 1893 wurden Herstellungen inSbesvnders zur Vermehrung des Wasser-
zuflnsseS nnd Abflusses vorgenomme » .

5 Errichtung eines städtischen Freibades im Wiener -Neustädtercanate.
Am 10 . Juni 1892 beschloss der Gemeinderath nach dem diesfälligen Projecte.

des StadtbanamteS die Errichtung eines städtischen Freibades im Wiener -Neustädtereanale.
oberhalb der Geiselbergstraße im XI . Bezirke . Auf Grund des über Ansuchen der
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(Venceinde von der k. l , Bezirkshanplniannschast Bruck a . d. Leitha durchgesührtcn

Verfahrens ertheilte diese Behörde untcriii 2 . August 1892 . I . 1t) .8 .41 zur Errichtung

dieses Bades den wasscrrechtlichen Caasens , jedoch unter der Bedingung , dass die von

den Werksbesitzern am Wiener -Neustädtercanal dagegen erhobenen Einwendungen im

Wege des Übereinkommens anszutragen sind.

Ta diesen Werksbcsitzcrn in alten bisherigen Verhandlungen , in welchen dieselben

mit Ansprüchen gegen die Gemeinde Wien aufgetreten sind , seitens der letzteren die

Legitimation znr selbständigen und directen Erhebung solcher Einwendungen abgesprochen

worden ist, wurde über StadtrathsbeschlnsS dom 4 . November 1892 an die k. k. Statt¬

halterei daS Ersuchen gerichtet , gegen die anstro -belgische Eisenbahngcsellschaft als

Eigenthümerin des Wiener -Nenstädtercanales die Enteignung des Wasserbenütznngsrechtes

znr Errichtung der in Rede stehenden Badeanstalt ausznsprechen . Tic Verhandlung

über dieses Ansuchen wurde bis Ende 1893 noch nicht abgeschlossen.

b) Lediirfnisanstaltkn.

Von dem Unternehmer Wilhelm Beetz wurden in der Berichtsperiode zu den

bereits im Verwaltnngsberichte pro 1888 S . 183 ansgewiesenen Bedürfnisanstalten

solche an nachstehenden Punkten neu ausgestellt:

im Jahre 1889 : in der Universitätsstraste , nächst dem Schottenringe : am

Partringe , nächst der Wollzeile ; am Parkringe , nächst der Johauuesgasse ; am
Pra terstern : in der Praterstraste , Ecke der Rothenstcrngasse ; am L bst markte

nächst der Elisnbethbrücke ; in der Licchtensteinstraße , Ecke der Alserbachstraße;

im Jahre 1890 : in der Nenstiftgasse , gegenüber dem Volksthcater ; im Rath¬

hausparke , gegenüber dem k. k. Hofburgtheater ; im Stadtparke , nächst dem Cnr-

snlvn ; am Burgringe , Ecke der Babenbergerstraße;

im Jahre 1891 : im Stadtparke , nächst der Stubenthorbrücke ; in der Garten¬

anlage nächst Nr . 2 Hengasse;

im Jahre 1892 : am Marktplatze nächst der Lcopoldsgasse im II . Bezirke;
im Jahre 1893 : im k. k. Angarten , ans Veranlassung des k. k. Hofärars.

Sämmtliche vorbenannte Bedürfnisanstalten mit Ausnahme jener am Parkringe

nächst der Wollzeile sind mit öffentliche », unentgeltlich benützbaren Pissoirs versehen,

welche von dem Unternehmer in Stand gehalten und gereinigt werden und wofür der¬

selbe mit Ausnahme des im k. k. Augarten bei der Anstalt befindlichen Pissoirs ans

Grund des Nachtragsübereinkommens vom 23 . Jänner 1889 per Pissoir und Jahr
eine Subvention von 240 fl. von der Gemeinde bezieht.

Eassiert wurden im Jahre 1890 die beiden städtischen Bedürfnisanstalten im

Stadtparke , dann jene im Weghnberparke , sonne die Beetz 'sche Bedürfnisanstalt

im Rathhausparkc , nächst der Reichsrathsstraße.

Am Schlüsse des Jahres 1893 bestanden sonach 29 Beetz 'sche Bedürfnisanstalten

und mit Berücksichtigung der in den einverleibten Vororten bestehenden vier Bedürfnis¬

anstalten sechs städtische Bedürfnisanstalten.

Von den öffentlichen Pissoirs wurden kassiert:

im Jahre 1889 : das eiserne Pavillonpissoir am Parkringe , nächst der Johannes-

gasse im I .Bezirke ; das eiserne Wandpissoir unterhalb der Fcrdinandsbrückc im II . Bezirke;
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das gemauerte Wairdpissoir am Pratersterne im II , Bezirke ; das hölzerne Wand¬
pissoir in der Bverhavegasse im III . Bezirke ; das hölzerne Wandpissoir in der Garber¬
gasse iin VI . Bezirke ; das eiserne Wandpissoir in der Liechtensteinstraße , Ecke Atser-
bachstraße im IX . Bezirke;

im Jahre 1890 : das eiserne Pavillonpissoir am Burgringe , Ecke Babenberger¬
straße im I . Bezirke ; das eiserne Wandpissoir auf der Mölkerbastei im I . Bezirke;

das hölzerne Wandpissoir auf der Seilerstätte im I . Bezirke ; das hölzerne Wand¬
pissoir im Stadtparkc , nächst dem Cursalon im I . Bezirke ; das hölzerne Wandpissoir
im Stadtparke , nächst der Stubenthorbrücke im I . Bezirke ; das hölzerne Wandpissoir
in der Erdbergerstraße im III . Bezirke ; das hölzerne Wandpissoir in der Salesianer¬

gasse im III . Bezirke ; das eiserne Wandpissoir in der Schlüsselgasse im IV . Bezirke;
das hölzerne Wandpissoir in der Lazarethgasse im IX . Bezirke;

im Jahre 1891 : das hölzerne Wandpissoir in der Jnvalidenstraße , Ecke
Marxergasse im III . Bezirke ; das Schneckenpissoir in der Fasangasse im III . Bezirke;
das eiserne Pavillvnpissoir in der Heugassc , bei Nr . 2 im IV . Bezirke;

im Jahre 1892 : das gemauerte Wandpissoir in der Ufergasse , nächst der
Pilgrambrücke im VI . Bezirke;

im Jahre 1893 : das hölzerne Wandpissoir in der Wällischgasse im III . Bezirke
und das eiserne Pavillonpissoir in der Alserstraße.

Dagegen wurden außer den mit den vorerwähnten neuerrichteten Beetz ' schen
Bedürfnisanstalten verbundene » 14 öffentlichen Pissoirs neu aufgestellt:

im Jahre 1889 : das eiserne Wandpissoir in der Garbergasse im VI . Bezirke
und das eiserne Pavillonpissoir am Bürgerplatze im X . Bezirke;

im Jahre 1890 : das eiserne Wandpissoir in der Lazarethgasse im IX . Bezirke
und das eiserne Pavillonpissoir am Kepplerplatze im X . Bezirke;

im Jahre 1891 : das eiserne Pavillonpissoir am Mathildenplatze im II . Bezirke;
das eiserne Wandpissoir in der Jnvalidenstraße , Ecke der Marxergasse im III . Bezirke
und das eiserne Pavillonpissoir am Sechshauser Gürtel , nächst der Gumpendorferlinie;

im Jahre 1892 : das eiserne Pavillonpissoir am Heumarkte im III . Bezirke;
das eiserne Pavillonpissoir am Erlachplatze im X . Bezirke und das eiserne Pavillon¬
pissoir am Quellenplatze im X . Bezirke.

Im Jahre 1893 wurden keine neuen öffentlichen Pissoirs mit Wasserspülung aus¬
gestellt , weil mittlerweile Verhandlungen mit dem Unternehmer Wilhelm Beetz wegen
Übernahme sämmtlicher öffentlichen Pissoirs eingeleitet wurden , die aber noch nicht
beendet sind.

Durch die Bereinigung der ehemaligen Vororte mit Wien entstand an Pissoiren
ohne Wasserspülung oder Ölbehandlnng nachstehend verzeichnete Vermehrung.

Es sind zngewachsen:
Pavillvnpissvirs WandPissairS

UN Bezirke eiserne hölzerne eiserne hölzerne gemauerte
XI. i 4 — 3 —

XII. i 3 — — 1
XIII. — — 1 1 —

XIV. — — 1 4 —

XV. i — — — 2
XVI . . . . . . — — 2 4 1

XVII. i — 3 — 3
XVIII. i — 2 2 1

XIX. 3 1 — 4 —
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Im erweiterten Gemeindegebiete bestanden somit am Schlüsse des Jahres 1893:
67 eiserne und 9 hölzerne, zusammen 76 Pavillonpissoirs und 50 eiserne, 22 hölzerne
und 24 gemauerte, zusammen 96 Waudpissoirs. Hievon sind 44 Pavillon- und 51 Wand¬
pissoirs mit Wasserspülung, scrner 16 Pavillon- und 2 Wandpissoirsmit einem Ölsyphon
versehen.

e) Rettilngswesen.
Nach ß 3, lit . b des Reichssanitätsgesetzes vom 30 . April 1870, R . G. Bl . Nr . 68

obliegt der Gemeinde im selbständigen Wirkungskreise die Fürsorge für die Erreichbarkeit
der nöthigen Hilfe bei Erkrankungen und Entbindungen, sowie für Rettungsmittel bei
plötzlichen Lebensgefahren. Diesem Zwecke dienen einerseits die Gemeinde-Sanitäts-
stationen und Sanitätsdepots , anderseits die k. k. Sicherheitswachstuben, welche als
„eommunale Rettungsanstalten" bezeichnet und als solche mit einem Rettungskasten,
einem Krankentragbett, Lavoir und der erforderlichen Wäsche eingerichtet sind.

In der Berichtsperivde wurden, wie bereits im Abschnitte„Gesundheitspolizei"
erwähnt worden ist, die Sanitätsstativnen der alten Bezirke theils ausgestaltet, theils
in ihren Einrichtungen wesentlich verbessert, wogegen in den einverleibten Gemeinden
Sanitätsstationen und Sanitätsdepots nach dem Jänner 1892 erst geschaffen werden
mussten.

Von diesen Herstellungen wären hervorzuheben die mit Stadtrathsbeschluss vom
1. Juli 1892 genehmigte Adaptierung des evacuierten Nothspitales der Gemeinde
Währing im XVIII . Bezirke, Ilniougasse 4, in welchem eine Wagenremise für vier
Jnfectionswäge» hergerichtet, ein stabiler Dampf-Desinfeetions-Apparat aufgestellt, ein Ver-
breunofen für inficierte Gegenstände erbaut und ein Permancnzlvcale für die Kranken-
uud Leichenträger eingerichtet wurde; weiters die Umgestaltungdes ehemaligen Noth
spitales der Gemeinde. Döbling in eine Sanitätsstation für den XIX . Bezirk; die
Errichtung eines Tepotraumes beim städtischen Epidemiespitalein Meidling, am Gerichts¬
wege, zur Unterbringung eines Jufectiouswagens; die Adaptierung der Parterre-
Lvcalitäten des Armenhauses der ehemaligen Gemeinde Hietzing zur Deponierung der
gewöhnlichen Kraukentransportmittel, sowie zur Einstellung eines transportablen Tampf-
Desinfectivus-Apparatcs; ferner der Bau einer zweitheiligen Wagenremise zum ehemaligen
Nothspitale der Gemeinde Sechshaus, Wehrgasse 19 ; die Einrichtung eines Sanitäts¬
depots im städtischen Sbjecte, XV ., Zwölfergasse 29 ; der Bau einer Sanitätsbaracke
auf dem städtischen Areale, XVII ., Rötzergasse 31 ; sämmtliche angeführte Adaptierungen
und Herstellungen wurden im Laufe des Jahres 1892 ausgeführt.

Im August 1893 wurde die Gemeinde-Sanitätsstation im V. Bezirke in dem
hiezu adaptierten communalen Hause, Untere Bräuhausgasse 61, der Benützung über¬
geben. Dieselbe enthält gegen die Gasse zu eine geräumige Wagenremise mit zwei Aus-
fahrtsthoreu; in der Remise sind vier zweispännige Krankentransportwagen eingestellt;
im Gassentracte befinden sich ferner zwei Räume, welche für die Permaneuzdienstleistung
der Sanitätsaufseher, Krankenträger und Tesinfectionsdiener eingerichtet sind. Im rechts¬
seitigen Tracte befindet sich gegen den Hofraum in der Ecke der Verbreunofen für inficiertes
Bettstroh, anschließend ein Waschraum für die mit inficierten Gegenständen Beschäftigten
und sodann zwei vom Hofe separat zugängliche Räume, in deren Trennungsmauer ein
stabiler Dampf-Desinfeetions-Apparat so angebracht ist, dass derselbe von der einen
Kammer mit den infieierten Gegenständen beschickt wird, während in der anderen Kammer
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die desinfizierten Gegenstände demselben entnommen werden. Im linksseitigen Tracte ist
ein Raum als Depot für Kranken- und Leichentragbahren, ei» anderer zur Unterbringung
van Desinfektionsmittelnbestimmt. Im rückwärtigen Hvfquertracte befindet sich ein Stall
für vier Pferde, nebst Burschenzimmer und Futtcrkammer.

Die Station ist mit dem k. k. Polizei-Bezirkscommissariate Margarethen telephonisch
verbunden.

Eine Übersicht über die Transportmittel der Gemeinde für den Kranken¬
transport  in den einzelnen Stationen (Depots) und die Zahl der städtischen Kranken-
und Leichcnträger in den 19 Gemeindebezirken nach dem Stande vom letzten Tecember 1899
ist in der nachfolgenden Zusammenstellungenthalten:

Sanitätsslation Krankenkräger
Transportwagen

Rüderbahren
einspännige zmeispännige

I., Am Schanzl . . . . 6 — 1 4
II ., Gerhardusgasse 1 . . 2 1 5 1
II ., Am Tabor . . . . 2 — 1 1

III ., Fasangasse . . 2 — 2 2
V, . Untere Bräuhausgasse 61 . 2 — 4 2

VI ., Theobaldgasse2 . 2 1 — i
VII ., Neubaugasse25 . 2 1 — i
VIII ., Florianigasse 39 . 2 1 — 1

IX ., Rusgasse 9 . . . . . 2 1 l i
X ., Gemeindehaus . . 2 — 1 i

XI ., Gemeindehaus . . 2 1 1 i
XII ., beim Epidemiespital . — l i

XIII ., Alleegasse 22 . . . . . 2 — 2 i -
XIV ., Wehrgasse 19 . . . . 2 — 3 i
XV ., Zwölfergasse 29 . . 2 — l i

XVI ., Lerchenfelderstraße 63 2 1 1 —

XVI ., Kirchstetterngasse 65 . 2 — -- i
XVII ., Rötzergasse 31 . . . . 4 — > i

XVIII ., Uniongasse4 . . . 2 1 2 2
XIX ., Neustiftgasse 88 . . 2 — i 1

Außerdem ist noch im Gebäude des k. k. Polizeicommissariates Wiede» eine
Räderbahre eingestellt. In jedem der vorangeführten Depots ist auch die erforderliche
Zahl von Leicheutragbahreu, Krankentragsessel, Kraukentragbahrenw. vorhanden.

Die Requisition der städtischen Kranken- und Leichenträger erfolgt stets im Wege
der k. k. Polizeibehörde; in dieser Beziehung ist der Erlass des k. k. Polizeipräsidenten
vom 9. Sctvber 1893 an die untergeordnetenBezirkseommissariate von Bedeutung.- Der¬
selbe lautet:

„Ta die Unterstüpung der städtischen Lrgane, sowie der Bevölkerung in der schnellen Herbei
holung ärztlicher Hilfe und der geeigneten Transportmittel zur Überbringung in das Spital nicht
nur bei der Cholera, sondern bei allen Infektionskrankheiten im öffentlichen sanitären Interesse
gelegen ist, so finde ich die Inanspruchnahme der Licherheitswnche, sowie des Polizeitelegraphen
in allen sl-ällen von Infektionskrankheiten, wo dieselben entweder zur Herbeirnfnng ärztlicher Hilfe
oder voll Seite eines städtischen ArzteS oder eines zur Präzis berechtigten Privatarztes wegen
plesahr im Berzuge zur Beistellung des Infeetivnswagens in Anspruch genommen werde», zur
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Verfügung zu stellen und die Abschnitte II und IV der Instruction für die k. k. Bezirks - Polizw-
eommissariatc und die k. k. Sicherheitswachey in Wien über die Aufgaben derselben in Cholera¬
fällen vom 12 . September 1892 , Z . 82 .242 X .-II . , insoweit sie sinngemäst Anwendung finden können,
ans alle Infektionskrankheiten auszudehncn ."

Die bisherige Organisation des Krankentransportdienstes kann übrigens nur als
eine provisorische gelten und war auch znm Schlüsse der Berichtsperiode eine gründ¬
liche Reform dieses Zweiges der städtischen Sanitätsverwaltung in Vorbereitung.

An Stelle der einzelnen Bezirksdepots sollen größere Transportstationen für je
8 bis 4 Bezirke treten , der gesammte Krankentransport soll ausschließlich mit bespannten
Wagen erfolgen und zu diesem Zwecke der Pernianenzdienst der Krankenträger , sowie
Pserdebereitschaft in den Stationen eingerichtet werden.

Die versuchsweise Durchführung des gestimmten Krankentransportes aus dem III ., IV.
und V . Bezirke durch die Sanitätsstation im V . Bezirke , Untere Bräuhausgasse Nr . 61,
fällt nicht mehr in diese Berichtsperiode . —

Auch in den Jahren 1889 — 1893 war die Wiener freiwillige Rettungs¬
gesellschaft hervorragend und erfolgreich in zahlreichen Fällen thätig , in denen eine erste
Hilfeleistung erforderlich war ; außerdem wurde von der musterhaft eingerichteten Station
der Gesellschaft , I ., Stubenring Nr . 1 , der Transport von Kranken lmit Ausschluss von
Jnsectionskranken ) , insbesondere von Geisteskranken besorgt.

Die im Aufträge der Budgetcommission des Gemeinderathes mit dem Präsidium

dieser Gesellschaft im December 1893 gepflogenen Verhandlungen wegen Übernahme
der gänzlichen Besorgung des öffentlichen Rettungswesens in Wien führten zu keinem
Resultate.

Eine zisfermäßige Darstellung der Thätigkeit der Wiener freiwilligen Rettungs¬
gesellschaft enthält das Statistische Jahrbuch der Stadt Wien , im Abschnitte ,,Rettungs¬
wesen " .

. Tie Verhandlungen wegen Organisation eines ärztlichen Permanenz¬

dienstes zur Nachtzeit wurden auch in der Berichtsperiode fortgesetzt und boten
hiezu insbesondere die Eingaben mehrerer Bezirksvertretungen neuerlichen Anlass , in
welchen die Nothwendigkeit betont wurde , für die Erreichbarkeit von ärztlicher Hilfe
zur Nachtzeit seitens der Gemeinde vorzusorgen.

Die in dieser Beziehung als zweckmäßig erkannten Vorkehrungen wurden vom
Magistrate mit der definitive » Organisation des Gemeinde -Sanitätsdienstes in Verbindung
gebracht ; die Beschlussfassung hierüber fällt erst in das Jahr 1894,

Über das Ansuchen des Wiener Thierschutzvereines um Anordnungen in Betreff
der rechtzeitigen Wegschaffung von auf der Straße durch Stürzen verunglückten
Pferden , hat der Gemeinderath unterm 4 . Februar 1890 nachstehende Beschlüsse
gefasste

1 . Das Anerbieten des Pächters der städtischen Wasenmeisterei , Johann Logar , die Ab¬
transportierung von in Wien beim Stürzen verungtückten , noch lebenden Pferden gegen eine
Vergütung von 5 fl. per Fuhr auf die Dauer seines Bestandvertrages zu übernehmen , wird
genehmigt.

2 . Der für diesen Transport bestimmte neue Wagen ist als Eigenthnm der Commune
Wien anzuschaffen.

8 . Der Pauschalbetrag von ö fl. für je eine Fuhr ist von der Gemeinde Wien als eine
strapenpolizeiliche Auslage zu tragen und monatlich mittels Consignation , welche der auf den,
Schlachtviehinarkle exponierte Martteoinmissür , beziehungsweise Thierarzt zu heflätigcn hat , ans
znbezahlen.
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d) Heilanstalten
Bereits im Verwaltungsberichte für das Jahr 1886 187 und 188) wurden

eingehend die Verhandlungen besprochen, welche zu dem Zwecke eingeleitet wurden, um
die Erreichbarkeit der nöthigen ärztlichen Hilfe bei Erkrankungen von Kindern armer
Eltern und die angemessene Pflege solcher Kinder zu sichern.

Auch in der Berichtsperiode wurde dieser wichtigen Angelegenheit seitens der
Gemeindeverwaltungvolle Aufmerksamkeit zugewendet und wurden insbesondere Jahr für
Jahr die Privatkinderspitäler  mit ansehnlichen Subventionen bedacht. Um den Amts¬
ärzten über die Belegverhältniffe der einzelnen Kinderspitäler jederzeit rasche Auskunft
zu sicher», genehmigte der Gemeinderath mit Beschluss vom 21 . November 1890 , dass
die größeren Kinderspitäler, und zwar das St . Anna-Kinderspital, das St . Josef-Kinder-
spital, ferner das Leopvldstädter, das Kronprinz Rudolf- und das Karolinen-Kinderspital
behufs Mittheilung ihrer disponiblen Bettenzahl vom 1. Jänner 1891 in das allgemeine
Telephonnetz einbezogen werden und erklärte sich die Gemeinde, ohne Anerkennung einer
rechtlichen Verpflichtung, bis auf Widerruf bereit, die aus diesem Anlasse an die Wiener
Privnt -Telegraphengesellschaft alljährlich zu leistenden Abonnementsbeträgezu bestreiten.

Über Anregung des Magistrates verpflichtete sich im Februar 1890 das Verwaltungs-
comite des Karvliuen-Kinderspitales, jene Kinder, welche in Wien an Varicellen erkranken
und auf spitalsärztliche Pflege angewiesen sind, ohne Unterschied des Lebensalters in
dieses Spital aufzunehmen, denselben ärztliche Behandlung und Verpflegung nach den
bestehenden Normen angedeihen zu lassen, für diesen Zweck die nothwendigen Separations-
räume eiuzurichteu und bereit zu halten. Durch Zuweisung eines Capitales von 4000 fl.
seitens des Bürgermeisters aus einer Widmung des verstorbenen Mayr  v . Me ln Hof
wurde das Karoliuen-Kinderspital in die Lage versetzt, die zur Erfüllung dieser Ver¬
pflichtung erforderlichen Herstellungen im TpitalSgebäude durchzuführen.

Mit dem Erlasse der k. k. n.-ö. Statthalterin vom 21 . November 1890 wurde
sodann genehmigt, dass in diesem Kinderspitale in einem im Hostraete entsprechend
adaptierten Zimmer ein Bett zur Aufnahme eines scharlachkrankcn Kindes ausgestellt und
weiters im ebenerdigen Jsvliertraete ein Zimmer zur Unterbringung von an Varicellen
erkrankten Kindern verwendet werde.

Im St . Anna-Kinderspitale wurde ein eigener Pavillon für diphtheriekranke Kinder
im Jahre 1892 vollendet und der Benützung übergeben, ein weiterer Pavillon für
scharlachkranke Kinder war zum Schlüsse dieser Berichtsperiode im Bau begriffen. Ebenso
wurde im Jahre 1893 das Leopoldstädter Kinderspital durch einen Zubau erweitert.

Mit Rücksicht auf die bedeutende Zahl Ambulanter, welche in den Kinderspitälern
ärztliche Hilfe suchen, hat die k. k. n.-ö. Statthalterei mit dem Erlasse vom 13. August
1891 als unabweisliche Nothweudigkeit erklärt, dass in jedem Kinderspitale mindestens
ein abgesondertes Untersuchungslocal für infectionskranke Kinder bestehe und für den
Fall eines größeren Andranges auch ein eigenes Wartelocal mit gesondertem Ausgange
hergestellt werde. Ter Magistrat wurde angewiesen, den Directionen der Kinderspitäler die
Unerläßlichkeit dieser Forderung uahezulegen und deren Erfüllung zu veranlassen. —

Durch die Vereinigung der Vororte mit Wien gelangte die Gemeinde auch in den
Besitz der in den einverleibten Gebietstheilen errichteten Spitäler , beziehungsweise Noth-
spitäler.
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Der Bürgermeister regte n»n bei der Regierung die Übern nhme dieser Spitäler in
die Staatsverwaltung an; infolge dieser Anregung leitete der Statthalter Verhandlungen
mit demn.-v. Landesnusschusse und der Gemeinde Wien ein, deren Ergebnis in dem Protvkvlle
vvm 1. Deeembcr 1891 (publieiert im Landesgesetzblatte 3kr. 64 sx 1892 >niedergelcgt ist.

Dem vvm Bürgermeister motiviert dargelegten Wunsche Folge gebend und dabei
gleichzeitig von der Erwägung ausgehend, dass eine einheitliche Oberleitung der sümmt-
lichen öffentlichen Wiener Krankenanstalten und ein harmonisches Zusammenwirken der¬
selben die Erfüllung der Aufgaben dieser Hnmanitütsinstitute wesentlich erleichtert und
fördert, erklärte sich die k. k. n.-ö. Statthalterei unter ausdrücklicher Betonung, dass sie
auch derzeit eine gesetzliche Verpflichtung der Staatsverwaltung zur Er¬
lveiterung des k. k. allgemeinen Krankenhauses oder zur Erbauung anderer
ähnlicher Anstalten nicht anerkenne , vorbehaltlich der Genehmigung des k. k. Mini¬
steriums des Innern als oberster Sanitäts - und Stiftungsbehörde bereit, die dermalen im
Gebiete der auf Grund des Gesetzes vom 19. Deeember 1890, L. G. B . Nr . 45 erweiterten
k. k. Reichshaupt- und Residenzstadt Wien bestehenden öffentlichen Heilanstalten, welche
auf Grund eben dieses Gesetzes an die Gemeinde Wien übergegaugen sind, und zwar
das Kaiser Franz Jvsef-Krankenhaus in Rudvlfsheim, St . Rvchus-Spital in Penzing,
KronprinzessinStefanie-Spital in Neulerchenfeld, Wilhelminen-Spital in Ottakring mit
allen Activen und Passiven derselben, wie sie an dem Tage der Übergabe von den
Vorvrtegemeinden und der Übernahme seitens der Gemeinde Wien bestanden haben,
insbesondere auch mit dem Gebäude, in welchem das frühere Bezirkskrankenhaus Sechs¬
haus untergebracht war, daun mit allen etwaigen Stiftungen und den etwa vorhandenen
Eassebeständen stimmt nushaftenden Verpflegsgebüren dem Wiener k. k. Krankcnaustalten-
sonde als Zweckvermögen einzuverleiben.

Als Übernahmstag für den Wiener k. k. Krankenanstaltenfoud wurde für daS
Kaiser Franz Josef-Spital in Rudolfsheim der 13. Juli 1891 , für das bestandene
Bezirkskrankenhaus Sechshaus der 27 . Juni 1891, für das Wilhelminen-Spital in
Ottakring der 23 . Juli 1891 , für das Stefanie-Spital in Neulerchenfeld der 2. Juli 1891
und für das Rochus-Spital in Penzing der 27 . Juni 1891 festgesetzt.

Weiters wurde bestimmt, dass für die Behandlung und Pflege der spitalsbedürftigen
Bevölkerung zu dienen haben:

7̂ .. Als reguläre Spitäler:
1. Die bisher das Zweck-, beziehungsweise Stiftnugsvermögen des FondeS der

Wiener k. k. Krankenanstalten bildenden Anstalten:
n> Das k. k. allgemeine Krankenhaus mit einem Belegraume von Betten 2000
bi das k. k. Krankenhaus „Wieden" mit einem Bclegraume von Betten . 630

die k. k. Krankenanstalt„Rudolf-Stiftung " mit einem Belegraume von Betten 860
cli das k. k. Kaiser Franz Josef-Spital im X . Bezirke Wiens mit einem Beleg¬

raume von Betten . 590
von welchen 160—180 die Jnfeetionsabtheilung bilden.
2. Die diesem Zweckvermögen einzuverleibenden früheren Borvrtcspitäler:

e) Das Kaiser Franz Josef-Krankenhaus in Rudolfsheim mit einem Beleg¬
raume von Betten . 432

k> das St . Rochus-Spital in Penzing mit einem Belegraume von Betten 110
A> das Kronprinzessin Stephanie-Spital in Nenlerchenfeldmit einem Beleg-

raume von Betten . 110
b > das Wilhelminen-Spital in Ottakring mit einem Belegraume von Betten 140

zusammen mit Betten 4872
30Derwaltungsbericht der Stadt Wien.
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8 . Die temporär in Verwendung zil nehmenden dermalen das Eigenthnm der
Gemeinde Wien bildenden Reservespitäler:

ij Das Commnnal-Epidemiespitalder Stadt Wien mit einem Belegraume von
Betten . 240

lcs das Epidemiespital in Unter-Meidling mit einem Belegraume von Betten 72
II das Epidemiespital in Hernals mit einem Belegranmc von Betten 50

zusammen mit Betten 362
Die Gemeinde Wien verpflichtete sich für den Fall , dass eine Epidemie herrsche

und die regulären Spitäler sich als unzureichend erweisen sollten, das Communal-
Epidcmiespital an der Triesterstraße, beziehungsweise die beiden Epidemiespitüler in Unter-
Meidling und in Hernals, der k. k. n.-ö. Statthalterei namens des Wiener k. k. Kranken¬
anstaltenfondes ans die Dauer des Bedarfes unentgeltlich zur Verfügung zu stellen.

Falls aber auch dann noch das Auslangen nicht gefunden werden sollte, wird
die Gemeinde Wien im Sinne der Bestimmungendes 8 Hi. a , des Sanitätsgesctzes
vom 30 . April 1870 , R . G. B . Nr . 68 nach Bedarf noch anderweitige zur zeitweise»
Vermehrung des Spitalbelegraumes geeignete Localitäten der k. k. n.-ö. Statthalterei
namens des Wiener k. k. Krankenanstaltenfondes unentgeltlich zur Verfügung stellen und
soferne die Einrichtung derselben aus den Borräthen des k. k. Krankenanstaltenfondes
nicht beigestellt werden könnte, das Fehlende auf Gemeiudekosten beschaffen.

Tie k. k. n.-ö. Statthalterei erklärte namens des Wiener k. k. Krankenanstalten-
sondes, die bisher demselben zerfließendenb.̂ gg Procent des bis znm Juslebentreten deS
neuen Verzehrnngssteuergesetzes für Wien eingehobenen 25procentigen Verzehrungssteuer¬
zuschlages nicht weiter zu beziehen und überhaupt auf jeden wie immer gearteten
Beitrag der Gemeinde Wien zu dem genannten Fonde Verzicht zu leisten.

Dagegen verzichtete die Gemeinde Wien auf alle bisher vom Wiener k. k. Kranken-
anstaltenfonde für die Bestellung von Armenärzten geleisteten Beiträge.

Die k. k. Statthalterei verpflichtete sich jedoch namens deS Wiener k. k. Kranken¬
anstaltenfondes für die dermalen in Aktivität befindlichen provisorischenk. k. Armenärzte,
insolange diese im activen Dienste verbleiben, die Beiträge zur Remnnerierung derselben
nach dem bisherigen Verhältnisse zu leisten.

Diese» im Protokolle vom l . December l891 vereinbarten Bedingungen wurde
vom Gemeinderathe zugestimmt und erhielten dieselben auf Grund Allerhöchster Er¬
mächtigung vom 3l . December 1891 mit dem Erlasse des k. k. Ministeriums des Innern
vom 31. December 1891 die Genehmigung.

Hinsichtlich der Verwendung der regulären Spitäler bestimmte die k. k. n.-ö. Statt¬
halterei mit dem Erlasse vom 2. April 1892 Folgendes:

„Zur Ausnahme von Jnfectionskrankcn ist in erster Linie die Jnfectionskranken-
Abtheilnng des k. k. Kaiser Franz Jvsef - Spitales im X. Wiener Gemeindebezirkc
bestimmt , welche von den übrigen Abthcilunge » dieses Spitales baulich und räumlich vollkommen
separiert ist.

Blattern - und Flecktyphuskranke , welche der Spitalspslege bedürfen , sind ausschließ¬
lich in den abgesonderten Jnfectionspavillon des eben gedachten Spitales zu überbringe ».

Ebendaselbst findet auch die Behandlung und Verpflegung Jnfectionskranker nach der
I . und II . Verpslegsclasse szu 6 fl., beziehungsweise 2 fl. äO kr. per Tag ) statt.

Überdies sind in jeder der k. k. Krankenanstalten einzelne Jsolierräume zur Verpflegung
Infektiöser , deren Zustand eine Abtransportierung nicht gestattet, bereitgehalten.
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Fm die Verpflegung infeeliös erkrankter Kinder,  und unter diese » insbesondere der
mit Dipbtheritis behafteten , ist der diesem Zwecke gewidmete Jnfcctionspavillon des k. k. Kaiserin
Elisabeth -Lpitales im XIV . Bezirke (Rudolfsheiiu ) besonders bestimmt.

Die Jufeetiousabtheiluug des k. k. Kronprinzessin Stephanie - Spitals im
XVI . Bezirke (Neulerchenfeld ) ivird als solche ausgelassen  und hat dieses Spital in Zukunst
nur eine chirurgische Abtheilung zu bilden . Dagegen ist das k. k. Wilhelm inen Spital im
XVI. Bezirke (Ottakring ) zur Aufnahme bv» intern Kranken mit Ausschluss chirurgischer Fälle
bestimmt worden ."

Weitere Bestimmungen in Hinsicht ans die Aufnahme van kranken i» das Stephanie

Lpital und das Wilhelminen - Spitnl wurden mit dem Erlasse der k. k. n .- ö . Statthaltcrci

vom 10 . September 1893 getroffen , wie folgt:

„Im Kronprinzessin Stephanie -Spitale sind , nachdem dieses Spital nur eine chirurgische
Abtheiluug besitzt , auch nur Kranke aufzunehmen , welche einer chirurgischen Behandlung bedürfen.
Intern Kranke , welche im Spitale erscheinen oder dahin gebracht werde » , und die Aufnahme in
das Spital nnstreben , sind ausnahmsweise nur daun in das Spital auszuuehmen , wenn sie nach
dem Befunde des Journalarztes nach de» hiefiir im allgemeinen geltenden Grundsätzen „unab¬
weisbar " sind ; für solche Kranke sind im Spitale nach Bedarf geeignete Räume besonders zu be¬
stimmen und reserviert zu halten . Jufectionskranke sind aber , wie bisher , unbedingt sofort in das
k. k. Kaiser Franz Josef -Spital transportieren zu lassen.

Alle übrigen , zur Aufnahme erscheinenden oder behufs Aufnahme überbrachte » , zur chirurgischen
Behandlung nicht geeigneten Kranken sind , wenn sie spitalsbedürftig sind , mittels besonderer Zu¬
weisungszettel dem nächsten Spitale mit medicinischen Krankcuabtheilungen (also zunächst wohl dem
im selben Bezirke gelegenen Wilhelminen -Spitale ) zur Aufnahme zuzuweiscn ; doch ist vorher immer
im telephonischen Wege sestzustelleu , ob im betreffenden Spitale die erforderliche » Betten zur Ver¬
fügung stehen.

Im Wilhelminen -Spitale sind , da dieses Spital nur eine medirinische Abtheilung besitzt,
nur intern Kranke auszuuehmen . Zur chirurgischen Behandlung geeignete Kranke sind in gleicher
Weise , wie dies oben bezüglich der Behandlung intern Kranker im Kronprinzessin Stephanie-
Spitale angeordnet wird , dem nächsten Spitale mit einer chirurgischen Abthcilüng uilso wieder
zunächst dem Stephanie -Spitale ) zuzuweisen . In diesem Spitale erscheinende oder dahin trans¬
portierte Kranke , welche einer augenblicklichen chirurgischen Hilfe bedürfen , sollen nur dann , wenn
diese Hilfe im Spitale selbst gewährt werden kann , ausnahmsweise und vorübergehend daselbst
auch Aufnahme finden.

Bezüglich der von den Borortegemeinden übernommenen Nvthspitäler  wurde mit

Schreiben des Bürgermeisters nn die Borsteher der Bezirke XI — XIX die Weisung

ertheilt , dass eine Aufnahme von Kranken in dieselben nicht mehr stattznfinden habe und

dass die Berwendnng dieser Gebäude für andere communale Zwecke Vorbehalten werde:

unter Einem wurde der zwischen den vormaligen Gemeinden Währing und Hernals mit

den barmherzigen Schwestern des heil . Bincenz von Paul geschlossene Bertrag hin¬
sichtlich Wartung und Berpflegung der in den Epidemiespitülern dieser Gemeinden nntcr-

gebrachten Kranken und hinsichtlich der Besorgung sämmtlicher die innere Ökonomie dieser

Spitäler betreffenden Geschäfte gekündet.

Die meisten Gebäude dieser ehemaligen Nothspitäler wurden für Sanitätszwecke

im Onnfe der Berichtsperiode in Anspruch genommen , theils als Sanitätsstationcn

adaptiert , theils als Jsolierlvealitäten reserviert , die Rothspitalgcbände in Ober - St . Beit

und Hacking wurden demoliert.

Als in der ersten Hälfte des MonateS September 1892 die Gefahr einer Cholera-

Invasion für Wien nahegerückt war , erschien es geboten , für die nordöstlichen Bezirke

der Stadt , welche bis zu U > Kilometer von den zur Aufnahme von Choleratranken

bestimmten Spitälern entfernt liegen , durch Errichtung eines eigenen NothspitaleS besondere
SO*
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Borsorge zu treffen. (Vergleiche den Abschnitt „Gesundheitspolizei" des vorliegenden
Berichtes.)

Der Bürgermeister ordnete an, dass das isoliert gelegene städtische Schulgebäude
im II . Bezirke, Engerthstraße 105, bleibend in ein Epidcmiespital nmgewandelt werde.

Das Gebäude hat außer dem Parterre noch zwei Stockwerke, es bedeckt eine Fläche
von 498 Quadratmeter, und ist von der Engerthstraße durch einen Vorgarten, von der
zweiten Parallelstraße durch einen Hofraum getrennt.

Nachdem das neue Epidemiespital auch alle für den selbständigen Betrieb erforder¬
lichen Administrationsräume enthalten musste, konnten in demselben, bei aller Ökonomie
in dieser Richtung, nur 100 Betten untergebracht werden, obwohl für die Wäscherei, die
Lokalitäten für Desinfections- und Vertilgnngszweckeund die Leichenkammer separate
Zubanten hergestellt wurden. Der Bürgermeister ordnete daher weiters noch den Bau
von drei Pavillons für je 40 Betten an, für welche angrenzende Bauparcellen von der
Donanregulierungs-Commission vorerst in Pacht genommen wurden.

Diese drei Krankenpavillons, sowie die erwähnten Administrationsräume, welche im
Schulhause keinen Platz fanden, mussten bald im benützbaren Zustande fertig sein, was die
Wahl einer Bauconstruction bedingte, welche die Fundamente gering belastet und die
Gewähr für ein schnelles Austrocknen der Begrenzungswände gab. Es wurden daher
auf einem 45 Centimeter breiten, 15 Centimeter über dem Straßenniveau hohen Ziegel-
nnterbau Holzriegelwände aus und Centimeter starkem Holze errichtet, welche
den Dachstuhl tragen, der mit Dachpappe auf einfacher Schalung gedeckt ist. Die Wände
erhielten sowohl außen als innen eine je 5 Centimeter starke Gypsdielenschalung und
außerdem außen eine 60 Centimeter hohe Sockelschalung ans 7 Centimeter starken
Cementdielen. Die Plafondschalung, sowohl an Sparren als an den Kehlbalken, wurde aus
zwei 8 Centimeter von einander entfernten Gypsdielenschichten hergestellt, deren obere,
unter der Dachschalung befindliche3 Centimeter stark gewählt wurde, während die nach
innen gekehrte Schalung aus 5 Centimeter starken Dielen ausgeführt ist. Die Scheide¬
wände in den Pavillons wurden dort, wo selbe zur Versteifung des Baues aus Riegel-
Wänden bestehen, beiderseits mit 5 Centimeter starken Gypsdielen verschalt, sonst aus
7 Centimeter starken Gypsdielen ausgeführt.

Alle äußeren Gypsdielenschalnngenerhielten eine» Spritzwnrfverpntz, alle Jnnen-
schalnngen einen Cemcnthartputz, welcher mit heißem Öl getränkt und zweimal in lichter
Ölfarbe gestrichen wurde. Dadurch entstanden Wände und Plafonds , welche ganz das
Aussehen von verputzten Mauern und stnccatorten Plafonds haben und jedenfalls den
Temperatureinflüssendenselben Widerstand bieten wie solche. Der nothwendige wasser¬
dichte Fußboden in diesen Pavillons wurde aus einer 8 Centimeter dicken Stampf-
betonschichte, mit einem2 Centimeter starken, geschliffenen Portland -Betonüberzug hergestellt.

Die Seitenwände sind vom Fußboden bis znm Sparrenanlanf 4.g Meter hoch, die
Kehlbalkenunterschalung ist 5.^ Meter hoch über dem Fußboden. Dadurch war es
möglich, für das Krankenbett bei einer Fußbodenflächevon 6.77 Quadratmeter einen
Luftraum von 30 .̂ Cnbikmeter zu erhalten. Die Heizung aller Räume, sowohl der
Barakcn als auch des ehemaligen Schulhauses geschieht mit Meidinger Mantelfüllöfen,
welchen die frische Luft durch entsprechend dimensionierteCanäle zugeführt wird.

Die Abluft wird durch mit Drehklappen verschließbare Dachreiter entfernt. Alle
Räume sind mit Hochquellwasser versorgt und mit Gas beleuchtet. Die Beleuchtungs¬
körper der .Krankensäle sind gegen diese luftdicht geschlossen, erhalten ihre Verbrennluft
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von außen und geben auch die Berbrenngase nach außen ab. Sowohl im ehemaligen
Schulhause wie auch in den drei Baraken wurden Water-Closets hergestellt, welche in
eine Steinzeugrohrleitung munden, die in einer Länge von 800 Meter bis znm nächsten
Hauptcanale hergestellt wurde.

Für die Gesammtanlagestand eine Area von 7206 Quadratmeter zur Verfügung,
welche in folgender Weise ausgenützt wurde: Das zweistöckige, ehemalige Schulhaus
enthält im Parterre die Aufnahmskanzlei, die Küche sammt Speisesaal und die Wohnungen
der Ärzte und Wärterinnen, in den Stockwerken 10 Krankenfäle für zusammen 100 Betten.
Westlich von diesem Gebäude sind die erwähnten drei Krankenbarakensituiert, welche
parallel zur Engerthstraße und damit zur herrschenden Windrichtung stehen und je
13 Meter von einander entfernt sind. Jede dieser Baraken ist 52 Meter lang und
7 Meter breit, enthält zwei Krankensäle für je 20 Betten, zu jedem solchen Saal einen
Wärterinnenraum, ein Bad, zwei Closets, einen Raum für reine und einen Raum für
unreine Wäsche, für beide Säle gemeinschaftlich eine Theeküche. Hinter dem Schul¬
gebäude befinden sich zwei Baraken, deren eine die Leichenkammer für 27 Leichen sammt
dem Zimmer des Leichenwächters, die zweite die ans Waschküche, Trocken- und Bügel¬
raum bestehende Wäscherei, den aus zwei Theilen bestehenden Desinfectionsraum und
einen Berbreuuofen für Bettstroh und dergleichen enthält. Östlich vom zweistöckigen
Tracte gelegen wurde ein 100 Quadratmeter großer, cingefriedeter, wasserdicht gepflasterter
Desinfeetivnsplatz hergestellt, welcher mit einem Hydranten versehen und kanalisiert ist.
Auf diesem Platze werden alle Krankentransportwagen, bevor selbe das Spital verlassen,
desinficiert.

Die Arbeiten zur Adaptierung des ehemaligen Schulhauses wurden am 12. Sep¬
tember, jene zur Ausführung der Leichen- und Wäschereibarake am 15. September, und
jene zum Bau der drei Krankenbaraken am 19. September begonnen. Am 22. Lctober
waren alle baulichen Arbeiten vollendet und das Spital zur Benützung bereit. Der Bau
der Krankenbarakenerforderte 21 Tage für die erste, 27 Tage für die zweite und
00 Tage für die dritte Barake.

Bo» den Herstellungskosten der ganzen Anlage entfallen:

1. Auf die Bauarbeiter: inclusive Gas -, Wasserleituugs- und Heizuugseiurichtung

für die drei Krankenbaraken. 04.076 st.
lsonach für 1 Quadratmeter überbaute Fläche 01 fl. 40 kr.
und für 1 Cubikmeter benützter Luftraum 6 fl. 95 kr.)

l>) für das Leichenkammer- und Wäschereigebäude . 11.116 „
c) für die Adaptierung des Schulhauses . 6.000 ,,

2. auf die Regulierung, Canalisierung und Einfriedung des Terrains 8.600 ,,
0. ans die Einrichtung für 220 Kranke . 05.200 „
4. auf den Wert des Baugrundes . 09.798 ,,
5. auf den Wert des Schulhanses . 44 .820 ,,

zusammen . . 180.210 sl.
Die Kosten für ein Krankenbett betragen daher 819 st. 10 kr.
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6. Begräbniswesen.
a) Lezriiliuisuiesen im allgemeine«.

Für die ulten lO Bezirke diente zu Beginn der Berichtsperiode der Centrolfriedhof
nls Begräbnisstätte : außer diesem worden nur noch auf dem den evangelischen Cultus-
gemeinden Augsburger und helvetischer Confession gehörigen Bkatzleinsdorfer Friedhöfe
Reichen beerdigt . Durch die Bereinigung der Bororte mit Wien änderte sich die Sachlage,
indem eine Anzahl größerer und kleinerer Friedhöfe in die Verwaltung der Gemeinde
Wien übernommen wurde und hiebei auch die Frage der Errichtung eines zweiten großen
Ccntralfriedhvfes innerhalb oder auch außerhalb des Gemeindegebietes , sowie die Frage
einer Neuregelung des Beerdigungsdieustes und des Begräbniswesens im allgemeinen

zur Erörterung gelangte.

Auch der k. k. n .-ö. Landes - Sanitätsrath befasste sich mit den bezeichneten Fragen
und gab seinen Anschauungen zufolge Sitzuugsbeschlusses vom 1 . Juni 1891 in einer
Reihe von Gruudsälzeu Ausdruck , ans welchen die folgenden hervorzuheben wären:

1 . Als Endziel ist die möglichste Eentralisativn der Beisetzung der Leichen in entsprechenden
Leichenhallen anzustreben ; die vorhandenen Leichenkammern können jedoch insolange verwendet
werden , nls dies die Local - nnd Berkehrsverhültnisse gestatten.

2 . Infectiöse Leichen , zu deren isolierter Beisetzung die localen Leichenknmmern keinen Raum
biete » , sind in die für solche Leichen bestimmten Beisetzräume des Eentralfriedhofes zu überführen;
die Einsegnung solcher Leiche » hat ans dem Friedhose zu erfolgen.

3 . Grundsätzlich ist die möglichste Eoncentrierung der Beerdigungen anznstreben nnd hat der
Eentralfriedhof als der eigentliche Stadtfriedhof zu gelten.

4 . Die in dem erweiterten Gemeindcgebiete Gestorbene » sind — insolange die Localsriedhöfe
bestehen nnd die Belegung sanitär zulässig erscheint — auf jenem Friedhofe zu beerdigen , auf den,
sie vor der Einverleibung z» beerdigen waren . In diesem Gebiete liegende Gemeindetheile , deren
früher zugehöriger Friedhof außerhalb deS erweiterten Wien liegt , sind dem nächsten innerhalb
gelegene » znznweisen . dagegen außerhalb Wiens verbleibende Gemeindetheile , deren früherer Friedhof
in Wien liegt , dem Friedhose jener Gemeinde , welcher sie nach erfolgter Auspfarrung zugetheill
werden oder welcher sie zugewicsen werden.

ö . Die Fvrtbelegbarkeit der im erweiterten Wien gelegenen Friedhöfe ist ans dem Wege
cvmmissioneller Localerhebungen zu eonstatieren und hängt von der Lage , Umgebung . Boden
beschaffenheit und den sonstigen sanitären Rücksichten ab.

Dasselbe gilt von der Erweiterung dieser Friedhöfe , sowie von der Wiederbelegung ihrer
bereits belegten Theile . wobei auch noch die etwa bereits erfolgte Sättigung der Bodenkrume mit
Berwesnngsproductcn in Betracht zu kommen hat.

»I. Grundsätzlich soll der Leichenverkehr aus das nothwendigste Maß beschränkt und möglichst
beschleunigt werden , worauf bei der Anlage der Stadtbahn Rücksicht zu nehmen sein wird.

7 . Die gänzliche Auslassung von Friedhöfen nnd deren Verwendung zur Verbauung oder
zu öffentliche » Gärten und Erhvlungsplätzen kann erst dann erfolgen , wenn sämmtliche Leichen
reste auS dem Grunde entfernt nnd entsprechend untergebracht worden sind.

8 . Der LandessanitätSrath betont auch bei diesem Anlasse , dass die Verbrennung der Leichen,
wenn sie in einer den Anforderungen der Justiz - nnd Sanitätspflege , sowie der religiösen Rück¬
sichten und der Pietät entsprechenden Weise vollzogen und nicht als kostspielige Sonderheit , sondern
als eine in möglichster Allgemeinheit durchführbare Maßregel ins Werk gesetzt wird , den Anforderungen
der öffentlichen Gesundheitspflege am vollkommensten entspricht , die vielen Schwierigkeiten , welche
das Bcerdigungswesen bereitet , am gründlichsten beseitigt und daher nls eine Aufgabe der Zukunft
anzustreben ist.

Diese Anschauungen des k. k. n .-ö . LandesfauitätSrathes wurden mit dem Erlasse
der k. k. u .-ö. Statthalterei vom 19 . Juni 1891 dem Bürgermeister bekanutgegebeu und
hiebei nach auf die Nvthweudigkcit der Regelung des Leicheiitranspvrtweseus hiugewiefen.
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Der Erlass wurde von der Gemeindeverwaltung zum Gegenstände eingehender
Berathuugeu uud Verhandlungen gemacht.

WaS die Eentralisation der Beisetzung vvu Leichen in einer grüßen Leichenhalle

anbelangt , so war diese Frage schon in den Borjahren wiederholt aufgetancht und reiflich
erwogen worden , es konnte jedoch auf diefelbe nicht nither eingegangen werden , da zu

ihrer Lösung vorerst das Leichentransportwesen einer Regelung bedurfte , die wieder von
der Ausgestaltung der städtischen Verkehrsmittel abhängt.

Im übrigen hatten die bisherigen 13 Leichenkammern in den Bezirken I — X.
welche entsprechend eingerichtet sind , dem wahrgenommenen Bedürfnisse stets genügt.

In den Bezirken XI — XIX hatten die früheren Gemeinden ausnahmslos ans den
Friedhöfen Leichenkammern , einzelne auch Secierkammern eingerichtet , welche letztere
nach erfolgter Bereinigung als für diesen Zweck entbehrlich gleichfalls zu Leichenkammern
nmgestaltet wurden.

In den neuen Bezirken bestehen 36 Leichenkammern mit einer Gefammtbvdenfläche
von 694 .gg Quadratmeter und einem Belegraume für 296 Leichen erwachsener Personen.

Die Leichenkammern auf dem Hernalser - und Ottakringer Friedhofe wurden im
Jahre 1892 mit elektrischen Alarmvorrichtnngen ansgestattet.

Hinsichtlich der Beisetzung von Leichen wurde mit der Kundmachung des
Magistrates vom 13 . Jänner 1893 bestimmt:

„Alle Leichen , bei denen die Gefahr der Übertragung einer ansteckenden Krankheit besteht,
aber welche vermöge ihrer Beschaffenheit eine erhebliche Verunreinigung des Lichtkreises besorgen
lassen , sind so schleunig wie möglich nach vorgenommener Beschau , wenn dies der städtische Arzt
anordnet , ans dem Sterbehause zu entfernen und in die entsprechend eingerichteten Leichenbeisetz¬
kammern ans dem betreffenden Friedhofe zu übertragen.

Die Leichen der an Blattern . Scharlach . Diphtheritis , Cholera . Fleckthphus , Ruhr oder an
sonstigen Infektionskrankheiten Verstorbenen dürfen bis zur Beerdigung nur dann im Sterbehause
belassen werden , wenn die Wvhnnngsvcrhältnisse es gestatten , dass zur Beisetzung der Leiche bis
zu ihrer Beerdigung ein besonderes , für diese Zeit lediglich zur Ausbewahrung der Leiche dienendes,
von dem Familienverkehr abschließbares Gemach verwendet werde.

Zur allfälligen Decoriernng des Trauergemaches und zur Aufbahrung solcher Leichen dürfen
die von den Leichenbestatluugs Unternehmungen , Leichenvereinen n . s. w . zu derlei Zwecken allgemein
benützten Gereiche und Paramente nicht verwendet werde » ; auch ist die Schaustellung solcher
Leichen verboten.

Die städtischen Ärzte , welche die Todtenbeschau vornehmen , sind verpflichtet , nach dem
Ergebnisse des Leichenbeschaubefundes , die Angehörigen oder Wohnnngsgeber des Verstorbenen
von den zur Wahrung der sanitären Interessen erforderlichen Vorkehrungen in Kenntnis zu setzen,
und haben zu bestimmen , ob die in den vorstehenden Punkten enthaltenen Vorsichten duech-
zuführen sind.

Diese Anordnungen werden mit dem Beifügen zur öffentlichen Kenntnis gebracht , dass in
den Fällen der Außerachtlassung der in den vorstehenden Punkten enthaltenen behördlichen
Bestimmungen , gegen die Schuldtragenden , insvserne nicht das allgemeine Strafgesetz zur Anwendung
zu kommen hat , nach der kais . Verordnung vom 20 . April 1864 . R . G . Bl . Nr . 00 . vorgegangen
werde » wird ."

In den niit Wien vereinigten Gemeinden und Gemeindetheilen bestanden 29 Fried¬

höfe , vvn welchen jedoch sechs — weil außerhalb der Gemeindegrenze liegend — für
die städtische Verwaltung nicht in Betracht kamen.

Von den 23 Friedhöfen im Stadtgebiete sind drei , und zwar in Penzing , NnsSdorf
und Knhlenbergerdvrf vvn den betreffenden Pfarren errichtet worden und stehen im

Eigenthume derselben , die restlichen 20 sind Gemeindefriedhöfe.

X
/
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Im Sinne des voreitierten Erlasses der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 18 . Juni 189 l
wurde vom Magistrale der Entwurf einer einheitlichen BegräbniSvrdnung und eines ein¬
heitliche » Gebürentarifes für sämmtliche innerhalb des erweiterten Gemeindegebietes

gelegenen Friedhöfe , welche van den ehemaligen Borortegemeinden errichtet wurden,
ansgearbeitet und dem Stadtrathe vorgelegt.

Dieser Entwurf wurde mit dem Bescheide vom 18 . Februar 1893 dem Magistrate
mit dem Aufträge znrückgestcllt , die Äußerung der Bczirksvorsteher der neu angegliederten

Bezirke hierüber einzuholen und sohin aus Grundlage der Äußerungen derselben
neuerlich über diesen Gegenstand zu berichten.

Ta infolge dessen zur Zeit der Activieruug der magistratischen Bezirksämter die

Entscheidung in dieser Angelegenheit noch ausständig war , musste der Magistrat eine
provisorische Verfügung treffen und bestimmte diesbezüglich mit dem Decrete vom
14 . Deeember 1891 Folgendes:

„Die Begräbnisordnungen und Gebürentarife,  welche von den ehemaligen Vor-
vrtegemeinden ausgestellt und von den betreffenden Bezirkshanptmannschaften genehmigt wurden,
bleiben bis aus Weiteres in Kraft und sind demnach bei Vvrkvmmenden Beerdigungen in einem
dieser Friedhöfe die Gebüren nach dem snr denselben geltenden Tarife einzuheben ..

Tie Einzahlung sämmtlicher Beerdignngsgebüren , auch jener für die Todtengrüber hat bei
der Hauptcasse -Abtheilung jenes magistratischen Bezirksamtes zu erfolgen , in dessen Sprengel der
betreffende Friedhof liegt ; bei Beerdigungen auf den pfarrlichen Friedhöfen sind jedoch nur die
Todtenbeschreibgebüren einzuheben ."

ES wurden feruer Friedhofsrahous gebildet , und zwar wurden die einverleibten

Theilc von Juzersdvrs am Wienerberge , Ober - und llnterlaa , Schwechat und Klederling,
dann die eiuverleibten Gemeinden Neulerchenseld , Währing und Weinbaus dem Wiener
Eeutralfriedhvfe zugcwiesen , ferner Simmering und Kaiser -Ebersdorf den Orts¬

friedhofen daselbst , Unter - und Ober -Meidling , sowie Gaudenzdors dem Meidlingcr
Friedhöfe , Altmannsdorf und Helzendorf ihren bisherigen Ortsfriedhöfen , Hietzing

und Schönbrunn dein Hietzinger Friedhofe , Lainz und Speising , sowie der eiuver-
leibtc Theil von Mauer dem Friedhofe in Lainz , Ober - und Unter -St . Veit , sowie
Hacking dem Ober - St . Beiter Friedhofe , Hütteldors mit Auhof dem daselbst bestehenden
Ortsfriedhofe , Penzing und Breitensee dem pfarrlichen Friedhöfe in Penzing,
Baumgarten , dann Rudolfsheim , Sechshaus und Fünfhaus dem Baumgartener Fried-
Hofe , Ottakring und Hernals den daselbst angelegten Friedhöfen , Dörnbach und Neu¬
waldegg dem Dornbacher Friedhofe , ferner Gersthof , Pötzleinsdvrf , Heiligenstadt
und Nussdorf dem betreffenden in jeder dieser Gemeinde bestehenden Ortsfricdhofe,
Neustift am Walde und Salmannsdorf dem Ortsfried Hofe der ersteren Gemeinde,

Ober - und Unter -Döbling dem Döblinger Friedhofe aus der Türkenschanze , Josefs¬
dorf und Kahlenbergerdorf dem pfarrlichen Friedhofe in der letzteren Gemeinde und
schließlich Ober - und Unter -Sievering , sowie der einverleibte Theil von Weidling dem

Unter - Sievering er Fried Hofe.

In dieser Zuweisung traten im Lause der Berichtsperiode Änderungen ein , indem
zufolge Stadtrathsbeschlusses vom 29 . März 1892 gestattet wurde , die Leichen der in
der ehemaligen Gemeinde Neulerchenfeld verstorbenen Personen ans dem Ottakringer
Friedhofe zu beerdigen.

Im Einvernehmen mit der k. k. Bezirkshauptmannschaft Hietzing Umgebung und

dein Gcmeindevorstande JnzerSdorf bei Wien wurde ferner vereinbart , dass die Beerdigung
von Leichen der im ehemals zu Jnzersdorf gehörigen und derzeit mit Wien vereinigten
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Gemeindegebietstheile nicht au einer JnfeetivnSkrankheit verstorbenen Personen uns dem
Ortsfriedhvfe in Jnzersdvrf über verlangen der Hinterbliebenen stattfinden könne, ohne
dass es hiezu einer besonderen Bewilligung zur Überführung der Leiche bedarf ; ferner
wurde vom Magistrate unterm 14. Tecember 18!>1 bestimmt, dass es nunmehr Jeder¬
mann gestattet ist, die Leichen seiner in Wien verstorbenen Angehörigen ans einem
anderen, als dem zugewiesenen Friedhofe innerhalb des hiesigen Gemeindegebietesohne
besondere behördliche Bewilligung beerdigen zu lassen, wenn die Beerdigung in einem
eigenen Grabe oder in einer Gruft stattfindet und wenn die Partei die nach der
betreffenden Jriedhofsordnung entfallenden Gebüren entrichtet.

Mit der Verfügung des Magistrates vom 21 . December 1891 wurde aus Grund
der gepflogenen Verhandlungen der Leichenbestattnngs-Unternehmung„Entreprise cles
ponapes lunebres ^ überlassen, aus den mit Wien vereinigten Ortsgemeinden, rücksichtlich
Gemeindetheilein Jnzersdvrf am Wienerberge, Ober- und Unter-Laa, Neulerchenfeld,
Währing und Wcinhaus, welche in Bezug auf Beerdigung den Wiener Centralfriedhos
mitbenützen, vom 1. Jänner 1892 an den Transport von Jnfectionsleichen  mittels
Fvurgvn nach dem Centralfriedhofe behufs Beisetzung in der dortigen Leichenkammer
um den Betrag von 4 fl. 90 kr. pro Leiche und den Transport gewöhnlicher
Leichen  mittels Sammelwagen aus den Leichenkammern der bezeichneten Bezirkstheile
zur Beerdigung im Centralfriedhofe um den Betrag von 95 kr. pro Leiche zu besorgen.

Die Verständigung der Entreprise behufs Abtransportierung erfolgt durch die
städtischen Ärzte, und zwar bezüglich der Jnfectionsleichen mittels des Feuerwehrtele¬
graphen im Wege des Vorstehers des IV . Gemeindebezirkes, bezüglich der gewöhnlichen
Leichen im Wege des Todtenbeschreibamtes.

Wegen Besorgung des Leichentransportes aus den Bezirken XIV und XV zum
Baumgartner Friedhofe wurde mit einem Fuhrwerksbesitzer aus letzterem Bezirke ein
Übereinkommen geschlossen.

Der Transport der Leichen zu den übrigen ehemaligen Vorortefriedhösen erfolgt
mittels Tragbahre durch die städtischen Kranken- und Leichenträger.

Auch in dieser Beziehung war über eine Anregung des Stadtphysikates eine
Reform in Aussicht, welche jedoch mit der definitiven Regelung des Begräbniswesens
für die Friedhöfe der Bezirke XI —XIX in Verbindung gebracht und worüber bis
zum Schluffe dieser Berichtsperiode noch keine Entscheidung getroffen worden war.

An dieser Stelle ist auch der Stadtrathsbeschluss vom 4. Juli 1898 zu erwähnen,
demzufolge die -sacultative Benützung von Leichcnversenkungsapparateu  auf fämmt-
lichen Friedhöfen Wiens genehmigt wurde. Der Magistrat wurde angewiesen, behufs
Ankaufes solcher Apparate durch die Gemeinde eine öffentliche Offertverhnndlung aus¬
zuschreiben und über die Durchführung des Betriebes in eigener Regie, sowie über die
für die Benützung der Apparate einzuhebenden Gebüren Anträge zu stellen; die Aus¬
tragung dieser Angelegenheit fällt bereits in das Jahr 1894 . —

Den Bediensteten der Leichenbestattungs -Unternehmungen  wurde mit
der Kundmachung des Magistrates vom 13. Jänner 1898 verboten, in ihrer Dienst¬
kleidung das öffentliche Persvnenfuhrwerk, die Pferdeeisenbahnu. s. w. zu benützen ober
mit dieser Dienstkleidung ein öffentliches Local zGast-, Kaffeehaus w.) zu besuche».
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b» Erweiterung von Friedhöfe».
Zur die Erweiterung des Hietzing er Friedhofes wurde mit dem Genieinde-

rathsbeschlusse vom 1. April 1892 die Einbeziehung und Regulierung jenes Grund¬
stückes, uns dem bisher die Gärtnerei für diesen Zriedhos untergebracht war, genehmigt,
und wurden die diesbezüglichen Arbeiten sofort zur Durchführung gebracht.

Durch die Einbeziehung dieses 1185 .? Quadratmeter umfassenden Grundstückes
wurde ein Belegraum für 24 Doppelgrüste, 44 einfache Grüfte und 91 eigene Gräber
gewonnen, und betrugen die st osten für die erforderlichenTerrginregulierungsarbeiten
und Wegherstellungen11.529 fl. 47 kr.

Behufs Vergrößerung des Hetzendorfer Friedhofes  wurde mit Beschluss des
Stadtrathes vom 29 . Mürz 1899 der Ankauf der Parcellc 449/8 , Einlagszahl 190
im Ausmaße von 90 Quadratmeter genehmigt.

Mit Rücksichtnahme auf den Umstand, dass der verfügbare Belegraum für Eiuzel-
gräber auf dem Wiener Centralfried Hofe  bereits ein geringer ist, hat der
Gemeindernth mit Beschluss vom 18. April 1899 die vierte Erweiterung dieses Fried¬
hofes zur Herstellung von 20 .000 Einzelgräber genehmigt, und hiefür, sowie für die
Wasserleitung und entsprechende Wasserablcituugeinen Pauschalbetrag von 400 .000 fl.
bewilligt.

Die bezüglichen Arbeiten sollen im Jahre 1894 begonnen und im Jahre 1897
vollendet werden. Das zu dieser Erweiterung einzubezieheudeAreale beträgt circa
247 .450 Quadratmeter.

Mit dem Beschlüsse vom 2. Mai 1899 hat der Stadrath die Erweiterung des
llnter -Sieveringer Friedhofes  im XIX . Bezirke principiell genehmigt, und für die
Ausführung der Erweitcrungsarbeiten das Jahr 1894 bestimmt.

Weiters wurde mit Gemeinderathsbcfchluss vom 14. November 1899 die dritte
Erlveiterung des Baumgartner Friedhofes  mit einem beiläufigen stostenaufwande
von 7258 fl. genehmigt: die Ausführung dieser Erweiterung, durch welche ein der
Gemeinde gehöriges Grundstück in das Friedhofterritorium einbezvgen wurde, fällt nicht
mehr in diese Berichtsperiode.

Die in Verhandlung gestandene Erweiterung des Ottakringer Friedhofes
wurde mit dem Ttadtrathsbeschlussevom 91. März 1892 vorläufig abgelehnt.

Wegen Erweiterung des Hütteldorfer Friedhofes  durch Einbeziehung eines
Theiles des rückwärts desselben gelegenen, der Gemeinde gehörigen Waldes, wurden im
Jahre 1899 die Verhandlungen eingeleitet und das Stadtbauamt zur Vorlage eines
Projectes unter besonderer Bedachknahme auf die entsprechende Ableitung der Nieder
schlagswässer angewiesen.

v) Auflassung von Friedhöfen.
Über Einschreiten des Vorstehers des XIII . Gemeindebezirkes vom 12. Jänner 1892

wurde bestimmt, dass der im Gebiete der ehemaligen Gemeinde Lainz  gelegene Orts-
sriedhos, welcher zufolge Verfügung der k. k. Bezirkshauptmainischast Sechshaus vom
29 . Mai 1870 geschlossen worden war, nunmehr gänzlich zur Auflassung und Abräumung
gelange: zur Erhumieruug von Leichen und zur Wegnahme von Grabdenkmälern wurde
den Grabstellbesitzern eine Frist bis 1. Juli 1899 eingeräumt.
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Die Abräumuug war aber zum Schlüsse der Berichtsperiode noch nicht durch¬
geführt und wnr auch bezüglich der anderweitige» Verwendung des Friedhasterritvriums
nach keine Entscheidung getroffen.

Ter Lrtsfriedhof der ehemaligen Eemeinde Währing , welcher im Eigenthuni
der dortigen Pfarrkirche steht, war bereits zufolge Decretes der k. k. Bezirkshaupt-
Mannschaft Hernals vom 9. August 1879 geschlossen worden; mit dem Magistrats-
beschlusse vom 22. April 1899 wurde genehmigt, dass dieser Friedhof am 1. Juli 1895»
gänzlich aufgelassen und abgeräumt werde. Dieser Beschluss wurde mit Lund
machnng vom 91. Juli 1899 zur allgemeinen Kenntnis gebracht.

Wegen Auflassung des Währinger Allgemeinen Friedhofes wurde bereits im
September 1891 ein Antrag im Schoste des Gemcinderathes gestellt und damit
motiviert, dass die Verbauung des XVIII . und XIX . Bezirkes bereits bis hart an die
(Grenzen der Friedhofsanlage vorgeschritten ist und dass der Berkehr zwischen den
beiden Bezirken Strastenzüge nothwendig macht, welche das Friedhvsterritoriiim
durchschneiden. Die Verhandlungen wegen gänzlicherA'äumung dieses Friedhofes wurden
in der Berichtsperiode jedoch noch nicht zum Abschlüsse gebracht.

Der Schmelzer Friedhof war bereits im Jahre 1874 geschlossen und nur die
Beilegung von Leichen in Grüften bis Ende 1879 gestattet worden: die legte Leiche
in einem Schachtgrabe wurde am 24 . August 1879, in einem eigenen Grabe am
24 . Tecember 1874 und in einer Gruft am 22 . Octvber 1879 beerdigt, beziehungs¬
weise beigesetzt.

Am 4. Mai 1892 petitionierte der Vorsteher deS XV . Gemeindcbezirkesbeim
Stadtrathe wegen gänzlicher Auflassung dieses Friedhofes und wurden hiefiir insbesondere
Verkehrsrücksichten geltend gemacht. Der Stadtrath genehmigte mit Beschluss vom
27 . März 1899 , dass der Schmelzer Friedhof vom 1. Juni 1896 an gänzlich auszu¬
lassen und zu räume» ist. Dieser Beschluss wurde mit der MagistratSkundmachung vom
9l . Mai 1899 entsprechend verlautbart und in derselben bekannt gegeben, dass hin¬
sichtlich der nach Ablauf dieser Frist noch vorhandenen Leichenreste, sowie über die noch
vorhandenen Grabdenkmäler, Grabkrenze ?c. von Amtswegen eine Verfügung getroffen
werden wird.

Ter im Gemeinderathe am 26. Aovember 1891 gestellte Antrag auf gänzliche
Auflassung deS alten israelitischen Friedhofes  im Bezirke Währing führte zu
Verhandlungen mit der hiesigen israelitischen Cultnsgemeinde in Absicht auf die Erzielung
einer freiwilligen Auflassung und Beseitigung ihrer alten Begräbnisstätte. Diese Ver¬
handlungen blieben resultatlvs, indem der Vorstand der Eultusgemeinde in seinem
Schreiben vom 9. August 1892 erklärte, es liege derselben ferne, ihren Friedhof in
Währing aufzulassen und abznräumen.

Im Hinblicke auf diese Erklärung beschloss der Stadtrath am 96. Mai 1899, von
weiteren Schritten in dieser Angelegenheit vorläufig abzusehen.

Bezüglich des Hundsthurmer , St . Marxer und des katholischen Mahleins-
dorfer Friedhofes  war zwar die gänzliche Auflassung in Aussicht genommen, ein
Termin für dieselbe aber bis zum Schlüsse der Berichtsperiode noch nicht bestimmt worden.
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Die Schließung des protestantischen Mapleinsdorfer Friedhofes kouute
auch im Laufe des Berichtsguiuguenniums nicht durchgesührt werden, da in dieser
Angelegenheit die Entscheidung des im Recurswege angernfenen k, k. Ministeriums des
Innern noch ausständig war.

Schließlich wird noch bemerkt, dass die gänzliche Räumung des alten Baum¬
gartner Friedhofes an der Hütteldorferstraße zum Schlüsse des Jahres 1896 in
Berhandlung stand.

l» Semerkenswertr Vorkommnisse auf einjelnen Friedhöfen.
I. Wiener Centralfriedhof.

Mit dem Gemeinderathsbeschlusse vom 15. Jänner 1889 wurde anlässlich der
Übernahme der Ausschmückung und Beleuchtung der Gräber auf dem Wiener Eentral-
sriedhofe  in die eigene Regie der Gemeinde

1. der PreiStarif für die Ausschmückung und Beleuchtung der Gräber und Grüfte
im Wiener Centralfried Hofe:

2. der Tarif für die von der Gemeinde Wien zu besorgenden Arbeitsleistungen bei
Ausgrabung von Leichen und sonstigen im Beerdigungsfalle sich ergebenden Anlässen und

3. der Tarif für die Leistungen der Gemeinde Wien bei der Fundierung von
Grabdenkmälern «Grabkreuzen, genehmigt.

Diese Tarife sind bereits im Verwaltungsberichte für das Jahr 1888 auf Leite
193—201 abgedruckt.

Wegen Änderungen in dem sub 1. bezeichnten Preistarife war bereits im Jahre 1892
vom Magistrate berichtet und die Angelegenheit vom Stadtrathe auch in Berathuug
gezogen worden, allein die definitive Entscheidung des Gemeinderathes hierüber erfolgte
nicht mehr in dieser Berichtsperivde.

Mit Rücksicht auf die Durchführung der Gräberausschmückungin Regie der
Gemeinde fasste der Gemeinderath am 25 . April 1890 den Beschluss, den 22 der
Begräbnis- und Gräbervrduung für den Centralfriedhof der Stadt Wien (Vgl. Ver¬
waltungsbericht für das Jahr 1888, Seite 187 ff.) in nachstehender Weise abzuändern:

„Es ist den Parteien , rücksichtlichGrabstellenbesitzern auf Widerruf gestattet , gegen vorherige
Anzeige in der Berwaltungskanzlei die Schmückung und Pflege eines Grabes selbst zn besorgen
oder durch Bestellte besorgen zu lassen, ivobei die in H 10 angeführten Maße einzuhalten sind.

Zu diesen« Zwecke kann das Wasser ans den von der Gemeinde Wien errichteten Brunnen
der Friedhofs -Wasserleitung entnommen werden.

Der gewerbsmäßige Betrieb der Gräber - und Grüfteausschmückung durch
Gärtner innerhalb des Eentralfriedhofes ist ausznschliehen ."

Gegen diesen Gemeinderathsbeschluss wurde von mehreren Grabstellenbesitzern, sowie
von der Genossenschaft der Naturblumenhäudler die Beschwerde an den k. k. Verwaltnngs-
gerichlshos ergriffen, welcher mit Erkenntnis vom 10. Setober 1890 dieser Beschwerde
Folge gab und den angefochtenen Gemeinderathsbeschluss aufhob.

Mit Rücksicht aus diese Sachlage wurde in der Gemeinderathssitzung vom
25 . October 1890 im Sinne des vorerwähnten Erkenntnisses der t; 22 der Begräbuis-
und Gräberordnung entsprechend modificiert.

Der Magistrat verfasste sohin den Entwurf einer Verordnung , betreffend den
Verkehr und das Verhalten des Publieums im Inner » des Wiener Central-

l
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sriedhofes , insbesondere bei Ausschmückung der Gräber nnd Grüfte , welchem
Entwürfe der Stadtrath mit dem Beschlüsse vom 3. Juni 7891 die Genehmigung
ertheilte. Diese Verordnung tontet:

Der Besuch des Friedhofes ist dein Publienm in deir Monaten Jänner . Februar , November
und Deceinber in der Zeit von 8 Uhr morgens bis 6 Uhr abends , in den Monaten März , April,
September und Oktober von 8 Uhr morgens bis 7 Uhr abends , in den übrige » Monaten von
7 Uhr morgens bis 8 Uhr abends gestattet.

Eine Viertelstunde vor dem Schließen der Friedhofthore wird das Glockenzeichen gegeben,
worauf die am Friedhofe noch Anwesenden denselben zu verlassen haben.

Es ist verboten , in den Friedhof Hunde mitznnehmen , dort Tabak zu rauchen , auf fremde»
Gräbern Blumen oder Pflanzen abzupflücken, Grabdenkmäler zu bekritzeln oder zu beschädige» und
im Friedhofe zu betteln.

Den Weisungen der mit der Aufrechterhaltung der Ruhe , Ordnung und des Anstandes im
Ecutralfriedhofe betraute » städtischen Organe ist unbedingt Folge zu leisten.

Es ist den Grabstellbesitzern gestattet , die Schmückung und Pflege des Grabes selbst zu
besorgen oder durch Bestellte besorgen zu lassen, jedoch übernimmt auch die Gemeinde Wien die
Ausschmückung und Beleuchtung von Gräbern und Grüften , die Lieferung von Trauerbäumen , Zier¬
pflanzen , Kränzen , dann sonstige Leistungen in dem in den Preistarifen näher bezeichneten Umfange
nnd besorgt über Bestellung auch die im Beerdigungsdienste vorkommenden Arbeiten und Lieferungen.
Die diesbezüglichen Tarife können in der Verwaltungskanzlei im Centralfriedhofe und im Anmeldungs¬
bureau , I ., Kolowratring 9, behoben werden.

Jeder Grabstellbesitzer, welcher die Schmückung des Grabes selbst zu besorgen beabsichtigt,
hat dieses in der Verwaltungskanzlei des Wiener Centralfriedhofes unter genauer Bezeichnung des
betreffenden Grabes anzuzeigen . Das Niederlegen von Kränzen und das Einsetzen kleiner Blumen¬
stöcke unterliegt nicht einer Anzeige.

Im Falle aber die Schmückung und Pflege eines Grabes einem Bestellten übertragen wird,
sind noch folgende Anordnungen zu befolgen:

1. Vor der Inangriffnahme der Arbeit ist in der Verwaltungskanzlei die Anzeige zu erstatte»
und die von der Partei erhaltene Bestellung auszuwcisen ; der bestellte Gärtner hat daselbst Vor
und Zunamen der Partei , deren Wohnort und das betreffende Grab oder die Gruft genau zu
bezeichnen, worüber die ämtliche Vormerkung gepflogen wird.

2. Jeder Gärtner hat das von ihm zur Schmückung übernommene Grab oder die Gruft ans
sichtbare Weise erkennbar zu machen und die Art der von ihm gewählten Bezeichnung in der Ver¬
waltungskauzlei nnzugeben.

3. Es ist den Gärtner » nicht gestaltet, einen Vorrath von Pflanzen im Friedhofe zu hinter-
legen, dieselben dürfen die Pflanzen nur mittels Handtragcn in den Friedhof befördern nnd haben
dieselben ohne Verzug auf der betreffenden Grabstelle oder Gruft auszusetzen.

4. Die Gärtner haben ihre Geräthschafteu täglich aus dem Friedhofe zu entfernen und des¬
gleichen die bei der Auspflanzung eines Grabes oder einer Gruft sich ergebenden Abfälle und das
etwaige Unkraut u . auf die von der Verwaltung bestimmten Abladeplätze mittels ihrer Arbeits¬
leute schaffen zu lassen.

5. Die Gärtner könne», iusolange nicht der Gemeinderath eine abänderude Bestimmung
erlässt , das zur Pflege der Pflanzen und Blume » erforderliche Wasser aus den im Centralsriedhofe
errichteten Brunnen entnehmen.

Den Grabkreuzhändlern , Steinmetzen , Anstreichern , Vergolder », Gärtnern und anderen Werk
lenten ist die Ausführung von Arbeiten im Friedhöfe nur an Wochentagen , und zwar : vom 1. März
bis Ende September in der Zeit von 8 Uhr morgens bis 6 llhr abends , vom 1. Oktober bis
Ende Februar hingegen von 8 Uhr morgens bis 5 Uhr nachmittags gestattet.

Der Verkehr des schweren Fuhrwerkes im Centralfriedhvse bleibt aus die im vorstehenden
Punkte bezeichnete Zeit beschränkt; an Regentagen und nach Regengüssen ist das Einfahren mit
solchen Fuhrwerken verboten.

Bei dem Verkehre der Wagen im Innern des Centralfriedhofes sind die Weisungen der
Organe der Friedhossvcrwaltuug genau zu befolgen.
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Lastwagen jeder Art , welche im Friedliche einsahren , müssen Radfelgen in der Breite den
105, Centimeter haben.

Die Grabkreuzhändler haben bei der Überbringung von Grabkreuzen in den Friedhof die
Lieferscheine und die Gegenscheine mitzubringen ; das Versehen von Grabkrenzen durch das com
muuale Arbeitspersonale wird nur an Wochentage» ausgcführt.

Steinmehe oder deren Vorarbeiter sowie andere Werkleute haben die Jnangriffnabme der
Versetzung von Grabmonnmenten , von Grabgiltern re. und falls ihnen das öffnen und Schließen
einer Gruft behufs Beilegung einer Leiche übertragen worden ist, diese Arbeitsleistungen in der
Verwaltungskanzlei anzuzeige » und Werkstücke, Pölzholz , Werkzeuge re. »ach Abschluss der Arbeiten
aus dem Friedhofe zu entfernen.

Die Außerachtlassung dieser Vorschriften wird aus Grund des Z 93 des Gesetzes vom 19. De
cember 1899 , L. G. Bl . Nr . 46 mit Geldbußen von 1 bis 59 Gulden ö. W . oder Arreststrasen bis
zu acht Tagen vom Wiener Magistrate geahndet.

Die Gräberausschmückungi» Regie der Gemeinde, welche im Jahre 1889 begannen
und durch die Berichtsjahre mit stets steigendem Ilmfange fortgesetzt wurde, ergab günstige
finanzielle Resultate.

Da die Ausschmückung und Beleuchtung der Gräber auf dem Centralfriedhafe sich
als ein gewerbliches Unternehmen darstellt, wurde der Betrieb desselben im Jahre 1889
bei der k. k. BezirkshauptmannschaftBruckn. d. Leitha angemeldet; für diesen Geschäfts¬
betrieb der Gemeinde Wien wurde die Crwerbsteuer mit der jährlichen Quote von
315 fl. bemessen; ein gegen diese Steuerbemessung vom Magistrate eingebrachter Recurs
wurde abweiSlich erledigt.

Zu erwähnen wäre noch, dass zufolge Gemeiuderathsbeschlussesvom 30 . August 1889
eine Recoustruetion der am Centralfriedhofe bestehenden Pelargonienhüuser behufs besserer
Anzucht des nöthigen Pflanzenmateriales in Ausführung gebracht wurde, ferner dass die
Hilfsarbeiter bei der Gräberausschmückungvom 1. Deeember 1890 an bei der Wiener
Bczirkskrankencasse versichert und die Versicherungsbeiträge von der Gemeinde zur Selbst¬
zahlung übernommenwurden. Zufolge StadtrathSbeschlussesvom 25 . August 1891 wurde
bestimmt, dass im Jahre 1892 mit der Wiederbeleguug der gemeinsamen Gräber-
grnpven  im Centralsriedhofe zu beginnen ist und wurde diesbezüglich folgender Vor¬
gang vorgeschriebe»:

1. I », Gegensätze zu dec bisherigen Gepflogenheit aus den alten Wiener Friedhöfen bleiben
die bestatteten Leichen unberührt in unveränderter Lage in den Gräbern . Die Erdaushebung in
den wieder zu belegenden Gräbern findet nur bis zu einer Tiefe von 19 —15 Centimeter über
der bestehenden Sargschichte statt.

2. Jene Parteien , welche die Leiche» ihrer , in einem zur Wiederbelegung gelangenden Grabe
bestatteten Angehörigen in einem anderen Grabe beisetzen zu lassen beabsichtigen, erhalten über ihr
diesfälliges Ansuchen die Bewilligung zur Exhumierung.

Dieses Ansuchen kann entweder schriftlich oder mündlich beim Wiener Magistrate oder in
de» Gemeindebezirkskanzleien eingebracht werden . Da jedoch die Exhumierung von in gemeinsamen
Gräben , bestatteten Leichen nach erfolgter Wiederbeleguug des betreffenden Grabes nicht mehr
möglich ist, kann ein solches Ansuchen nur bis 1. Juni 1892 , dem Beginne der Wiederbelegung,
mit Erfolg gestellt werden und könnte auf später einlangende Gesuche keine Rücksicht mehr genommen
werden

3.  Die auf den gemeinsamen Gräbern befindlichen Grabkreuze werden, insoserne sie sich noch
in gutem Stande befinde», über Ansuchen der Parteien auf den neubelegten Gräbern wieder auf
demselben Platze zur Aufstellung gebracht. Alte Grabkreuze , welche auf den wiedcrbelegten Gräbern
nicht mehr aufgestellt werden , werden im Centralsriedhofe deponiert und den Parteien , welche ihr
EigcnthumSrecht an denselben Nachweisen, über ein beim Magistrate oder in einer Gemeinde¬
bezirkskanzlei mündlich oder schriftlich anznbruigendes Ansuchen binnen Jahresfrist nach Wiedci-
belegung des betreffenden Grabes ausgefolgt . Sollte sich während dieser Zeit niemand melden,
wird über diese alten Grabkreüze anderweitig verfügt.
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4. Die Wiederbclegung der Gräber findet in derselbe» Reihenfolge statt , in welcher die
mipriinglicbe , im November 1874 begonnene Belegung vorgenommen worden ist.

Mit der Wiederbelegung der gemeinsamen Gräber wurde im September 1892
begonnen.

Am >5. Juni 1893 erließ der Magistrat eine Instrnetivn für den Dienst des
Verwalters des Wiener Centralfriedhofes. welche— da sie einen Einblick in die Geschäfts^
gebarnng ans dem größten Stadtfriedhose gewährt — nachstehend Aufnahme in diesem
Berichte findet.

Instruction für den Dienst des Verwalters des Wiener Eentralfriedhofcs.
8 1. Der Verwalter des Wiener Centralfriedhvfes hat als Beamter der Gemeinde die mit

seiner Stelle verbundenen Obliegenheiten »ach Maßgabe der Dienstpragmatik für städtische Beamte
und Diener , sowie nach Maßgabe der gegenwärtigen Instruction zu vollziehen und ist dem
magistratische » Sanitätsrefereuten unmittelbar untergeordnet.

Er ist der unmittelbare Vorgesetzte des gesammten städtischen Dienst - und Arbeitspersonales
im Eentralfriedhofe.

8 2. Die dienstlichen Obliegenheiten des Verwalters umfassen:
.4. die Handhabung der Begräbnis - und Gräberordnung , sowie die Mitwirkung bei der Durch¬

führung der das Begräbniswesen im Centralfriedhof betreffenden Sanitätsvorschristeu , die
Führung der Gräberprotokvlle und die Besorgung der Kanzleigeschäftc;

1t. die Aufsicht über den Centralfriedhof und das daselbst befindliche städtische Eigenthum;
c . die ökonomische Gebarung und die Ausübung der wirtschaftlichen Cvntrole:
1>. die Durchführung der mit dem Gräberausschmückungsdienste im Eentralfriedhofe in eigener

Regie der Gemeinde verbundenen Geschäfte.

.1. Obliegenheiten in Bezug aus die Handhabung der Begräbnis - und Gräber
vrdnung , sowie die Mitwirkung bei der Durchführung der das Begrübniswesen im
Centralfriedhvf betreffenden Sanitätsvorschriften , Führung der Gräberprotokolle

und Besorgung der Kanzleigeschäfte.

K 3. Ter Verwalter ist verpflichtet, die Befolgung der für den Eeutralfriedhof erlassenen
Begräbnis - und Gräberordnung zu überwachen und eine Außerachtlassung dieser Vorschrift entweder
>m eigenen Wirkungskreise selbst abzustelleu , oder hierüber dem Magistrate Bericht zu erstatten.

Insbesondere hat derselbe Vorsorge zu treffen, dass jedes der Weihe und dem Ernste des Ortes
abträgliche Benehmen der den Friedhof Besuchenden oder der daselbst Beschäftigte» hintangehalten
und der öffentliche Anstand jederzeit gewahrt werde.

8 4. Dem Verwalter obliegt ferner die Mitwirkung bei der Handhabung der Sanitäts
vorschriften für Begräbnis - und Friedhosswesen auf dem Eentralfriedhofe.

8 5. Der Verwalter hat bei Herstellung der einzelnen Gattungen der Gräber die Beobachtung
des genehmigten Friedhofplanes und der diesbezüglichen speciellen Vorschriften zu überwache»,
den baulichen Zustand der Arcaden , Grüfte und Grabdenkmäler zu beaufsichtige», insbesonders
aber daraus zu sehen, dass bei baufällige » Grüften und Monumente » die Vorschrift des 8 17 der
Begräbnisordunng eingehalte » werde.

8 ü. Dem Verwalter obliegt die Regelung des Wagenverkehres innerhalb des Central-
friedhofes.

8 7. Der Verwalter hat über die im Centralsriedhofe beerdigten Leichen die nachfolgenden
Protokolle zu führen , und zwar:

1. je ein Protokoll iHanPtbuch , über die in den gemeinsamen Gräbern , daun in den
Einzelngräbern und Grüften beerdigten Leichen:

2. ein Protokoll sHanptbuchs über die auf dem der israelitische» Cultusgemeiude vorbchaltcnen
Friedhofstheilc beerdigten Leichen;

3. die diesen Hauptbüchern entsprechenden Judices.
Zn den Hauptbüchern <1 nnd 2i sind unter fortlaufenden Zahlen Vor - und Zunamen , Alter,

Charakter nnd letzter Wohnort der Verstorbenen , der Dag der Beerdigung , sowie die Nummer des
Grabes , der Gräberreihe und Gruppe , dann alle Exhumierungen und alle Beilegungen einzutragen.
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In den Indiees sind die Rainen der Beerdigten nach alphabetischer Reihenfolge geordnet
und mit der Bezeichnung der Stelle , wo die Eintragung in die einzelnen Hauptbücher geschehen
ist, ersichtlich zu mache».

Der Verwalter ist verpflichtet, aus diesen Protokollen jedermann die gewünschten Aus¬
künfte zn crtyeile».

8 8. Der Verwalter hat die jianzleigeschäste, welche den Eentralsriedhos betreffen, zu besorgen,
wozu ihm nach Bedarf das erforderliche Hilfspersonale zngcwiesen wird.

Insbesondere hat derselbe daS Einlangen , sowie die Erledigung der Aktenstücke in Evidenz
zu halten , die erledigten registrieren und gehörig aufbewahren zu lassen und sich in allen diesen
Beziehungen nach den für den Magistrat bestehenden Manipulationsvorschriften zn benehmen.

Sämmtliche von der Verwaltung ausgehenden Schriftstücke sind mit seiner Fertigung zu
versehen.

>!. Obliegenheiten des Verwalters in Bezug aus die Aussicht über de » Central¬
friedhof und die Überwachung des daselbst befindlichen städtischen Eigenthnmes.

8 9. Der Verwalter führt die Aufsicht über den Centralfriedhof und das daselbst in
Verwendung stehende Dienst - und Arbeitspersonale.

Er ist verpflichtet, in der ihm zugewiesenen Naturalwvhnung im Centralsriedhofe zu wohnen,
und darf sich in der Regel vom Friedhöfe nicht entfernen , ohne vorher für seine Stellvertretung
durch einen ihm beigegebenen Beamten vorgesorgt zu haben.

8 19 . Der Verwalter hat die Dodtengräber zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen zu verhalten
und deren Gebarung im Centralsriedhofe zu überwachen.

8 11 . Ter Verwalter hat für die Instandhaltung der Einfriedung und sämmtlicher Gebäude
des Eentralfriedhofes , sowie der Arcaden und der darin enthaltenen Grüfte , der Wasserläufc,
Wassergräben , Rinnsale , Sickerschachte, Brunnen , Bewässerungsanlagen und sonstigen Objecte
daselbst vorzusorgen . Ihm obliegt die Vorsorge für die Erhaltung , Reinigung und Beleuchtung der
Geh- und Fahrwege , sowie der Wagenaufstellungsplätzc , die Bespritzung und Schneeabräumung
nach Maßgabe der hierfür erhaltenen Genehmigung . Er hat die Beleuchtung , Beheizung , Reinigung
und rechtzeitige Evakuierung der Leichenkammer, die Desinfektion der Anstandsorte , Wagenauf¬
stellungsplätze und die Reinigung des Obductionslocales zu veranlassen.

8 12 . Ter Verwalter hat die Arbeitsleute uud die Gärtnergehilfen sowie die Leichenwüchter
nusznnehmen und zu entlassen ; eine Entlassung soll nicht ohne gegründete Ursache erfolgen.

Er hat über sämmtliche für den Centralfriedhof sowohl für die currente Erhaltung , als
auch für den Beerdigungs - und Gräberausschmückungsdicnst in eigener Regie gedungene städtische
Arbeiter und Bedienstete genaue , dieselben namentlich bezeichnende Listen zu verfassen, in der
Tagescolonne dieser Listen die Anwesenheit und Verwendung der einzelnen Arbeiter an jedem
"Arbeitstage einzutragen und diese Listen in der Verwaltungskanzlei zu hinterlegen.

Abschriften dieser Zahlungslisten sind allwöchentlich dem Magistratsreferenten behufs Ver¬
anlassung der Liquidierung durch die Buchhaltung vorzulegen.

Solche Tageslisten sind auch für das für den Eentralsriedhos beigestellte Fuhrwerk zu
führen , und in denselben genau die Gattung des Fuhrwerkes , die Dauer der Leistung und der
Verdienstbetrag ersichtlich zu machen.

8 13. Über sämmtliches bewegliches städtisches Eigenthum , eS mag dasselbe für die Zwecke
der currenten Erhaltung , für das - Beerdigungswesen oder für den Gräbcrausschmückungsdienst
bestimmt sein, ist für jeden Geschäftszweig ein separates , genaues Inventar zu führen und dieses
nach Maßgabe der im betreffenden Verwaltungsjahre zugewachsenen neuen Objecten zu ergänzen.

Werden Jnventarstücke unbrauchbar , so hat der Verwalter für dieselben entweder sofort neue
anzuschaffen oder wegen deren Beschaffung die geeigneten Anträge zu stellen (8 15), die unbrauch¬
baren Gegenstände dagegen in das städtische Materialdepot abznliefern und den Abfall anzumerken.

Die sich ergebenden Zuwächse und Abfälle an Jnventargegenständen sind der städtischen
Buchhaltung durch die alljährliche Vorlage eines Beränderungsausweises , und zwar sechs Wochen
nach Ablauf deS Verwaltungsjahres bekannt zu geben.
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O. Obliegenheiten des VcrivalterS in Bezug aus die ökonomische Gebarung und
die Ausübung der wirtschaftlichen Centrale.

K 14. Dem Verwalter wird zur Bestreitung der gewöhnlichen laufende » Verwaltungsauslagen,
welche bar bezahlt werden müsse» , ei» entsprechender Geldverlag eingeräumt , welche» er Vorschrift^
mäßig zu verrechnen hat.

Cr hat für die rechtzeitige Beistellung der für die äkvnamische Gebarung im Centralsricdhase
erforderlichen Gegenstände Vorsorge zu treffen, bei der Übernahme derselben die bedungene Qualität
zu prüfen , für die entsprechende Aufbewahrung der Materialien , sowie für deren vorschriftsmäßige
Verwendung Sorge zu tragen und über dieselben Rechnung zu führen.

t; 15. Bei der Besorgung der für den Centralfriedhvf erforderlichen Arbeiten und Lieferungen,
insoweit dieselben nicht den Beerdigungs - und Gräberausschmückungsdienst in eigener Regie
betreffen, sind folgende Grundsätze einzuhalten:

1. Über Arbeitsleistungen und Lieferungen bis zum Kostenbeträge von AI fl. sind von der
Verwaltung Bestellscheine auszufertigen , welche zunächst von der städtischen Buchhaltung und sodann
von dem betreffenden Referenten des magistratischen Sanitätsdepartements zu vidieren sind.

2. Zu Arbeitsleistungen und Lieferungen , welche mit einem 50 fl. übersteigenden Kosten-
auswaude verbunden sind, bedarf es hingegen der Genehmigung des Magistrates , welche in der
Regel vor der Bestellung schriftlich auzusuchen ist. Nur wenn Gefahr im Verzüge ist, hat der
Verwalter die unumgänglich nothwendige Anordnung sofort zu treffen, hiefür aber ungesäumt , die
nachträgliche Genehmigung des Magistrates zu erwirken.

H 16. Alle Rechnungen über Arbeiten oder Lieferungen sind von dem Verwalter mit der
Bestätigung der nach Qualität und Quantität entsprechenden Leistung , beziehungsweise Lieferung
zu versehen, und denjenigen Rechnungen , welche zur Zahlungsanweisung an den Magistrat geleitet
werden , die bezüglichen Bestellscheine oder Kostenanschläge beizuschließen.

A 17. Der Verwalter ist verpflichtet, bis längstens Ende Mai eines jeden Jahres sowohl
über die currente Erhaltung , als auch über die Geschäfte des Beerdigungs - und Gräberaus¬
schmückungsdienstes, das Specialprüliminare , und zwar im Sinne des Magistratsdecretes vom
l!0. November 1890 , Z. 423 .029 , »ach dem von der Buchhaltung entworfenen Formulare Vvrzu-
legcn. Derselbe hat die Einhaltung der betreffenden Präliminarrubriken zu überwachen und zu
diesem Behuse die Belastung jeder Rubrik in Evidenz zu halten.

1). Obliegenheiten in Bezug auf die Durchführung der mit dem Gräbernus¬
schmückungsdienste im Eentralfriedhofe in eigener Regie der Gemeinde verbundenen

Geschäfte.

tz 18. Rücksichtlichsämmtlicher aus die Ausschmückung und Beleuchtung der Gräber und
(Prüfte im Wiener Centralsriedhofe bezughabenden Geschäfte, hat sich die Verwaltung der vorge-
schriebencn Juxtenbücher zu bedienen . In diese Juxtenbücher sind nebst de» örtlichen Daten über
die Grabstelle , alle Bestellungen der Parteien genau einzutragen und muss darin mit Rücksicht auf
die stipulicrte Vorausbezahlung , auch die, nach der entsprechenden Darispvst geleistete Zahlung
vorgemerkt sei». Endlich ist jede Bestellung , wenn thuulich , von der Partei , jedenfalls aber durch
ein Organ der Friedhofsverwaltung zu unterfertigen.

Von jeder im Juxtenbuch in zwei Exemplaren auszufertigenden Bestellung ist ein Exemplar,
welches zugleich als Quittung für den eingezahlten Betrag gilt , der Partei zu übergeben ; das
andere Exemplare bildet einerseits das Substrat für die Eintragung in das Cassabuch, die betref¬
fenden Journale , Hilssgruppen und die sonstigen Bücher, und anderseits die Handhabe für die
von der Buchhaltung auszuübende Controle.

Die Juxtenbücher sind von der Verwaltung in sicherem Gewahrsam zu halten und seinerzeit
der Buchhaltung vorzulege ».

H 19. Sowohl im Stadtbureau als auch in der Centralfriedhofskanzlei ist die Summe der
daselbst au jedem Tage eingehobenen Beträge in das in jeder dieser Kanzleien zu führende
Cassabuch einzutrage ».

8 20 . Im Stadtbureau hat die Verwaltung jede Woche eine Revision vvrzunehmen und
die laut Cassabuch eingeflvffencn Betrüge zur weiteren Abfuhr an die städtische Hauptcasse zu
übernehmen.

AIDerw.altungsbericht der Stadt Wien.
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H 21 . Wöchentlich sind Vvn der Verwaliung sowohl die i» der Kanzlei des CentralsriedhvseS
als mich die im Ltadtbureau einbezahlten Gelder auf Grund van Gegenscheinen an die städtische
Hanptcassa aözuführen , welche hierüber eine Amtsguittung ausznstellen hat.

8 22 . Nach Ablaus eines jeden Quartales hat die FriedhosSverwaltuug mit Beschleunigung
der Buchhaltung eine Nachweisung über die im letztverflassenen Quartale ciugehobenen uud abge-
sührten Beträge vorzulcgen , welche zu enthalten hat:

a) Als Beleg , die in dem betreffenden Quartale verwendeten Juxteubücher;
K) einen Ausweis , worin sämmtliche, laut dieser Juxtenbücher eingchobenen Beträge unter

Anführung des Datums , der Bezeichnung uud der Nummer des JuxtenbucheS , ausgeführt sind;
cs eine Zusammenstellung , aus welcher ersichtlich ist, in welcher Weise sich die im vorerwähnten

Ausweise nachgewiesene Lumme der Einnahmen auf die verschiedene» Zweige der in eigene
Regie übernommenen Friedhossgeschäftc vertheilt;

<I) ein Verzeichnis der in dem betreffenden Quartale an die städtische Hauptcassa abgeführten
Beträge unter Anschluss der hierüber empfangenen Amtsquittungen.
8 23 . Zur Bestreitung der Wochenlöhnnngen und von kleineren, aus Anlass der Führung

der Geschäfte deS Beerdigungs - und Gräberausschmückungsdienstes in eigener Regie sich ergebenden
Auslagen bis zum Höchstbetrage von 200 fl. wird der Verwaltung des Eentralfriedhofes ein Verlag
von 2l>00 fl. bewilliget , welcher nach jeweiliger Verrechnung der hievon verausgabten Beträge
immer wieder auf seine ursprüngliche Höhe ergänzt wird.

Über Arbeiten und Lieferungen bis zu dem vorerwähnten Kostenbeträge Vvn 200 fl. sind
von der Verwaltung Besteltscheine auszufertigen , welche zunächst von der städtischen Buchhaltung
und sodann von dem betreffenden Referenten des magistratischen Tanitätsdepartemeut zu vidieren sind.

Arbeitsleistungen und Lieferungen , welche den Betrag von 200 fl. übersteigen , bedürfen der
vorherigen Genehmigung des Magistrates und sind hierüber in der Regel Kostenanschläge vorzu¬
legen, welche der geschäftsmäßigen Behandlung zu unterziehen sind.

Nur wenn Gefahr im Verzüge ist, hat der Verwalter die unumgänglich nothwendigen
Anordnungen sofort zu treffen, hierüber aber ungesäumt die nachträgliche Genehmigung des
Magistrates zu erwirken.

Z 24 . Die Verwaltung ist verpflichtet, sämmtliche, auf die Geldgebarung , Evidenzhaltung
der Präliminarcubriken , Ausführung der Bestellungen der Parteien , Controle des Dienstpersonales :c.
im Centralfriedhofe nothwendigen Cassa-, Wochenlisten-, Gruppen -, Arbeits -, Evidenz - uud
sonstigen Bücher genau und gewissenhaft zu führen , sich rücksichtlichaller auf die Ausschmückung
uud Beleuchtung der Gräber uud Grüfte bezugnehmenden Bestellungen und Arbeitsleistungen an
den Vvn der Gemeinde Wien festgesetzten Preistarif zu halten und die Ausschmückung und Beleuch¬
tung jener Gräber nach Vorschrift durchführen zu lassen, welche von der Gemeinde Wien entweder
aus eigene Kosten oder auf Grund von diesbezüglichen Graberhaltungs - Widmungen zur Aus¬
schmückung übernommen werden.

Jenen Parteien , welche die Zatstung für eine schon durch längere Zeit besorgte communale
Grabausschmückung nicht rechtzeitig leisten, hat die Friedhosverwaltung ein Mahnschreiben zu sende».

Die seit 1. November 1876 aus dem Centralfriedhofe bestandene Sicherheits¬
wachstube wurde mit 31 . December 1891 aufgelassen, da durch die Einbeziehung des
Eentralfriedhofes in den Bereich der k. k. Polizeidirection Wien der Grund für die
Exponierung Vvn Wachorganen entfiel.

Die Aufstellung des Monumentes der Märzgefallenen hatte »ach dessen Über¬
führung vom Schmelzer Friedhofe im Jahre 1888 am Centralfriedhofe stattgefunden.
(Siehe Berwaltungsbericht für das Jahr 1888 , 204 ) .

Seitens des Gemeinderathes wurde nun am 5 . April 1889 der Beschluss gefasst,
dieses Monument mit einer Ilmgitterung zu versehen, wofür ein Kostenbetrag Vvn
3700 fl. genehmigt wurde ; die Aufstellung des Gitters erfolgte im Jahre ' 1890.

Mit dem Beschlüsse der Friedhofscommission des Gemeinderathes vom 13 . März
I89l , wurde dem Otto Völker ssir . lvertrete » durch Karl Habenichts über fein dies-
fälliges Ansuchen die Bewilligung ertheilt , zur Bestattung einiger Gratisleichen probe-
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weise die Vvn ihm erfundenen Gipssärge kostenfrei beizustellen . Diese Beivilligung wurde
uns die Tuner von fünf Jahren gegeben , ferner wurde bestimmt , dass die Beschasfen-
hcit der Särge , svwie der Zustand der Leichname uns eigene Gefahr »nd Uvsten des
Bittstellers schon nach Ablauf des ersten Jahres nach der Bestattung eommissionell zu
eonstatieren und sohin alljährlich , selbstverständlich an verschiedenen Dbjeeten , Beobachtungen
an Särgen und Leichen zu mache » sind . Diese Untersuchungen wurden alljährlich vor-
gcnvmmen ; die definitive Entscheidung über die Berwcndbarkeit solcher Särge erfolgte
erst im Jahre 1894.

Graberhaltungs - Widmuugen . Mit dem Beschlüsse vom 28 . November 1899

ermächtigte der Stadtrath den Blagistrat , Graberhaltungswidmungen , welche den vom
Gcmeinderathe mit den Beschlüssen vom 10 . Jänner 1880 und vom 10 . November 188l
genehmigten grundsählichen Bestimmungen vollkommen entsprechen , im eigenen Wirkungs¬
kreise zu erledigen , ordnete aber gleichzeitig an , dass alljährlich gelegentlich des Rechnungs-
abschlusses ein Bericht über die im Laufe des Jahres erfolgten Gralwrhaltnngswidmnngen,
deren Erträgnis und Verwendung zu verfassen und vorznlegen ist.

Ende des Jahres 1888 bestanden für den Wiener Ccntralfriedhvf 97 Grab-
erhaltnngswidmnngen mit einem Capitale Vvn 46 .606 fl. 65 kr., in den Berichtsjahren

ergab sich ein namhafter Zuwachs derselben , und zwar im Jahre

1889 von 26 mit 13 .026 fl . 6 kr. Capital
1890 „ 32 „ 14 .920 „ — „
1891 „ 42 „ 24 .904 „ 60 „
1892 „ 23 „ 10 .684 „ 48 „
1893 „ 39 „ 13 .795 „ 79 „

o dass zu Ende des Jahres 1893 für den Wiener Centralfriedhvf allein 259 Grab-
crhaltungswidmungen mit einein Capitale vvn 124 .097 fl . 58 kr. in der Verwaltung
der GemeiiM standen.

Ehrengräber . I » den zur Bestattung historisch denkwürdiger Personen reser¬
vierten Anlagen des Wiener Centralfriedhofes wurden von der Gemeindevertretung auch
in dieser Berichtsperiode Ehrengräber votiert , und zwar in der Gruppe 14 ^ . : im
Jahre 1889 für Ludwig Anzengruber ; im Jahre 1890 für Josef Ritter v . Arneth,
Dr . Brestel und Hans Makart ; im Jahre 1891 für R . von Weilen und Gras
Morzin ; im Jahre 1892 für Freiherr » von Schmidt , I . H . Stendel und R . v . 11hl;
im Jahre 1893 für K . Leop . Müller und Aug . von Pettenkofeni in der
Gruppe 32 ^ . : im Jahre 1889 für Ed . van der Nüll ; im Jahre 1890 für Joh.
Nestroy und CH. W . Gluck ; im Jahre 1891 für R . v . Herbeck und I . B . Streicher;
im Jahre 1893 für Ed . von Bauerufeld ; bei der Gruppe XXI : im Jahre 1889
für Csorich de Monte Creko und Tr . Viszauik ; im Jahre 1891 für Tr . Joh . Nep.
Vogl ; im Jahre 1892 für Haidinger . Fürst von Jablonowsky , I . G . Seidl,
A . M . Storch , Jda Pfeiffer und I . G . Müller ; im Jahre 1898 für Franz Nissel.

Arkadengrüfte.  In der Berichtsperiode wurde das Beuützungsrecht au 8 Arknden-
grüfteu erworben , so dass Ende 1893 25 Arkadengrüfte vergeben waren.

31 *
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Zahl der beerdigten Leichen und Exhumierungen . Seit dem Bestände des
Wiener Centralfriedhofes (1. November 1874 ) bis Ende 1893 wurden daselbst beerdigt:

im allgemeinen Thcile:  in gemeinsamen Gräbern 324 .579 Leichen
,, „ ,, ,, Einzelngräbern 43 .260 ,,

„ Grüften . . . . 2 .186 „

zusammen . . 370 .025 Leichen
auf der israelitischen Abtheilung  desselben . 25 .026 „

daher im ganzen . . 395 .051 Leichen

Außerdem wurden seit dem 19jährigen Bestände des Friedhofes 34 .422 Särge
mit Leichentheilen in 14 .987 Grabstellen beigesetzt.

Die Zahl der Exhumierungen  auf den, Centralfriedhofe betrug im Jahre
1889 : 89 . 1890 : 109 , 1891 : 130 , 1892 : 142 und 1893 : 139.

S. Die übrigen Friedhöfe im Gemeindegebiete.
Zum Zwecke der Erzielung einer entsprechenden Communication wurde mit Beschluss

des Gemeinderathes vom 5 . April 1893 im Matzleinsdorfer Friedhofe , X . Bezirk,
die Eröffnung einer Parkgasse in der Breite von 3 Meter entlang der Baulinie der
Herzgasse bis zur Dampfgasse genehmigt und für die Herstellung der Einfriedung für
die Friedhofsanlagen ein Kostenbetrag von 1500 fl. 48 kr. bewilligt.

Auf dem Meidlinger Friedhofe  wurde zum Schutze des diesen Friedhof be¬
suchenden Publicums im Jahre 1892 eine Wartehalle erbaut.

Mit dem Beschlüsse des Stadtrathes vom 26 . April 1893 ist die Erbauung von
Anstandsorten am Hietziuger Friedhofe,  XIII . Bezirk, genehmigt und hiefür der
Kostenbetrag von 1350 fl. 5 kr. bewilligt worden.

Anlässlich der Entscheidung über ein Ansuchen um Rückvergütung der Gebür für
ein im Hietzinger Friedhofe  erworbenes , jedoch durch Exhumierung leergewordenes
und der Gemeinde Wien zur Verfügung gestelltes eigenes Grab genehmigte der Stadt¬
rath mit Beschluss vom 5 . Juli 1893 principiell , dass bei Rückvergütung Hon Grabstell¬
gebüren für eigene iFamilien -) Gräber in jenen Friedhöfen der einbezogenen Vororte,
bezüglich welcher nicht schon die Friedhofsordnnng diesfalls eine Bestimmung enthält,
die mit dem Gcmeinderathsbeschlusse vom 17 . October 1876 genehmigten Bestimmungen
Anwendung zu finden haben , denen zufolge im Falle der Rückstellung  eines erworbenen
und leeren Grabes die eingezahlte Grabstellgebür abzüglich eines Betrages von
2 fl. 50 kr. für je ein Jahr der Benützung des Grabes — wobei das begonnene Jahr
stets als voll zu rechnen ist — sowie abzüglich der Grundtaxe von 3 fl. rückvergütet wird.

Über ein Ansuchen der Mausoleenbesitzer am Ober - St . Veitcr Friedhöfe  wegen
Herstellung entsprechender Wege zu ihren Grabstellen wurde vom Stadtbauamte ein
Prvject ausgcarbeitet , das die Herstellung einer Stiege in Verlängerung des Friedhof¬
mittelweges , sowie einer Rampe zum Gegenstände hat ; die Beschlussfassung des Stadt¬
rathes hierüber erfolgte erst im Jahre 1894.

Zur Behebung des Wassermangels auf dem Baumgartner Friedhofe  wurden
daselbst Cisternen behufs Aufnahme der Niederschlagswässer angelegt , welche gut
sunctionierten ; auf demselben Friedhofe wurden die bestehenden Alleen ergänzt und in
Fortsetzung derselben neu angelegt.

Mit der Kundmachung des Magistrates vom 22 . April 1893 wurde verlautbart,
dass diejenigen Einzelngräber im Hernalser Friedhofe, für  welche in Gemäßheit des
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K 7 der Friedhofsordnung vor Ablauf Vvn 10 Jahren vom Tage der Erwerbung des
Benutzungsrechtes die Gebür für einen neuerlichen Turnus von 10 Jahren nicht recht¬
zeitig erlegt worden ist, geöffnet und wieder vergeben werden.

Mit dem Ertaste des k. u . k. Reichs-Kriegsministeriums vom 22 . December 1891
wurde erklärt , dass die Beerdigung der in der Garnison Wien sterbenden
Militärpersonen mohammedanischen Glaubens nach dem Ritus dieser Religion
zu erfolgen habe.

Infolge dessen ersuchte das k. n . k. Platzcommando in Wien beim Magistrate um
die Überlassung einer abgesonderten Begräbnisstätte für solche Militärangehörige im
neuen Döblinger Friedhofe ; hierüber wurden die Verhandlungen eingeleitet und
mit dem Stadtrathsbeschlusse vom 3 . December 1892 der Überlassung eines abgesonderten
Grundstückes zu diesem Zwecke an das Militärärar unter gewissen Bedingungen zu¬
gestimmt.

Für die meisten der gelegentlich der Bororteeinverleibung in die Gemeinde¬
verwaltung übernommenen Friedhöfe bestehen ebenfalls Graberhaltungs -Widmungen,
welche zum Theile bereits von den Vertretungen der einverleibten Gemeinden angenommen
worden waren , theils in den Jahren 1892 und 1893 neu hinzukamen. Die Gesammt-
zahl dieser Widmungen bezifferte sich zu Ende des Jahres 1893 mit 84 ; das Widmungs-
capital betrug im ganzen 64 .533 fl. 47 kr.

v. Veterinär -Polizei.

Nachdem die Maul - und Klauenseuche in den letzten Monaten des Jahres 1888
in Galizien eine größere Verbreitung erlangt hatte und durch Schweinetransporte aus
dieser Provinz nach den westlichen Ländern der Monarchie und damit auch ans den
Centralviehmarkt in St . Marx verschleppt worden war , fand sich die Regierung zu
energischen Maßnahmen behufs Hintanhaltnng der Weiterverbreitung dieser Seuche ver¬
anlasst , wodurch der Handel und Verkehr mit galizischem Borstenvieh mehrfachen Ein¬
schränkungen unterworfen wurde . Es wurde aber auch die Gemeinde Wien gezwungen,
für die fortgesetzte umfassende Reinigung und Desinfectivn des Marktes mit bedeutenden
Arbeitskräften große Kosten aufzuwenden.

Durch den Erlass des k. k. Ministeriums des Innern vom 27 . December 1888,
Z . 22 .882 an die k. k. Statthalterei in Lemberg wurde nämlich angeordnet , dass Borsten¬
vieh ans Galizien nur im Eisenbahnverkehre , und zwar direkte nach den Stationen
Wien— St . Marx und Wr .-Neustadt verladen und dahin befördert , Vvn diesen beiden
Stationen aus jedoch erst dann in den öffentlichen Verkehr oder zum Exporte zngelassen
werden dürfe , wenn seit der in Galizien zuletzt stattgefundenen Verladung der Zeitraum
vvn acht Tagen verflossen war und nach Ablauf dieser Frist der vollkommen unbedenk¬
liche Gesundheitszustand der betreffenden Thiere sichergestellt wurde . Vor Ablauf dieser
Frist war eine Abfuhr solcher Thiere nur zur sofortigen Schlachtung innerhalb des
Gemeindegebietes der vorgenannten Zwangsstationen gestattet.

Mit dem Erlasse vom 15 . Jänner 1889 , Z . 925 fand sich jedoch das k. k. Ministerium
des Innern bestimmt, zu gestatten, dass solche am Viehmarkte St . Marx eingestellte
galizische Schweine auch vor Ablauf der achttägigen Observativnsfrist von Fleischhauern
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und Selchern der Vorvrtegemeinden Wiens ungetanst und unter gewissen Bedingungen
in die Vororte abgeführt werden kannten . Auch wurde gestattet , an Maul - und Klauen¬

seuche erkrankte ader verdächtige gali,zische Schweine am Wiener Markte selbst zu
schlachten und als Weiducrschweine srei abzuführen.

Infolge dieses Zugeständnisses wurde mit Genehmigung des Gemeinderathes am
Biehmarkte eine Stechbrücke für Schweine mit den Kosten von 1035 st . hergestellt,
welche bereits am 23 . Jänner 1889 in Benützung genommen werden konnte nnd in
welcher viele Tausend Schweine geschlachtet wurden.

In der Zeit vom 1. Jänner bis 12 . April 1889 standen 62 .000 Schweine am

Borstenviehmarkte St . Marx in Sbscrvation und wurden 87 Partien mit zusammen
4247 Schweinen wegen Maul - und Klauenseuche beanständet.

AnS Anlass der immer größeren Verbreitung , welche die bezeichnet Seuche im
März 1889 in einem großen Theile Galiziens nnd der übrigen Königreiche nnd Länder
erlangt hatte , wnrden durch die Verordnung der k. k. Ministerien des Innern , der Justiz , deS
Ackerbaues und des Handels vom 29 . März 1889 , N . G . Bl . Nr . 37 weitere Maß¬

nahmen zur Hintanhaltnng der Verschleppung der Maul - und Klauenseuche aus Galizien
erlassen.

Die wichtigste Anordnung war die , dass Schweine in den galizischen Eisenbahn¬
stationen für Wien nnd die Wiener Vororte nur dann verladen werden durften , wenn
sich der Versender darüber ausgewiesen hatte , dass diese Schweine von Fleischern oder
Selchern WienS nnd der Vororte bestellt worden waren , wobei die bezüglichen Bestell¬
scheine auch behördlich vidiert sein mussten , um das Bezugsrecht des Bestellers zu
legitimiere » .

Der Magistrat hat aus diese Weise in der Zeit vom 10 . April 1889 bis 11 . Juli 1890
l l84 Bestellscheine mit der VidiernngSclansel versehen.

Solche Schweine mussten nach ihrem Einlangen auf dem Bahnhofe in St . Marx
von den Bestellern sofort übernommen und mittels Wagen in die Schlachtstätten über¬
führt werden.

Seit dem Inkrafttreten dieser Ministerial -Verordnung , d . i. seit 12 . April 1889
war demnach das galizische Borstenvieh vom Marktverkehr am Wiener Markte aus¬
geschlossen.

In der Periode des Bezuges galizischer Schweine mittels Bestellscheinen wurden
ans dem Bahnhöfe zu St . Marx 246 .560 galizische Schweine ausgeladen und davon bei
der thierärztlichen Untersuchung 165 Partien mit zusammen 7052 Schweinen wegen
Maul - und Klauenseuche beanständet . Unter diesen befanden sich 1612 kranke Thiere,
welche ans der Stechbrücke des Marktes der Schlachtung unterzogen wurden.

Die behördlicherseits gemachten Wahrnehmungen über den andauernd günstigeren
Stand der Maul - und Klauenseuche in Galizien bestimmten das k. k. Ministerium des

Innern im Einvernehmen mit den k. k. Ministerien der Justiz , des Handels nnd , des Acker¬

baues , das galizische Borstenvieh vom 14 . Juli 1890 an zum Marktverkehre auf dem
Eentralviehmarkte St . Marx wieder zuzulassen , nachdem die Gemeinde Wien mit
bedeutenden Koste » eine eigene vollständig abgeschlossene Marktabtheilnng an der Bahn¬
ausladerampe für diesen Zweck hergerichtet hatte . Als Markttag für die galizischen
Schweine war der Freitag jeder Woche bestimmt nnd war der Ankauf solcher Schweine
nur den Fleischhauern , Selchern nnd Gastwirren in den zum Wiener Markkrayvn
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gehörigen Gemeinden gestattet. Diese Gewerbetreibende» hatten ihre Gewerbsberechtignng
gegenüber der Marktbehördc durch eine ihnen von Seite der Gewerbebehörde oder der
betreffenden Gemeindevorstehung ausgestellte Legitimation nachznweisen.

Infolge dessen wurden vom Magistrate in der Zeit vom 14, 'Juli 1890 bis
7, Jänner 1892 an die in Wien sesshaften Gewerbetreibenden 287 Legitimations-
Karten ansgefolgt.

Die Käufer erhielten für die zur Schlachtung abgeführten Schweine vom Markt-
evmmissariate Abfuhrscheine eingehändigt und hatten die Verpflichtung, das Einlangen
galizischer Schweine im Schlachtvrte dem Gemeindenmtedurch Vorweisung des Absnhr-
scheines anzuzeigen.

Die citierte Ministerialverordnung enthielt weiters die Anordnung, dass die ans
dem Centralviehmarkteangekauften galizischen Schweine spätestens am Mittwoch nach dein
Markttage, an welchem sie angetanst wurden, geschlachtet werden mussten. Den Beschau¬
organen oblag die Aufgabe, hierüber zu wachen und die erwähnten Abfnhrscheine mit
der Bestätigung über die vollzogene Schlachtung versehen, an das Marktcommissariatin
St , Marx behufs der Controle einznsenden. Diese Blastregel wurde strenge gehandhabt,
und wurden Übertretungen nach den Strafbestimmungen des allgemeinen Thierseuchen¬
gesetzes'geahndet. Die bei der genauen thierärztlichen Untersuchungder in St , Marx
cingelnngten Sendungen als krank befundenen Thiere, sowie jene, welche während ihrer
Anwesenheit ans dem Markte erkrankten, endlich alle unverkauft gebliebenen Schweine
mussten ans der Stechbrücke des Marktes geschlachtet werden. Die letztere erwies sich
mit Rücksicht ans die vielen Schlachtungen, welche daselbst vorgenommenwurden, als
zu klein und bewilligte der Gemeinderath eine Erweiterung derselben.

Mit der Ministerialverordnung vom 13, Mai 1891, R , G, Bl , Rr , <>1 wurde
die Verlegung des Markttages von Freitag ans Dienstag und die Verfrachtung unver¬
kauft gebliebener Schweine nach dein Borstenviehmarkiein Wr,-Nenstadt zu dem Zwecke
bewilligt, um eine Erleichterung für den localen Geschäftsverkehr herbeiznführcnund
den Bvrstenviehhändlern ein neues Absatzgebiet zu eröffnen, wodurch die bis dahin ans
Wien angewiesene Handelswaare erheblich in, Werte stieg. Mittlerweile wurde über
Veranlassung der Regierung von der Stadtgemeinde Biala eine Confiniernngsanstalt für
galizische Schweine errichtet, deren Eröffnung am 10, Februar 1892 erfolgte.

Aus diesem Anlasse, sowie im Hinblicke auf die wesentliche Besserung des Gesundheits¬
zustandes des Borstenviehes in Galizien fand sich das k, k, Ministerium des Innern
zufolge Verordnung vom 27, Jänner 1892 , R , G, Bl , Nr , 14 bestimmt, weitere
veterinnrpvlizeiliche Verfügungen zur Regelung des Verkehres mit galizischen Schweinen zu
treffen. Mit dieser Verordnung wurde nämlich unter Aufhebung der bis dahin bestandenen
Berkehrsbeschränknngen für Borstenvieh ans Galizien gestattet, dass die ans dem Eentral-
viehmarkte in Wien einlangende» Sendungen gleich jene» der übrigen Provenienzen
behandelt werden, wenn dieselben die Confiniernngsanstalt in Biala passiert haben.

Die Consiniernng der Schweine verfolgt den Zweck, auch bei einer grösseren Aus¬
breitung von Seuchen unter den Schweinen die Ausfuhr derselben in alle Kronländer
des Reiches und in das Ausland sicherzustellen, was dadurch erreicht wird, dass die in
Handel kommenden Schweine in der Confiniernngsanstalt durch 5 Tage unter veterinär-
polizeilicher Beobachtung sieben und nach Ablauf dieser Beobnchtungsperiodeim Falle
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der Coustatierung ihres unbedenklichen Gesundheitszustandes in den freien Verkehr gebracht
werden dürfen.

Am 1. Jnni 1893 wnrde eine zweite Confinierungsanstalt in Krakau errichtet und
infolge dessen mit der Ministerialvervrdnung vom 15 . Mai 1893 , R . G . Bl . Nr . 83
der Cousinierungszwaug auch auf die Ausfuhr von Schweinen aus dem Herzogthume
Bukowina ausgedehnt.

Der freie Handelsverkehr mit galizischen Schweinen ist demnach seit 10 . Februar 1892
wieder gestattet . Der Auftrieb solcher Schweine am Wiener Markte betrug im Jahre 1892
80 .480 Stück und steigerte sich im Jahre 1893 auf 96 .592 Stück.

Wie aus dem bisher Angeführten hervorgeht , war die Regierung bemüht , mit
den wirksamsten Mitteln die Hintauhaltung der Weiterverbreitung und die Tilgung der
Maul - und Klauenseuche im Reiche herbeizuführen , was naturgemäß von nachtheiligem
Einflüsse auf die Beschickung de§ Wiener Marktes begleitet war . Die zahlreichen im
Sinne des Thierseuchengesetzes verhängten Sperrungen einzelner verseuchter Bezirke, ja
selbst ganzer Ländertheile Oesterreich-Ungarns , welche notorisch die Bezugsquellen des
Wiener Marktes waren , hatten eine bedeutende Verminderung der Beschickung des
Wiener Marktes zur Folge . Aus Approvisionierungs - Rücksichten wurden jedoch für
derlei Fälle im ThierseuchengeseNe vorgesehene Ausnahmsbestimmungen für >größere
Eonsumorte in Anwendung gebracht und sind allwöchentlich mehrere Hundert Stück Vieh
ans noch »»verseuchten Orten verseuchter Bezirke zum Zwecke der sofortigen Schlachtung
auf Grund ertheilter Specialbewilligungen zur Vermarktung auf den Contumazmarkt
gebracht worden.

Die Seuche , welche im Jahre 1888 begonnen und im letzten Viertel des Jahres 1889
ihren Enlminatiouspunkt erreicht hatte , hielt auch in den darauffolgenden 3 Jahren mit
mehr weniger starker Intensität an , worunter auch die Gesundheitsverhältnisse der
Nutzviehbestände Wiens sehr zu leiden hatten , weil zahlreiche Stallsperren in den ver¬
seuchten Bezirken verhängt werden mussten , und infolge dessen die Neneinstellung von
Melkkühen bis zum Erlöschen der Seuche unstatthaft war.

Erst im Jahre 1893 ist ein erfreulicher Umschwung in den Gesundheitsverhältnissen
der Viehbestände des Reiches , sonach auch in Wien und unter den auf dem Wiener
Eeutralviehmarkte eingebrachten Viehsendungen eingetreten.

Was speciell das Stadtgebiet von Wien betrifft , so ist dasselbe seit 14 . August 1893
frei von Maul - und Klauenseuche geblieben . Dieser Erfolg ist der umsichtigen Hand¬
habung der Veterinürpolizci und dem zielbewussten Eingreifen aller bei der Thier-
seuchentilguug betheiligt gewesenen Factoren zuzuschreiben und verdient hervorgehoben zu
werden , dass das k. k. Ministerium des Innern zufolge Erlasses vom 31 . August 1893
sich veranlasst gesehen hat , dem Wiener Magistrate für die erfolgreiche Handhabung der
Veterinärpolizei seine volle Anerkennung auszusprechen.

Wiewohl durch den zwischen Österreich-Ungarn und dem Deutschen Reiche abge¬
schlossenen Handelsvertrag das genannte Reich in der zweiten Hälfte des Jahres 1891
seine Grenzen unserem Exporte eröffnete , gestatteten es die sanitären Zustände des
Wiener Marktes doch nicht, Rinder von diesem Markte auszuführen . Der Wiener Markt
diente deshalb während der Berichtsjahre größtentheils nur zur Deckung des Bedarfes
von Wien und Umgebung.
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Was den Export vvn 2chäsen vom Wiener Markte anbelangt , so hatte der¬

selbe durch zollpolitische und veterinärpolizeiliche Maßnahmen , die seitens der französische»
Regierung ergriffen wurden , derart zu leiden , dass derselbe im Jahre 1890 ganz
aufgehört hat und bloß geschlachtete Schafe nach Paris exportiert worden sind.

Am 1 . Februar 1892 trat in Frankreich ein neuer Zolltarif in Wirksamkeit und

konnte infolge der Ermäßigung des dortigen Einfuhrzolles Mitte März 1892 der
Export lebender Schafe wieder ausgenommen werden . —

Im Verfolge des SenchentilgungSverfahrens sind im legislativen Wege zwei
wichtige Gesetze ins Leben gerufen worden , nämlich : k. Das Thierseuchenfonds -Gesetz
für Niederösterreich vom 11 . April 1891 , L . G . Bl . Nr . 86 , betreffend die Gründung
von Thierseuchensonds behufs rascherer Tilgung der Rotz - und Wurmkrankheit und des
Milzbrandes der Einhufer (Pferde , Maulthiere , Esel ) , dann des Milzbrandes , des
Rauschbrandes und der Perlsncht (Tubercnlvsej der Rinder und 2 . das Reichsgesetz
vom 17 . August 1892 , R . G . Bl . 142 , betreffend die Abwehr und Tilgung der Lungen¬

seuche der Rinder.

Beide Gesetze erweisen sich als höchst vortheilhast für die Biehbesitzer Wiens.

Durch dieselben ist für den Magistrat als politische Behörde , respective für die
magistratischen Bezirksämter und die Peterinärvrgane eine vermehrte Thätigkeit erwachsen.
Nachdem beide Gesetze auf dem Principe der Entschädigung der Eigenthümer , deren
Viehbestand von einer der obgenannten Viehseuchen betroffen wird , basieren , so ist
alljährlich der Viehbestand Wiens (Pferde und Rinder ! anfznnehmen und in vor-
kvmmenden Senchenfällen , die sich ziemlich häufig auch in den Wiener Schlachthäusern
bei geschlachteten Rindern ergeben , im Sinne dieser Gesetze und des allgemeinen Thier¬
seuchengesetzes amtznhandeln.

Das zur Tilgung der Lungenseuche unter dem Rindvieh eingeleitete Verfahren
war auch für die Beschickung des Wiener Marktes , beziehungsweise für die Apprvvisioniernng
Wiens insoferne von Bedeutung , als der größte Theil des zur Schlachtung bestimmten
lnngensenchenverdächtigen Viehes aus den österreichischen Provinzen auf den Wiener
Contumazmarkt gebracht wurde und lungenseuchenverdächtiges , nach Österreich importiertes
Rindvieh aus 13 in das Lnngenseuche -Sperrgebiet einbezogenen Comitaten Ungarns
ausschließlich nur nach Wien zur Aufstellung auf dem Contumazmarkte gebracht werden durfte.

Im Jahre 1892 waren daselbst 1557 lungensenchenverdächtige Rinder und 74 Kälber
und im Jahre 1893 , 20 .477 Rinder und 196 Kälber zum Verkaufe ausgestellt.

Ein besonderes Augenmerk wurde seitens der Veterinärbeamten dem Verkehre mit
Nutzvieh , welcher sich zumeist in den privaten Handelsstallungen der Bezirke XIl , XHI.
XIV und XV abwickelt , zugewendet.

Der Verkehr in diesen Stallungen ist ein bedeutender , was sich daraus ergibt,
dass in denselben im Jahre 1893 14 .489 Kühe , 10 .031 Kälber und 77 Stiere zum
Verkaufe ausgestellt waren.

Die weitaus größte Anzahl der in Wien zum Verkaufe bereit gehaltenen Nutzthiere,

vorwiegend Kühe , ist in den Handelsställen des XIII . Bezirkes ausgestellt , so dass dieser
Bezirk als das Centrnm des Nntzviehhandels anzusehen ist.

Er beherbergte im Jahre 1893 7191 Kühe , 7308 Kälber und 67 Stiere.



490 XV » . Gesundheitswesen . — IX Veterinär -Polizei.

Zn diesem Gesammtauftriebe im Inlire 1893 lieferten:
8 übe Kälber Stiere

Tirol. . . 5369 5455 43

Mähren. . . 2920 1363 10

Salzburg. 1169 1188 17

Oberösterreich. . . 1133 1272 2

Böhmen. . . 379 379 —

Schlesien . . . . . . . 240 241 —

Vorarlberg. . . 157 47 —

Niederösterreich . . . . . . 74 57 3

Kärnten. . . 2ks 27 1

Steiermark. 2 —

Großherzogthum Baden . 17 1

Fürsteuthum Liechtenstein . 3 — —

Bei der im Jahre 1898 erfolgte » Ausnahme des gesammten Viehstaudes Wiens

wurden 31 .947 Pferde . 14 .923 . Rinder . 59 Schafe . 2634 Ziege » und 3247 Schweine
gezählt.

b> Städtlschr Waseumeisterri.
Mit dein Gemeinderathsbeschlusse voni 8 . Februar 1890 wurde die Vergrößerung

der Schlagbrücke , die Erweiterung und Reconstruction der Knvchendarre nebst anderen
kleineren Herstellungen in der thermo -chemischen Anstalt in Kaiser -Ebersdorf genehmigt,
und hiefür der Kostenbetrag von 8690 sl. 85 kr. bewilligt.

Für die Adaptierungsarbeiten wurde von Seite der k. k. Bezirkshauptmannschaft
Bruck an der Leitha am 18 . August 1890 die Baubewilliguug ertheilt . und wurden
sodann die Arbeiten in Angriff genommen.

Während der Vornahme derselben wurde auf die ungestörte Fortführung des Betriebes
der Anstalt im vollsten Maße Rücksicht genommen , und hat derselbe auch keine Unter¬

brechung erlitten.
Weiters wurde mit Stadtrathsbeschlusse vom 30 . Juli 1891 die Beistellung eines

neuen großen Digestors , sowie die Herstellung einer Fangvorrichtung an dem Lasten-

auszuge in der Fleisch - und Knvchendarre daselbst genehmigt , welche Objecte noch im
Lause des Jahres 1891 sertiggestellt und in Benützung genommen wurden.

Der Rayon des städtischen Wasenmeisters , welcher bis 1 . Jänner 1892
nebst den Bezirken I bis X auch das Gebiet der Borvrtegemeinden Simmering , Neu-
lercheuseld . Ottakring , Hernals , Währing und Weinhans umfasst hatte , wurde mit diesem
Zeitpunkte auf das ganze neue Gemeindegebiet ausgedehnt.

Infolge dessen wurde eine Novation des im Jahre 1888 mit dein Wasenmeister

Johann Logar  abgeschlossenen Vertrages vorgenommen und zufolge Gemeinderaths-

beschlnsses vom 25 . November 1891 der Betrieb der städtischen Wasenmeisterei in

sämmtlichen 19 Gemeindebezirken Wiens vom 1. Jänner 1892 au dem Genannten aus
die Dauer von 5 Jahren , d . i. bis Ende December 1896 gegen einen jährlichen
Bestand,zins von 6200 sl. übertragen.

Mit demselben Gemeinderathsbeschlusse wurde auch ein neuer Daris der Wasen-

meistergebüren für alle 19 Bezirke gleichmäßig festgesetzt.
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Der Wasenmeister ist berechtigt, nachstehende Gebürcn einzuheben, nämlich:
u) Für das Abhalen und Vertilgen eines gefallenen größeren Thieres, wie: Rind. Pferd.

Esel n, dgl . ivenn die Haut dem Wasenmeister überlasse» wird, 2 fl. 25 kr. per Stück,
wenn aber der Eigenthümer deS gefallenen Thieres die Hant für sich in Anspruch
nimmt, l> fl. per Stück.

5) Im Falle einer Nothschlachtung im Stalle deS Viehbesitzers oder in den städtischen
Schlachthäusern bei Überlassung der Hant und des Fettes an den Eigenthümer
des Thieres 4 fl. 95 kr. per Stück.

c) Für das Abholen und Vertilgen gefallener Kälber, Schafe, Ziegen »nd Schweine
nebst Überlassung der Haut an de» Wasenmeister 75 kr. per Stück.
Diese Gebüren hat der Wasenmeister von dem Bescher der Thiere und nur dann,

wenn die Gemeinde Wien nach Anordnung des 8 42 des Gesetzes vom 29 Februar 1880,
R . 01. Bl . Nr . 95, betreffend die Abwehr und Tilgung ansteckender Thierkrankheiten,
für die obbezeichneten Leistungen anS eigenen Mitteln auszukommen hat, von der Gemeinde
zu erhalten. Im lichteren Falle hat der Be sin er der Thiere an den Wasenmeister keine
wie immer Namen habende Gcbür zu zahlen.

Der Wasenmeister ist ferner berechtigt, nachstehende Gebürcn zu beziehen und zwar
infolge Gemeinderathsbeschlusses vom 90. Jänner 1877:

u) Tie Anslösegebür von drei Gulden öftere . Währ , für jeden gefangenen, vom
Eigenthümer aber innerhalb der geschlichen Frist reclamierten und bei der vorans-
gegangenen thierärztlichenUntersuchung gesund befundenen Hund:

k>) die Verpflegsgebürvon täglich 15 Kreuzern öftere . Währ , für jede» gefangenen,
während der geschlichen Reclamationssrist in Verwahrung gehaltenen Hund, und
infolge Erlasses der k. k. Polizei-Hofstelle vom 9. August 1898

c > den Betrag von 5 Kreuzern österr . Währ , für jedes aufgelesene Aas ohne
Unterschied und für jeden Hund, ohne Unterschied, ob derselbe ausgelöst oder
vertilgt wird.
Tie von den Wasenmeistern in Brunn am Gebirge und in Klosterneuburg gegen

die Erweiterung des bisherigen Wasenmeistersprengels Wien eingebrachten Recursc wurden
von den Lberbehörden abschlägig beschiede».

Hinsichtlich der durch den Wiener Wasenmeister in der Berichtsperiode vertilgten
Thiere und Fleischwaren wird aus das Statistische Jahrbuch der Stadt Wien, Abschnitt
„Beterinärangelegeuheiten" verwiese».
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